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E
s ist das letzte Mal, dass der Bun-
deswehreinsatz in Afghanistan
im Rahmen des ISAF-Mandats
verlängert werden soll. Doch am
vergangenen Donnerstag ver-
suchten die Abgeordneten an-

lässlich des Antrags und des Fortschrittsbe-
richts der Bundesregierung (18/436; 18/466)
nicht nur eine vorläufige Bilanz des Einsatzes
am Hindukusch zu ziehen: Die Debatten
standen mit dem Antrag auf Fortsetzung und
Ausweitung der Ausbildungsmission EUTM
in Mali (18/437) auch ganz im Lichte einer
Diskussion um einen grundsätzlichen Kurs-
wechsel in der Außenpolitik und insbesonde-
re um eine aktivere Rolle Deutschlands auf
dem afrikanischen Kontinent, wie das Bun-
despräsident Joachim Gauck, Außenminister
Frank-Walter Steinmeier (SPD) und Verteidi-
gungsministerin Ursula von der Leyen (CDU)
jüngst eingefordert hatten. 
Die Ministerin stellte in der Debatte zunächst
klar, dass die große Mehrheit aller Bundes-
wehreinsätze und erst recht die Einsätze in
Afrika keine Kampfeinsätze seien, sondern
der militärischen Ausbildung und dem Auf-
bau staatlicher Institutionen  dienten. Das
deutsche Mali-Engagement sei ein Schwer-
punkt in Afrika, das mit der Aufstockung von
180 auf bis zu 250 zu entsendenden Solda-
ten zu intensivieren sei. „Unser Ziel im ver-
netzten Ansatz muss sein, dass Afrika für sei-
ne Sicherheit und Stabilität selbst sorgen
kann“, sagte von der Leyen. 
Niema Movassat (Die Linke) kritisierte, dass
die Bundesregierung von deutscher Verant-
wortung spreche, wo sie eigentlich mehr
deutsche Soldaten im Ausland meine: „Und
das ist verantwortungslos.“ Rainer Arnold
(SPD) warf der Linksfraktion vor, sie übertrei-
be. „Sie reden daher, als wollten die Deut-
schen munter in Kriege nach Afrika ziehen.“
Das Beispiel Mali zeige, dass es „zu spät für
schöne Worte und Diplomatie“ sein kann,
wenn kriminelle und terroristische Banden
die Macht zu übernehmen drohten. Deutsch-
land könne sich nicht zurücklehnen und den
Partnern in Europa und der Nato die Proble-
me überlassen: „Es sind unsere gemeinsamen
Probleme.“ 
Agnieszka Brugger (Bündnis 90/Die Grünen)
kritisierte „unglückliche Formulierungen“der
Verteidigungsministerin, die die Debatte über
einen außenpolitischen Kurswechsel befeuert
habe. Die aufgeregte Diskussion jedoch ver-
hindere, „dass wir uns fundiert mit den spe-
zifischen Konflikten“ beschäftigen. So gebe es
zwar einen „Hoffnungsschimmer für Mali“
und so sei die EUTM Ausbildungsmission ein
„kleiner, aber sehr effizienter Beitrag“. Beim
Versöhnungsprozess zwischen dem Norden
und Süden des Landes und insbesondere mit
den Tuareg sei Deutschland jedoch mehr ge-
fordert als bisher. 

Philipp Mißfelder (CDU) wies darauf hin,
dass man nicht die Politik der militärischen
Zurückhaltung aufgebe, sondern sich „früher,
entscheidender und substanzieller in die Afri-
ka-Politik“ einbringen wolle. Mehr Verant-
wortung zu übernehmen, heiße nicht zwin-
gend mehr Militäreinsätze, sondern mehr Ab-
stimmung mit den Partnern.

Ziviler Aufbau Auf dieser Linie lag in der De-
batte zum Afghanistan-Einsatz der Minister
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung, Gerd Müller (CSU): „Wir brauchen
eine Stärkung der Krisenprävention vor Inter-
ventionen.“ Es sei völlig klar, dass Militärein-
sätze allein keinen Frieden schaffen. „Ein
friedliches Afghanistan hat nur mit einer
nachdrücklichen und international abge-
stimmten Entwicklungszusammenarbeit ei-
ne Chance“, sagte Müller. Deutschland sei be-
reit, 430 Millionen Euro jährlich für den zivi-
len Aufbau zu investieren. 
Außenminister Steinmeier machte die Vo-
raussetzungen dafür deutlich: „Wir brauchen
Sicherheitsrahmenbedingungen“, sagte er.
Der Schlüssel dafür sei das bilaterale Sicher-
heitsabkommen zwischen Afghanistan und

den USA, das von Kabul noch nicht unter-
zeichnet sei. Steinmeier sprach von einer ge-
mischten Bilanz des Einsatzes: Es stimme,
dass viele Ziele nicht erreicht worden seien.
Dennoch müsse das, was geschaffen wurde,
auch nach dem Abzug der Nato-Truppen ver-
teidigt werden. Afghanistan
sei nicht mehr die Ausbil-
dungszentrale des islamisti-
schen Terrors: „Damit ist
schon viel erreicht.“
Gregor Gysi (Die Linke) wi-
dersprach: Diese Ausbil-
dungszentren gebe es nun in
Pakistan oder im Jemen. Der
„Nato-Krieg“ in Afghanistan
sei „die falsche Antwort auf
die Anschläge auf das World
Trade Center“ gewesen, sagte
der Vorsitzende der Links-
fraktion. Statt Erfolge habe es 2013 eine wei-
tere Verschlechterung der Lage gegeben. „Den
Afghanen“, sagte Gysi, „geht es schlechter als
je zuvor.“
Jürgen Trittin (Grüne) sprach von einem pa-
radoxen Befund: So sei es richtig gewesen, das
Taliban-Regime zu stürzen. Dennoch sei der

Einsatz gleichzeitig gescheitert. Das habe
auch mit dem zeitgleichen „Enduring-Free-
dom“-Einsatz der USA zu tun. „Man kann
keinen Rechtsstaat aufbauen, wenn man jede
Nacht Drohnen zu extralegalen Tötungen los-
schickt“, sagte Trittin.

Die Rede vom Scheitern woll-
ten Vertreter der Regierungs-
koalition so nicht im Raume
stehen lassen: Ob der Einsatz
gescheitert sei, entscheide
sich erst nach 2014, sagte
Niels Annen (SPD) „Wir soll-
ten alles tun, damit die Erfol-
ge für die Menschen in Afgha-
nistan erhalten bleiben“, for-
derte er. Und Mißfelder er-
gänzte mit Blick auf die
anstehenden Präsident-
schafts- und Provinzrätewah-

len: „Selbst wenn uns nicht jeder Kandidat,
der sich bewirbt, in den Kram passt: Es wäre
unter der Herrschaft der Taliban unvorstellbar
gewesen, dass es eine Auswahl gibt, dass sich
Frauen zur Wahl stellen und dass es eine Dis-
kussion um die Ausrichtung des Landes 
gibt.“  Götz Hausding/Alexander Heinrich ❚

„Auf Wiedersehen, ich komme wieder.“ Mit
diesen Worten hat sich Bundeslandwirt-
schaftsminister Hans-Peter Friedrich (CSU)
am Freitag – kaum zwei Monate nach seiner
Ernennung – aus seinem Amt verabschie-
det. Er sei nach wie vor der Überzeugung,
dass er „politisch und rechtlich richtig ge-
handelt“ habe, erklärte er am späten Nach-
mittag vor der Presse. Doch sei der Druck
auf ihn so gewachsen, dass er seine Aufga-
ben nicht mehr mit der dafür notwendigen
politischen Unterstützung ausüben könne.
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU)
nahm den Rücktritt mit „großem Respekt
und Bedauern“ zur Kenntnis. Friedrich
übernehme damit „unabhängig von rechtli-
chen Bewertungen“ politische Verantwor-
tung. Ein Nachfolger für Friedrich stand bei
Redaktionsschluss noch nicht fest.
Der Fall des ehemaligen SPD-Bundestags-
abgeordneten Sebastian Edathy zieht damit
immer größere Kreise – und für die frisch
gebackene Regierungskoalition in Berlin ist
die Affäre mit dem Rückzug Friedrichs wohl
noch nicht ausgestanden. Bis Freitagabend
lagen diese Fakten auf dem Tisch: In seiner
damaligen Funktion als Innenminister hat-
te Friedrich im Oktober 2013 SPD-Chef Sig-
mar Gabriel darüber informiert, dass im

Rahmen internationaler Ermittlungen der
Name von Sebastian Edathy im Zusammen-
hang mit Kinderpornografie aufgetaucht
sei. Die Staatsanwaltschaft Hannover prüft
daher nun die Einleitung eines Ermittlungs-
verfahrens wegen des Verrats von Dienstge-
heimnissen und Strafvereitelung im Amt ge-
gen Friedrich. Dieses könne sich außerdem
auch gegen SPD-Politiker und hohe Polizei-
beamte richten, teilte der Leiter der Staats-

anwaltschaft, Jörg Fröhlich, am Freitag in
Hannover mit. Fröhlich bestätigte zudem
erstmals, dass gegen Edathy wegen des Ver-
dachts des Besitzes von Kinderpornografie
ermittelt werde. Nach bisherigen Erkennt-
nissen habe er sich von 2005 bis 2010 Vi-
deo- und Fotomaterial bei einem kanadi-
schen Unternehmen bestellt. Ob es sich da-
bei juristisch eindeutig um Kinderporno-
grafie handele, ließ Fröhlich offen. Er

sprach von einem „Grenzbereich“. Eine Wo-
che zuvor, am 7. Februar, hatte Edathy über-
raschend nach 15 Jahren seinen Rückzug aus
dem Bundestag erklärt und dies mit gesund-
heitlichen Problemen begründet. Kurz da-
rauf wurden seine Wohn- und Büroräume
durchsucht. Nach Darstellung der Staatsan-
waltschaft seien vor der Durchsuchung Fest-
platten entfernt und vernichtet worden. Nun
müssen sich führende Politiker in Berlin un-
angenehme Fragen gefallen lassen: Hat je-
mand Edathy gewarnt? Wer hat wann von
von den Ermittlungen gewusst? 
Der SPD-Innenexperte Edathy hatte sich im
Bundestag zuletzt als Vorsitzender des NSU-
Untersuchungsausschusses einen Namen
gemacht. Die Vorwürfe gegen ihn bezeich-
nete er vergangene Woche als „unwahr“, ein
strafbares Verhalten liege nicht vor. Der
Staatsanwaltschaft Hannover warf er vor,
die Razzien seien unverhältnismäßig gewe-
sen. Johanna Metz ❚

Zur Ausbildung angetreten  
BUNDESWEHR Parlament zieht gemischte Bilanz des Einsatzes in Afghanistan und debattiert über Rolle in AfrikaRand Paul Schützenhilfe von jenseits des At-

lantiks: Just in der vergangenen Woche, als der
Bundestag über die Spähaktivitäten der NSA de-

battierte und auch
die Koalition die Ein-
richtung eines 
Untersuchungsaus-
schusses beantragte,
reichte der republika-
nische US-Politiker
Rand Paul eine Sam-
melklage gegen den
Geheimdienst ein.
Der Senator aus Ken-
tucky verklagt mit

380.000 Menschen Präsident Obama wegen
der „verfassungswidrigen“ Massenüberwa-
chung von Millionen US-Bürgern. Der 51-jähri-
ge gelernte Augenarzt, der der Tea Party nahe-
steht, kämpft nicht nur für die Bürgerrechte der
Amerikaner, sondern auch für die eigene politi-
sche Karriere:Es gilt als wahrscheinlich,dass sich
Rand Paul als Kandidat der Republikaner für die
Präsidentenwahl 2016 aufstellen lassen will – so
wie schon sein Vater Ron Paul 2012. kru ❚

Millionen Beschäftigte wird es laut Jahres-
wirtschaftsbericht 2014 in Deutschland geben.
Das wären 240.000 mehr als im Vorjahr und
damit ein neuer Rekord. Das Wachstum soll in
diesem Jahr 1,8 Prozent betragen, sagte Bun-
deswirtschaftsminister Sigmar Gabriel (SPD)
im Bundestag. Die bisherige Schätzung lag bei
1,7 Prozent. Die Arbeitslosenquote soll von 6,9
(2013) auf 6,8 Prozent im Schnitt fallen.
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Initiator einer
Massenklage 
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»Ich weiß sehr
wohl, was so
eine Summe
bedeutet.«
Christine Lambrecht, Erste Parlamentari-
sche Geschäftsführerin der SPD-Fraktion, im
Bundestag über die geplante Diätenerhö-
hung von zweimal 415 Euro bis Anfang 2015

Das Parlament 
Frankfurter Societäts-Druckerei GmbH 
60268 Frankfurt am Main

Einsatz in Westafrika: Im Rahmen der Trainingsmission EUTM Mali bildet die Bundeswehr auch Pioniere der dortigen Armee aus. Die Bundesregierung will dieses Mandat ausweiten.

Ein Rücktritt und viele offene Fragen

Hat Hans-Peter Friedrich (rechts) Dienstgeheimnisse im Zusammenhang mit Ermittlungen
gegen den früheren SPD-Bundestagsabgeordneten Sebastian Edathy verraten? 
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»Krisen-
prävention
muss vor

Interventionen
kommen.«

Entwicklungsminister 
Gerd Müller (CSU) 

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

FALL EDATHY Die Regierung steckt in einer Krise. Minister Friedrich (CSU) hat sein Amt aufgegeben, doch die Affäre zieht Kreise
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Wenn der Außenminister, die Verteidigungsmi-
nisterin und der Bundespräsident fast zeitgleich
mehr deutsches Engagement in den Krisenge-
bieten der Welt fordern, dürfte die Vermutung,
diese Aussagen seien das Ergebnis konzertier-
ten Handels, schwer zu entkräften sein. Das ist
bemerkenswert, weil die mutmaßliche Allianz
des Staatsoberhauptes und zweier Regierungs-
mitglieder einerseits künftigen Auslandseinsät-
zen deutscher Soldaten eine Marschrichtung
vorgibt. Und andererseits dazu geführt hat und
auch weiterhin bewirken wird, dass Gegner mi-
litärischer Missionen sich umso offensiver da-
gegen positionieren.
Die in der vergangenen Woche engagiert und
emotional geführten Debatten im Bundestag
über die Zukunft der Einsätze deutscher Streit-
kräfte in Afghanistan und Mali waren Beleg da-
für, dass das Parlament seine Verantwortung für
die Bundeswehr sehr ernst nimmt. Welche Be-
drohung für Leib und Leben auch außerhalb ei-
nes unmittelbaren Kampfeinsatzes besteht, hat
gerade der Einsatz in Afghanistan schmerzlich
gezeigt. Jeder neue Auftrag verdient es also,
sorgfältig abgewogen zu werden.
Geografisch rückt dabei Afrika immer stärker in
den Fokus der parlamentarischen Meinungsbil-
dung. Weite Teile des Kontinents stehen unter
dem Einfluss unberechenbarer Gewaltherr-
scher, sind von blutigen Regionalkonflikten ge-
prägt, korrupt und politisch instabil. Das Elend
der Menschen dort darf dem zivilisierteren, de-
mokratisch verfassten Teil der Weltgemein-
schaft nicht egal sein. Aus humanitärer Anteil-
nahme vor Ort, aber auch, weil die aus verzwei-
felten Afrikanern bestehende Flüchtlingswelle
immer stärker über das Mittelmeer nach Europa
schwappt.
Die USA sehen deshalb auch die EU in der
Pflicht und definieren für sich selbst den pazifi-
schen Raum als vorrangiges außenpolitisches
Interessensgebiet. Der Ansatz, mit einer fest in-
stallierten europäischen Einsatztruppe schnell
und unbürokratisch in Krisengebieten eingrei-
fen zu können, klingt daher zunächst beste-
chend.
Allerdings wäre dann noch mehr als ohnehin
schon die Frage zu diskutieren: Wie decken sich
solche Einsätze mit dem Status der Bundeswehr
als Verteidigungsarmee? Früher oder später
wird nicht nur eine politische, sondern wohl
auch eine verfassungsrechtliche Antwort un-
umgänglich sein.

EDITORIAL

Afrika
im Fokus

VON JÖRG BIALLAS 
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Herr Kiesewetter, der Bundestag hat
am Donnerstag der Entsendung von bis zu
3.300 Soldaten nach Afghanistan und
nochmals von bis zu 250 Soldaten für die
Ausbildungsmission in Mali zugestimmt.
Was ist dran an dem Vorwurf, Deutschland
engagiere sich sicherheitspolitisch zu we-
nig?
Wir sind ein wesentlicher Truppensteller
und verlässlicher Partner in der EU, in der
Nato und auch in den Vereinten Nationen.
Sicherheitspolitisches Engagement betrifft
aber nicht nur militärische Einsätze, son-
dern ein viel weiteres Spektrum. Wir sollten
hier das deutsche Engagement  gegenüber
der Bevölkerung und unseren Partnern um-
fassender erklären. Dazu gehört zum Bei-
spiel der Hinweis, wie stark wir weltweit zi-
vil engagiert sind - etwa im Bereich der Ent-
wicklungszusammenarbeit. Was Militärein-
sätze angeht: Solche Einsätze sind keine
Lösung, wenn sie nicht eingebettet sind in
ein zivilmilitärisches Gesamtkonzept. Wir
sind bereit, im Ernstfall militärisch zu unter-
stützen, aber dazu gehören ein klares Ein-
stiegs- und ein klares Ausstiegsszenario, also
deutlich formulierte Ziele und auch eine
Strategie, für den Fall, dass solch ein Einsatz
scheitert. 

Bundespräsident Gauck, Außenminis-
ter Steinmeier und Verteidigungsministe-
rin von der Leyen haben eine aktivere Rol-
le Deutschlands in der Weltpolitik gefor-
dert. Bedeutet das, dass wir uns auf mehr
Auslandseinsätze der Bundeswehr einstel-
len müssen, insbesondere auf mehr Kampf-
einsätze?
Die Diskussion nach diesen Reden erscheint
mir zu stark auf das Militärische fokussiert.
Ich glaube, es geht erstmal darum, dass wir
uns grundsätzlich über unsere außen- und
sicherheitspolitischen Interessen verständi-
gen sollten. Sicherlich gehört Stabilität zu
unseren Interessen, gute Nachbarschaft und
im weiteren Sinne auch freie Handelswege.
Die zweite Frage ist: Welche Aufgaben wol-
len und können wir erfüllen und welche In-
strumente setzten wir dafür ein? Dazu ge-
hört die Entwicklungszusammenarbeit bei
Fragen des Zugangs zu Nahrung, Bildung,
Gesundheit, sauberem Wasser und Energie.
Dazu kommen drittens die Instrumente der
zivilen Krisenprävention, der Rüstungskon-
trolle, der Konfliktbewältigung. Auch freier
Handel kann zu Entwicklung und Stabilität
beitragen.  All dies sind zivile Instrumente,
mit denen wir Interessen wahrnehmen kön-
nen. In bestimmten Fällen können sie eine
militärische Absicherung benötigen, zu der
wir dann auch bereit sein müssen. Zudem
müssen wir uns darüber klar werden, in wel-
chen Regionen wir uns engagieren. Über die-
se vier Punkte - Interessen, Aufgaben, Instru-
mente und Regionen - müssen wir sprechen.
Eine stringente außenpolitische Strategie
macht es auch einfacher, für ein gemeinsa-
mes Vorgehen innerhalb der EU zu werben.
Das bringt uns dann auch nicht in die Ver-
legenheit, fallweise Partner zu unterstützen,
die bereits vorangegangen sind. 

Wie sehr steckt der deutschen Außen-
politik eigentlich noch die Enthaltung
beim Libyen-Einsatz 2011 in den Knochen?
Haben die neuen außenpolitischen Töne
auch mit dieser Entscheidung zu tun?
Das glaube ich nicht. Aber die Libyen-Ent-
scheidung hat zu einem heilsamen Prozess
geführt, etwa zu der Einsicht, dass wir uns
noch enger mit unseren Bündnispartnern
über das Vorgehen abstimmen. Da komme
ich wieder zu dem Vierklang aus Interessen,
Aufgaben, Instrumenten und Regionen.
Man mag zur Libyen-Entscheidung stehen
wie man will. Eines hat sie aber gezeigt: Wir
konnten damals weder dem Ausland noch
der eigenen Bevölkerung vermitteln, dass
wir uns zunächst nicht mit dem Luftaufklä-
rungssystem AWACS in Afghanistan beteili-
gen wollten und drei Monate später, nach-
dem wir gesagt haben, dass wir uns bei Li-

byen heraushalten, wie aus heiterem Him-
mel dann doch dafür bereit waren. Hätten
wir eine klar formulierte Strategie gehabt,
wäre uns das nicht passiert. 

Was bedeutet eine stärkere sicherheits-
politische Zusammenarbeit in Europa kon-
kret für den Parlamentsvorbehalt des Bun-
destages bei Bundeswehreinsätzen? 
Zunächst einmal: Noch nie ist ein Aus-
landseinsatz am deutschen Parlament ge-
scheitert. Der Frage, wie sich die parlamen-
tarischen Kontrollrechte bei fortschreiten-

der Bündnisintegration sichern lassen, wird
sich jetzt eine Kommission widmen, die
Handlungsoptionen formulieren soll.
Wichtig ist etwa, dass deutsche Soldaten in
internationalen Stäben, etwa im Nato-
Hauptquartier in Brüssel, grundsätzlich
mandatiert sind. Es muss klar sein, dass
deutsche Soldaten und Diplomaten bei
den Planungen von Einsätzen mitwirken
können. Auch so können wir deutsche In-
teressen wahrnehmen und auch mal den
Finger heben, wenn bestimmte Entwick-
lungen nicht in unserem Sinne sind.

Welche Bedeutung hat Afrika für
Europa und weshalb rückt der Kontinent
gerade jetzt verstärkt ins Blickfeld?
Das hat unterschiedliche Ursachen. Europa
wird grundsätzlich mehr Verantwortung in
Afrika zu übernehmen haben, weil die USA
sich stärker auf den pazifischen Raum kon-
zentrieren. In Libyen etwa sind nach dem
Regimewechsel die Außengrenzen unsiche-
rer geworden, ganze Waffenarsenale sind
nicht unter staatlicher Kontrolle, der Süden
des Landes ist zum Rückzugsraum für Ter-
roristen geworden, die in Mali, im Tschad
und im Niger agieren. Als nördlichem
Nachbarn Afrikas liegt es in unserem euro-
päischen Interesse, dass wir dort mit Regie-
rungen zusammenarbeiten, die die innere
und äußere Sicherheit ihres Landes ernst
nehmen. Es ist klar, dass sich diese Proble-
me nicht militärisch lösen lassen. Es muss
um Instrumente der Krisenprävention, um
Transformationspartnerschaften gehen. Im
nördlichen Afrika sind rund 17 Millionen
Menschen auf der Flucht. Wir wollen, dass
sie Bildungs- und Lebensperspektiven in ih-
ren Ländern haben. Dort gilt es zu investie-
ren, bei kleinen und mittleren Unterneh-
men und in Bildung, damit die Menschen
ihre Perspektive nicht allein im Überqueren
des Mittelmeeres sehen. Eine Massenflucht
nach Europa löst keine Probleme vor Ort,
und sie würde neue Probleme bei uns schaf-
fen.

Welche Lehren lassen sich aus dem
Bundeswehreinsatz in Afghanistan für
mögliche künftige Einsätze ziehen?
Wir haben in Afghanistan viel zu spät auf
das regionale Umfeld, etwa auf die Nach-
barn Pakistan oder Iran, geachtet. Wir wa-
ren viel zu sehr fokussiert auf kleinteilige
Betrachtungen in den Einsatzregionen. Eine
andere Lehre ist, sehr früh einen solchen
Einsatz zu evaluieren und ihn im laufenden
Prozess zu verbessern, vor allen Dingen
auch die Bündnisleistung der Partner über
das ganze Land hinweg besser zu koordinie-
ren. Anfangs hieß es bei uns in Deutsch-
land, die Bundeswehr sei im friedlichen
Norden Afghanistans eingesetzt, sei für den
friedlichen Wiederaufbau verantwortlich,
tue also eigentlich das, was Entwicklungs-
helfer auch tun könnten. Das war aus mei-
ner Sicht falsch. Gefehlt haben in Afghanis-
tan ein ziviles Wiederaufbaukonzept und
auch Organisationen, die bereit waren, die-
se Aufgaben zu übernehmen. 

Der Wehrbeauftragte des Bundestages
spricht mit Blick auf die Bundeswehrre-
form von der Grenze der Belastbarkeit.
Kann die Truppe weitere Einsätze verkraf-
ten? 
Die Bundeswehr ist, was den Willen, was
die Disziplin und die Fähigkeit angeht, trotz
Verkleinerung nicht an der Belastungsgren-
ze. Bei der Ausstattung und der Ausbildung
für den Einsatz und auch bei der Fürsorge
nach dem Einsatz können wir sicher noch
Einiges verbessern. Man muss dabei beden-
ken, dass die Bundeswehr sich im größten
Reformprozess ihrer Geschichte befindet,
der erst 2017 abgeschlossen sein wird. Es ist
sehr zu begrüßen, dass die neue Verteidi-
gungsministerin Ursula von der Leyen Fra-
gen wie die Vereinbarkeit von Familie und
Dienst und die hohe Dienstzeitbelastung in
den Mittelpunkt stellen will. ❚

Das Interview führte Alexander Heinrich.

Roderich Kiesewetter ist Obmann der
CDU/CSU-Fraktion im Auswärtigen Ausschuss.

Der Oberst a.D. ist seit 2009 
Mitglied des Bundestages. 
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MEHR AUSLANDSEINSÄTZE? 

Holger Möhle
»General-Anzeiger«,
Bonn

Uta Winkelmann
»die tageszeitung«,
Berlin

Mit Augenmaß 

Endet in Deutschland die Kultur der militä-
rischen Zurückhaltung? Deutschland ist
eine Mittelmacht mit globalen Interessen.
Zur Verteidigung dieser Interessen (auch

in Bündnissen) hat der Bundestag aktuell knapp 
5.000 Soldatinnen und Soldaten in 13 Auslandsmis-
sionen auf drei Kontinenten in den Einsatz ge-
schickt. Keiner dieser Auslandseinsätze ist bereits
von der neuen schwarz-roten Bundesregierung auf
den Weg gebracht worden. Doch es deutet sich ei-
ne neue Akzentuierung der deutschen Außen- und
Verteidigungspolitik an. Deutschland ist tatsächlich
zu groß, um Weltpolitik nur von der Seitenlinie aus
zu kommentieren, wie Außenminister Frank-Walter
Steinmeier (SPD) festgestellt hat.Was daraus folgt?
Bundesregierung und Bundestag werden für die
Parlaments- und Einsatzarmee Bundeswehr noch
häufiger den Marschbefehl in fremde Länder ertei-
len. Aber bitte mit Augenmaß und Plan: Nur rein
nach Afrika, weil in Afghanistan gerade Kapazitä-
ten frei werden, wäre wenig Erfolg versprechend.
Zu den Interessen Deutschlands zählt auch, den EU-
und Nato-Partner Frankreich in Mali zu unterstüt-
zen. Ausbildung, Training, Transport – was ist dage-
gen zu sagen? Hätten die Franzosen im Norden Ma-
lis nicht früh entschlossen eingegriffen, hätte da-
raus leicht ein zweites Rückzugsgebiet für radikale
Islamisten werden können.
Afrika ist kompliziert. Deswegen braucht es für Ein-
sätze auf dem Nachbarkontinent ein Gesamtkon-
zept, am besten ein europäisches. Das Geschrei, die
Truppe gerate damit an die Grenze ihrer Belas-
tungsgrenze, ist schon jetzt zu hören. Doch ein Un-
ternehmen mit 185.000 Beschäftigten wird es ver-
kraften, wenn 5.000 davon im Wechsel auf Posten
im Ausland abkommandiert sind. Der nächste Ein-
satz kommt garantiert.

Aus Fehlern lernen 

Mehr Auslandseinsätze für die Bun-
deswehr? Nein. Deutschland, heißt
es derzeit allerorten, müsse eine
neue Rolle in der Welt spielen, denn

ein ökonomischer Gigant könne kein sicherheitspo-
litischer Zwerg sein. So verkünden es seit Mitte Ja-
nuar Verteidigungsministerin, Außenminister, Bun-
despräsident und fast alle Leitartikler der Nation.
Es klang wie verabredet – und das war es auch.Von
Ende 2012 bis zur Wahl 2013 arbeiteten mehrere
Dutzend Ministeriale, Parlamentarier, Professoren
und Journalisten unter dem Dach zweier Think
Tanks an einer Strategie, die schwarz-gelbe „Poli-
tik der militärischen Zurückhaltung“ zu beenden.
Dass die Kultur der neuen Einsatzfreude nun in afri-
kanischen Ländern erprobt wird, ist eher Zufall: Ma-
li und die Zentralafrikanische Republik bieten sich
halt gerade an. Das aber ist ein Skandal und das
Gegenteil einer notwendigen, demokratischen De-
batte über Außenpolitik, wie sie schon lange rituell
gefordert wird. Als hätte die außenpolitische Com-
munity aus Afghanistan nichts gelernt, werden au-
ßenpolitische Anforderungen danach formuliert,
was die Bündnispartner vielleicht gern hätten. Die
Empfängerländer werden bestenfalls im Anschluss
befragt, sie sollen vor allem dankbar sein.
Eine verantwortungsvolle Außenpolitik hätte nach
Afghanistan begriffen, wie unendlich wichtig der zi-
vile Staatsaufbau ist im Vergleich zum Gezeter um
jeden Toilettencontainer für die Bundeswehr. Und
selbst ein so gigantischer Aufwand, wie Europa in
Bosnien betreibt, hat dort bis heute nichts als ma-
fiose staatliche Selbstbedienung hervorgebracht.
Wer für mehr Bundeswehreinsätze gerüstet sein
will, muss aus den Fehlern der letzten 20 Jahre ler-
nen. So weit scheinen die Top-Strategen im Kabi-
nett und in den Redaktionen aber nicht zu sein.

Der Widerborst: Klaus Barthel

Wie er hinter den sieben Papierstapeln auf seinem
Schreibtisch hervorlugt, müde nach Worten
sucht und den Blick meist ins Irgendwo wandern
lässt, sieht er nicht aus wie einer, der Sätze

scharf wie Rasierklingen spricht. Doch dann huscht ein spitzbü-
bisches Lächeln entlang seiner tiefen Furchen um die Mundwin-
kel, und in zwei Atemzügen fertigt er mal kurz den Bundesprä-
sidenten und die Bundesverteidigungsministerin ab. „Die Äuße-
rungen Joachim Gaucks enthalten eine völlig kurzschlüssige
Botschaft, wenn sie Verantwortung mit militärischem Engage-
ment gleichsetzen.“ Und Verteidigungsministerin Ursula von der
Leyen (CDU)? „Die macht sich nicht die Mühe, eine zivile Per-
spektive einzunehmen. Vermutlich hat sie dazu keine Zeit.“
Es ist Mittwochmittag, eigentlich steht der Jahreswirtschaftsbe-
richt der Bundesregierung an, und Barthel – stellvertretender
Vorsitzender des Wirtschaftsausschusses – muss sich durch ei-
nen Aktenberg fräsen. Doch dann ist da morgen mal wieder Af-
ghanistan: Das Parlament diskutiert den Einsatz der Bundes-
wehr, und Barthel gibt sich widerborstig. „Ich werde wie früher
gegen eine Verlängerung des Mandats stimmen. Das militäri-
sche Engagement war von Anfang an ein Fehler.“ Barthel ist in
der SPD ein Linker. Gern spricht er wie Gauck über Verantwor-
tung. Aber bei der kommt für ihn militärische Aktion stets als
letzte aller Optionen. „Der Bundespräsident hätte ja mal darle-
gen können, wie er Verantwortung mit militärischem Eingreifen
verbindet. Aber dazu sagt er bisher nichts.“ Verantwortung be-

deute für ihn, die Situation und Strukturen eines Landes und der
Region zu begreifen. Heißt: Bevor er über Bundeswehrsoldaten
in Afrika diskutiert, will der 58-Jährige erörtern, warum die EU
den Kontinent mit subventionierten Agrargütern überschwemmt
und dessen Entwicklung hemmt, dass Riesenkutter aus Europa
afrikanische Gewässer leer fischen und der von den Industrie-
ländern stark geprägte Klimawandel in Afrika besonders wütet.

Und nein, SPD-Fraktionschef Klaus Oppermann hat noch nicht
an seine Tür geklopft, um ihn auf Linie zu bringen. Barthel ist
indes einer, der häufig gegen den Strich bürstet. Auf Eigenstän-
digkeit pocht. Typisch bayerisch? Wieder ein Grinsen. „Es kann
schon sein, dass wir oft unseren eigenen Weg gehen.“ Auf sei-
ner Webseite umschreibt Barthel sein Anliegen, „für das Ober-
land und Oberbayern eine gute Politik zu machen“. „Der Frei-
staat war eine linke Idee gewesen“, verweist Barthel auf eine
Tradition in Bayern, die vergessen scheint, auf Widerstandsbe-
wegungen für Freiheit und soziale Gerechtigkeit. „Die CSU ver-

steht es genial, uns diese Tradition wegzunehmen und auf ih-
re Mühlen zu lenken.“ Und nun ist er in Fahrt. „Wir haben uns
zu wenig gewehrt.“ Wer, schiebt er schmallippig hinterher, ha-
be von der Leyen wegen ihres Vorstoßes für mehr Auslandsein-
sätze der Bundeswehr kritisiert? „Der Peter Gauweiler von der
CSU war das!“ Jetzt ärgert er sich, schaltet den Fernseher aus,
der halbstumm lief.
Das Ärgern hat er von früher. Der Bub einer arbeitslosen Leh-
rerin („weil sie nicht aus Bayern kam“) und eines Historikers,
der als freier Journalist für kleinere Blätter schrieb, wuchs er in
einem sozialdemokratischen, „sehr geordneten“ Arbeitermi-
lieu auf, in Moosach, einer Mietskaserne, gerade 52 Quadrat-
meter für die vierköpfige Familie. Als einer der wenigen seines
Kiezes schaffte er es aufs Gymnasium – und stieß sich am Eli-
tedenken und an der Auslese. „Anfangs waren wir 45 Schüler
in einer Klasse. Am Ende machten 17 von denen Abitur.“ Er fing
an, sich für Bildung zu interessieren, und dafür, wie man sie
besser macht. Klaus Barthel studierte Politik, Soziologie und
Geschichte, kam über seine Studentenjobs auf der Baustelle,
als Hilfshausmeister und Briefzusteller zur Gewerkschaft – wur-
de dort Sekretär. Dass er mal Bundestagsabgeordneter wird,
davon habe er nicht geträumt, „meine Kandidatur sollte in der
konservativen Trachten-SPD ein Gegensignal setzen“. 1994
rutschte er dann überraschend hinein, „der Landeswahlleiter
überrumpelte mich damit am nächsten Mittag“. Und dann
blieb er. Jan Rübel ❚

»Das militärische
Engagement der 

Bundeswehr 
in Afghanistan war von
Anfang an ein Fehler.«

»Auch mal
den Finger
heben« 
RODERICH KIESEWETTER Mehr
Stringenz in der Außenpolitik 
erleichtert die Abstimmung mit den
Partnern, sagt der CDU-Politiker 
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V
or zehn Jahren wurden in
Kundus die ersten deutschen
Soldaten stationiert. Statt in
der seinerseits noch relativ
friedlichen Hauptstadt Kabul
sollte die Bundeswehr als Teil

der »Internationale Sicherheitsunterstüt-
zungstruppe für Afghanistan« (ISAF) nun
erstmals auch im noch umkämpften Rest des
Landes Präsenz zeigen. Die Amerikaner baten
um Entlastung – vor allem weil durch den
Einmarsch im Irak dort immer mehr ihrer
Truppen gebunden waren. 
Verkauft wurde Öffentlichkeit und Parlament
der Einsatz nicht als Militäroperation, son-
dern als innovativer, zivil-militärischer Ansatz
zur Konfliktlösung. In dem „Regionalen Wie-
deraufbauteam“, wie das Camp in Kundus of-
fiziell hieß, sollten zivile Aufbauhelfer unter
dem Schutz der Bundeswehr arbeiten. Von ei-
nem Kampfeinsatz sprach niemand. Gerade
einmal 150 deutsche Soldaten wurden an-
fangs nach Kundus geschickt. 

Parallelen Zehn Jahre später. Ein anderer
Kontinent und eine völlig andere Lage. Und
doch klingt im Falle Malis manches vertraut.
Wieder geht es um eine vermeintlich unge-
fährliche Mission in einem vermeintlich un-
gefährlichen Umfeld. Auch diesmal geht es
darum, die Beziehungen zu einem engen
Verbündeten aufzufrischen. Und wieder geht
es nur um ein paar hundert Soldaten – eine
geringe Zahl verglichen mit den tausenden
französischen und afrikanischen Soldaten,
die dort bereits im Einsatz sind. 
Bislang durften hier laut Bundestagsbe-
schluss bis zu 180 Soldaten im Rahmen der
EU-Trainingsmission für malische Soldaten

eingesetzt werden, demnächst sollen es 250
sein (siehe auch Seite 1). Der Einsatzraum ist
weiterhin auf den nicht umkämpften Süden
des Landes begrenzt (18/437). Für die vom
UN-Sicherheitsrat abgesegnete Operation
MINUSMA, dem eigentlichen Kampfeinsatz
in Mali, darf die Bundesregierung weitere
150 Soldaten zur Verfügung stellen
(17/12368), beteiligen darf sich die Bundes-
wehr allerdings nur indirekt:
durch den Transport von
Truppen nach und innerhalb
Malis sowie zeitweise durch
die Luftbetankung französi-
scher Kampfjets. Stationiert
ist die Luftwaffe sicherheits-
halber außerhalb Malis, im
benachbarten Senegal. 
Die geringfügige Aufstockung
des Mandats allein hätte wohl
kaum für große Aufregung ge-
sorgt, wäre da nicht das ver-
einte Vorpreschen von Außen-
minister, Verteidigungsminis-
terin und Bundespräsident bei
der grundsätzlichen Frage
nach dem Ausmaß und der
Zielrichtung künftiger Bun-
deswehr-Einsätze gewesen.
Die Mission in Mali sollte ein
Zeichen setzten. „So richtig ei-
ne Politik militärischer Zurückhaltung ist, so
darf sie nicht missverstanden werden als ei-
ne Philosophie des Heraushaltens“, formu-
lierte Außenminister Frank Walther Stein-
meier (SPD) in einem Zeitungsinterview
kurz vor der Münchner Sicherheitskonfe-
renz. Deutschland sei, „zu groß, um Weltpo-
litik nur zu kommentieren“. 

In ihrer ersten Grundsatzrede zu den Aufga-
ben der Bundeswehr ging die Verteidigungs-
ministerin in eine ganz ähnliche Richtung.
„Krisen und Konflikte appellieren an unser
humanitäres Gewissen, nicht diejenigen im
Stich zu lassen, die am meisten leiden“, sag-
te Ursula von der Leyen (CDU) in München.
Daher sei „Abwarten keine Option“. Wenn
Deutschland über die Mittel und Fähigkeiten

verfüge, so die Ministerin weiter, „dann ha-
ben wir auch eine Verantwortung, uns zu en-
gagieren“. 
Aufmerksamkeit bekamen die Forderungen
der beiden Kabinettsmitglieder vor allem
durch die Rede des Bundespräsidenten auf
derselben Tagung. „Welche Rolle wollen wir
in den Krisen ferner Weltregionen spielen?“

und: „Tun wir, was wir tun könnten, um un-
sere Nachbarschaft zu stabilisieren, im Osten
wie in Afrika?“, fragte Joachim Gauck – und
lieferte gleich eine Antwort: „Die Bundesre-
publik sollte sich als guter Partner früher, ent-
schiedener und substantieller einbringen.“ 
So unterschiedlich Form und Tonlage auch
waren, die Botschaft stimmte überein: Wir re-
duzieren zwar unsere Präsenz in Afghanistan,
aber auch künftig wird es riskante Auslands-
einsätze der Bundeswehr geben. Eher mehr
als weniger. Und auch das war klar: Das
Haupteinsatzgebiet soll in Afrika liegen. 
Doch ganz so neu, wie es die aufgeregten De-
batten der letzten Wochen suggerieren, ist die
militärische Präsenz Deutschlands in Afrika
nicht. Schließlich war die erste umfangreiche
Mission der Bundeswehr überhaupt – 1993
und 1994 in Somalia – ein Einsatz in Afrika.
Heute gibt es hier, wenn auch ohne viel öf-
fentliche Beachtung, ein selbst für Eingeweih-
te kaum noch überschaubares Geflecht von
Einsätzen: Der jüngste und am wenigsten be-
kannte Einsatz umfasst gerade einmal vier
Soldaten, die als Beobachter den Waffenstill-
stand zwischen Marokko und der Unabhän-
gigkeitsbewegung Polisario in der Westsaha-
ra überwachen sollen. Da es sich um einen
kleinen und unbewaffneten Einsatz handelt,
bedarf er laut Parlamentsbeteiligungsgesetz
nicht der Zustimmung des Bundestages. 

Großeinsatz Am anderen Ende des Konti-
nents ist die Bundeswehr seit mehr als zwölf
Jahren im Großeinsatz: Die Entsendung der
Marine ans Horn von Afrika wurde ursprüng-
lich mit den Terroranschlägen von New York
und Washington am 11. September 2001 be-
gründet. Ab 2008 wurde aus der Anti-Terror-
Operation dann eine Anti-Piraterie-Operati-
on. 
Jeweils 50 deutsche Soldaten hat der Bundes-
tag für die Einsätze in der sudanesischen Pro-
vinz Dafur und in dem seit 2011 unabhängi-
gen Südsudan. Der größte deutsche Afrika-
Einsatz mit Bodentruppen der letzten zehn
Jahre fand 2006 in der Demokratischen Re-
publik Kongo statt. Insgesamt 780 Soldaten
waren zur Sicherung der Präsidentschafts-
wahl abgestellt. Allerdings war der größte Teil
als Reserve im Nachbarland Gabun statio-
niert und nach nur vier Monaten wurde der
Einsatz planmäßig wieder beendet – noch be-
vor es in dem Land dann tatsächlich zu grö-
ßeren Unruhen kam. 
Von noch unbenannter Länge und sehr unge-
wissem Ausgang ist hingegen der aktuelle So-
malia-Einsatz. Seit 2010 bilden Bundeswehr-
Soldaten im Rahmen einer EU-Mission so-
malische Soldaten aus. Noch geschieht dies
im Nachbarland Uganda. Jetzt erfuhren auch
die Abgeordneten des Bundestages aus den
Medien, dass künftig deutsche Ausbilder im
Bürgerkriegsland Somalia selbst eingesetzt
werden sollen. Mit wenig Begeisterung auch
innerhalb der Regierungsfraktionen: Das De-
saster des Somalia-Einsatzes Anfang 1994 ist
nicht vergessen. Damals bekamen selbst US-
Truppen die Situation nicht unter Kontrolle

und verließen fluchtartig das Land. In der Fol-
ge musste auch die Bundeswehr ihren ersten
großen Auslandseinsatz vorzeitig beenden. 

Skepsis Ob die Ausweitung des Mali-Man-
dats und die mögliche Verlegung von Bundes-
wehr-Ausbildern nach Somalia tatsächlich
der Auftakt zu einer neuen Militärpolitik in
Afrika sind, bleibt in der Diskussion. Wenn
militärisches Eingreifen ernsthaft die Antwort
auf humanitäre Desaster in Afrika sein soll,
dann müsste längst ein Kontingent der Bun-
deswehr in Richtung Zentralafrikanische Re-
publik unterwegs sein. Stattdessen betonte
Verteidigungsministerin von der Leyen seit
der Münchner Tagung immer wieder, dass sie
Kampfeinsätze der Bundeswehr in Afrika aus-
schließt. Und ebenso auffällig schweigt Bun-
deskanzlerin Angela Merkel (CDU) bislang
zu den Forderungen von Gauck, Steinmeier
und von der Leyen. Die Gleichsetzung von
deutscher Skepsis gegenüber Militäreinsätzen
mit unverantwortlicher Weltabgewandtheit,
wie es Bundespräsident Gauck in München
vortrug, scheint jedenfalls wenig Zustimmung
zu finden. In einer repräsentativen Umfrage
für die ARD begrüßten 52 Prozent ein stärke-
res Engagement Deutschlands in der Welt.
Sich dazu militärischer Mittel zu bedienen,
lehnen allerdings 75 Prozent ab. 
Und auch im Parlament deutete sich Unbe-
hagen an. In den Regierungsfraktionen gibt es
offenkundig Unmut angesichts des Vorpre-
schens von Außenminister und Verteidi-
gungsministerin in Sachen Mali und Soma-

lia. Abgeordnete aus SPD und Union lassen
sich damit zitieren, größeres Engagement
müsse ja nicht notwendigerweise mehr Mili-
tär heißen. 
Überraschend deutlich meldete sich dazu der
ehemals oberste Richter der Republik zu
Wort. Er halte es im Augenblick für wichtiger,
„die erfolgten oder noch andauernden Einsät-
ze zunächst einmal zu bewerten, zu analysie-
ren und sich zu fragen, was bei künftigen Ein-
sätzen bedacht werden müsste“, kommen-
tierte Hans-Jürgen Papier, von 2002 bis 2010
Präsident des Bundesverfassungsgerichts, die
Äußerungen von Gauck, Steinmeier und von
der Leyen. Die Mängel bei den bisherigen Ein-
sätzen, so analysierte Papier nüchtern, „grün-
den vor allem darauf, dass es an einem präzi-
sen Konzept des Einsatzes gefehlt hatte“. 

Verschärfung Wozu das in Afghanistan führ-
te, ist bekannt. Lange unterschätzte Berlin die
Verschärfung der Lage in der Provinz Kundus.
Der viel zitierte vernetzte Ansatz stand zu-
nächst für Planlosigkeit. Die erklärten Ziele
wechselten fast jährlich. Offiziell gab es nie ei-
nen Wandel von einer Schutzmission zu ei-
nem riskanten Kampfeinsatz – es passierte
einfach. Eine Exit-Strategie lag nicht bereit.
Aus dem gemütlichen Kundus wurde bald der
Ort, der wie kein anderer die ersten deutschen
Kampfeinsätze seit 1945 für den Tod von
Bundeswehr-Soldaten steht.  Eric Chauvistré ❚

Der Autor ist freier Journalist 
und Militärexperte.

Zwei Seiten der Medaille: Bundeswehrsoldaten verteilen 2004 Spenden in Kabul (linkes Bild); Trauer um einen bei Kundus gefallenen Kameraden im Jahre 2011 (rechtes Bild). Bundespräsident Joachim Gauck spricht bei der Münchner Sicherheitskonferenz Ende Januar (Mitte).
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Operation Kurswechsel
EINSÄTZE Stärkeres Engagement in Afrika soll für eine neue Sicherheitspolitik stehen. Manches erinnert an die Anfänge in Afghanistan 
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Afghanistan ist ein Land in Asien. Es liegt 4.000 Kilome-
ter von uns entfernt und ist doppelt so groß wie Deutsch-
land. Die Hauptstadt heißt Kabul. Es gibt hier schon seit
30 Jahren keinen Frieden mehr. Bis 2001 haben die Ta-
liban das Land beherrscht. Es galten sehr strenge reli-
giöse Regeln. Außerdem versteckten sich Terroristen in
dem Land. Amerika und andere Länder haben deshalb
Afghanistan angegriffen und die Herrschaft der Taliban
beendet. Seitdem sind auch deutsche Soldaten dort.
Sie sollen für Sicherheit sorgen, damit das Land wie-
der aufgebaut werden kann. Bald soll die afghanische
Armee diese Aufgabe übernehmen. Dann können die
deutschen Soldaten zurück nach Hause kommen.

Afghanistan 

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

NomosBestellen Sie jetzt telefonisch unter 07221/2104-37. 

Portofreie Buch-Bestellungen unter

www.nomos-shop.de/14519

Die wiederholten Demonstrationen gegen die Regierung Erdogan zeigen

die politische und gesellschaftliche Zerrissenheit der Türkei. Das Land ist in
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W
ladimir Putin hatte
sich vor den Olympi-
schen Spielen in Sot-
schi großzügig ge-
zeigt. Homosexuelle,
betonte der russische

Präsident bei einem Treffen mit freiwilligen
Olympia-Helfern, seien in Sotschi willkom-
men. Sie müssten jedoch die Kinder in Ru-
he lassen. Zuvor  hatte die russische Staats-
duma im Sommer 2013 ein Gesetz verab-
schiedet, welches die „Propaganda nicht-
traditioneller Beziehungen“ unter Strafe
stellt. Zudem verbot sie Demonstrationen
gegen die Diskriminierung von Menschen
nicht-heterosexueller Orientierung. 
Diese Vorgänge haben die Grünen-Fraktion
im Bundestag eine Entscheidung fällen las-
sen: Wir fahren nicht zu Olympia nach Sot-
schi. „Er herrscht ein himmelweiter Unter-
schied zwischen den hehren Zielen der
olympischen Bewegung, die in der Charta
jede Form von Diskriminierung verbietet,
und den tatsächlichen Zuständen in Russ-
land“, begründete die Abgeordnete Monika
Lazar den Schritt ihrer Fraktion am Don-
nerstag im Plenum. Thema der Debatte wa-
ren die „Menschen- und Bürgerrechte im
Sport“. „Für uns macht eine Reise nach Sot-
schi während der Olympischen Spiele kei-
nen Sinn, da keine Möglichkeit besteht, sich
mit kritischen Stimmen in Russland zu tref-
fen“, sagte Lazar. Diese Personen bekämen
entweder keinen Zugang zum olympischen
Gelände oder säßen gar im Gefängnis. Für
die „Putin-Spiele“ stehe ihre Fraktion nicht
zur Verfügung.  

Miteinander reden Diese Haltung stieß
auf Kritik bei den anderen Fraktionen. Ein
Boykott sei nicht zielführend, sagte der Uni-
onsabgeordnete Frank Steffel in der Debat-
te. Und auch Andre Hahn von den Linken
bedauerte, dass die Grünen nicht nach Sot-
schi fahren würden. Miteinander zu reden
sei besser als übereinander zu reden, befand
er. „Boykotte bringen wenig bis gar nichts;
sie schaden aber immer, in jedem Fall dem
Sport“, sagte Hahn. Er habe in der aktuellen
Mediendiskussion manchmal den Ein-
druck, dass die sportlichen Leistungen der
Athleten, „die bei Olympia vielleicht den
Höhepunkt ihrer Laufbahn erleben“, in den
Hintergrund gerieten. „Das haben die
Sportler nicht verdient“, betonte Hahn. Sei-
ne Fraktionskollegin Katrin Kunert habe vor
Ort ein Zeichen gesetzt: Mit der Regenbo-
genfahne während der Eröffnungsfeier habe
sie „wahrhaft Flagge gezeigt“. 
Sowohl Hahn als auch Steffel kritisierten die
Grünen für ihr Ansinnen, einen kurzfristig
vorgelegten Antrag (18/494) zum Thema
sofort abstimmen zu lassen. Eine breite Dis-
kussion im Sportausschuss hätte dem Anlie-
gen mehr gedient, lautete ihre Einschät-
zung, der sich auch der SPD-Abgeordnete
Detlev Pilger anschloss. Das „Hauruck-Ver-
fahren“ sei falsch, urteilte er. Ein solch wich-
tiges Thema brauche mehr Zeit und müsse
„fundiert angegangen werden“. Ebenso wie
die Union könne auch seine Fraktion der
Vorlage daher – trotz manch inhaltlicher
Übereinstimmung – nicht zustimmen. Die
Linksfraktion votierte hingegen trotz ihrer
Bedenken hinsichtlich des Verfahrens für
den Antrag, „da wir wissen, dass die von Ho-
mophobie und Ausgrenzung Betroffenen
für derartige Verfahrensstreitigkeiten wenig

Verständnis haben, sondern klare politische
Zeichen erwarten“.
In der Vorlage fordern die Grünen von der
Bundesregierung unter anderem, „jede Ein-
schränkung von Bürgerrechten für Lesben,
Schwule, Bisexuelle und Transgender – kurz
LGBT – bei Sportgroßereignissen, Olympi-
schen und Paralympischen Spielen öffent-
lich zu benennen und zu kritisieren und ak-
tuell auf die russische Regierung entspre-
chend einzuwirken“. Auch solle die Bundes-
regierung die eingeschränkten
Möglichkeiten des Protests während der
Olympischen Spiele gegenüber der russi-
schen Regierung thematisieren und sich da-
für einsetzen, dass Menschen in unmittelba-

rer Nähe der olympischen Stätten für die
Anliegen von LGBT demonstrieren dürfen.
„Die Bundesregierung ist in der Pflicht“, be-
tonte Monika Lazar während der Debatte.
Gleichzeitig zeigte sie sich enttäuscht von
Innenminister Thomas de Maizière (CDU).
Dieser habe sich im Sportausschuss dahin-
gehend geäußert, dass die Olympischen
Spiele der falsche Ort seien, um auf Men-
schen- und Bürgerrechtsstandards zu drän-
gen. „Die Olympischen Spiele sind genau
der richtige Ort, um dies zu tun“, befand
hingegen Lazar. „Sport und Politik sind un-
trennbar miteinander verbunden.“ Ihr drän-
ge sich der Eindruck auf, dass die Union
kein Interesse an dem Thema habe. 

Frank Steffel sprang de Maizière zur Seite.
Der Minister habe sich im Sportausschuss
sehr differenziert zu dem geäußert, was er in
Sotschi tun werde und klar Position bezo-
gen. Er habe darauf aufmerksam gemacht,
dass er sich bei seinen Russland-Aufenthal-
ten sehr wohl mit Regime-Kritikern und Ver-
tretern von Menschrechtsgruppen treffe. De
Maizière sei aber der Auffassung, „dass das
ohne Scheinwerferlicht zielführender ist als
mit“. Diese Ansicht teile er, betonte Steffel
und fügte überzeugt hinzu: Der Minister
werde „wahrscheinlich in der Sache mehr
bewegen, als durch manch schrilles Argu-
ment, das wir über die Zeitungen austau-
schen“. Götz Hausding ❚

MENSCHENRECHTE Die humanitäre Lage
und die Sicherheitssituation in der Zentralafri-
kanischen Republik bleiben weiterhin kritisch.
Millionen Menschen sind auf der Flucht und auf
Nahrungsmittelieferungen angewiesen. Das
sagte ein Vertreter des Auswärtigen Amtes ver-
gangene Woche im Ausschuss für Menschen-
rechte und humanitäre Hilfe im Bundestag.
Insgesamt sei die Lage im Land sehr fragil und
unübersichtlich. Sichere Informationen lägen
nur über die Hauptstadt Bangui vor, die von den
Truppen der französischen Armee und der Afri-
kanischen Union, die mit ihrer Eingreiftruppe
MISCA vor Ort sind, kontrolliert würde. Die An-
zahl der Soldaten sei aber noch zu schwach, um
das ganze Land zu sichern. Innenpolitisch habe
sich die Situation durch die Wahl von Catheri-
ne Samba-Panza zur Übergangspräsidentin et-

was stabilisiert, sagte der Regierungsvertreter.
In der ganzen Zentralafrikanischen Republik
gebe es aber kein einziges funktionierendes
Krankenhaus. Zwei Jahre habe es schon keinen
Schulunterricht mehr gegeben.
Wichtigstes Ziel sei es nun, die Sicherheitslage
zu stabilisieren. Laut Vereinten Nationen sei es
erforderlich, den MISCA-Einsatz der Afrikani-
schen Union auf bis zu 10.000 Mann zu erhö-
hen. Zudem gebe es Überlegungen, das bishe-
rige EU-Mandat Eufor RCA, über das die Fran-
zösische Armee im Land ist, in ein UN-Mandat
umzuwandeln.
Es werde jedoch zu keinem Einsatz deutscher
Soldaten vor Ort kommen, betonte der Regie-
rungsvertreter. Eine mögliche deutsche Beteili-
gung an einer Überbrückungsmission prüfe die
Bundesregierung gerade. jbb ❚

Kritische Lage in Zentralafrika

ENTWICKLUNG Der togoische Außenminister
Robert Dussey hat für eine vertiefte Zusammen-
arbeit mit Deutschland geworben. „Togo ist
heute ein befriedetes Land“, das eine klare Vi-
sion für seine weitere Entwicklung habe, sagte
der Minister vergangene Woche im Ausschuss
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung. „Dafür sind wir selbst verantwort-
lich“, man brauche auf diesem Wege aber Un-
terstützung. Dussey verwies auf das seit 2012
bestehende nationale Wachstums- und Ent-
wicklungsprogramm SCAPE, das unter ande-
rem auf die Armutsbekämpfung, die Schaffung
von Arbeitsplätzen und Verbesserungen unter
anderem in den Bereichen Gesundheit, Bildung
und Landwirtschaft ziele und das beim Interna-
tionalen Währungsfonds und bei den Vereinten
Nationen Unterstützung gefunden hätte. Fort-
schritte gebe es zudem bei der Korruptionsbe-

kämpfung, dem Aufbau einer effizienten Ver-
waltung und der Kontrolle und Bündelung der
staatlichen Einnahmen. Die international als
frei und fair bewerteten Parlamentswahlen im
Jahr 2013 seien ein wichtiger Schritt für den De-
mokratisierungsprozess Togos. Große Bedeu-
tung komme dem Tiefwasserhafen der Haupt-
stadt Lomé am Golf von Guinea zu, der laut
Dussey der größte und sicherste der Region sei.
Nach einer vier Jahrzehnte währenden Diktatur
in Togo hat die Bundesrepublik die Zusammen-
arbeit im Jahr 2012 wieder aufgenommen.
2013 beliefen sich laut Bundesministerium für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung die deutschen EZ-Mittel auf insgesamt
17,25 Millionen Euro. Schwerpunkte liegen in
den Bereichen gute Regierungsführung, Dezen-
tralisierung, ländliche Entwicklung sowie Be-
rufsbildung und Jugendbeschäftigung. ahe ❚

Mehr Kooperation mit Togo

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Es war ein ungewöhnlicher Moment im bel-
gischen Parlamentarismus. Als sich die 142
anwesenden Abgeordneten  anschickten,
über das Gesetz zur Sterbehilfe für unheilbar
kranke Minderjährige abzustimmen, kam
von der Zuschauertribüne der Schrei: „Mör-
der!“ Ob dies den einen oder anderen Abge-
ordneten noch zweifeln ließ, ist nicht überlie-
fert. Mit 86 zu 44 Stimmen bei zwölf Enthal-
tungen wurde das Gesetz gebilligt, das dem
Königreich einen neuen Ruf beschert: Belgien
ist das erste Land, das die dort
seit 2002  für Erwachsene
mögliche „Tötung auf Verlan-
gen“ auch  für Minderjährige
ohne jegliche Altersunter-
grenze zulassen wird.
Möglich wurde das Gesetz
durch das, was im deutsch-
sprachigen Ostbelgien als
„Wechselmehrheit“ bezeich-
net wird. Da die Abgeordne-
ten der gemeinsam mit So-
zialisten und Liberalen seit
Ende 2011 regierenden
Christlichen Demokraten ihre Zustimmung
verweigerten, bedurfte es der Unterstützung
aus den Reihen der nationalistischen Neuen
Flämischen Allianz (N-VA) sowie der Grünen.

Kein Mindestalter In den Niederlanden, ne-
ben Belgien, Luxemburg und der Schweiz
Vorreiter bei der Sterbehilfe für Erwachsene,
gilt seit 2004 eine gesetzlich nicht festge-
schriebene Mindestgrenze von zwölf Jahren.
Die Befürworter der Neuregelung in Belgien
lehnen dies mit dem Argument ab, dass un-
heilbar kranke Kinder ihre – aussichtslose –
Lage oft gut ermessen könnten und daher bei
dem im Gesetz festgehaltenen Kriterium der
„Urteilsfähigkeit“ das Alter nicht entschei-
dend sei. Einem Antrag auf Sterbehilfe bei
Kindern darf nur stattgegeben werden, wenn
der behandelnde und ein weiterer Arzt sowie

ein Jugendpsychiater oder -psychologe dies
befürworten. Zudem müssen die Eltern
schriftlich einwilligen.

Schnelles Votum Kritiker bemängeln beson-
ders, dass das Gesetz im Hauruckverfahren,
vor der Parlamentswahl am 25. Mai, verab-
schiedet worden ist. Es stimmt, dass es die Ab-
geordnetenkammer mit dem Votum eilig hat-
te. Dagegen hatte es in der ersten Parlaments-
kammer, dem Senat, mehrere Expertenanhö-

rungen gegeben. Dennoch
hat die Debatte über das Reiz-
thema, das vor allem außer-
halb der Landesgrenzen für
Empörung sorgt, in Belgien
relativ wenig öffentlichen Wi-
derhall gefunden. Erst für An-
fang Februar hatte die katho-
lische Kirche aus Protest zu ei-
nem Fastentag aufgerufen.
Nach dem Votum ließ die Bi-
schofskonferenz verlauten:
„Hier wird das Verbot zu Tö-
ten überschritten, das die

Grundlage unsere menschlichen Zusammen-
lebens bildet.“ Kurz vor der Abstimmung hat-
ten sich noch 160 Kinderärzte mit einem be-
sorgten Appell an die Regierung zu Wort ge-
meldet und sich gegen das Gesetz ausgespro-
chen. Sie wurden von Standeskollegen mit
dem Argument abgebügelt, es gebe im Land
immerhin 1.600 Kinderärzte.
Erwartet wird, dass es in Belgien künftig pro
Jahr rund ein Dutzend Fälle legaler Sterbehil-
fe für Minderjährige gibt. Es scheint aber nur
eine Frage der Zeit zu sein, bis im Land die
jetzt in den Hintergrund gedrängte Diskussi-
on über Sterbehilfe für behinderte Menschen
und Demenzkranke wieder aufflammen
wird. Michael Stabenow ❚

Der Autor ist Korrespondent der „Frankfurter
Allgemeinen Zeitung“ in Brüssel.

Frage von Leben oder Tod

Schon vor Beginn der Olympischen Winterspiele in Sotschi gab es – wie hier in Paris – Proteste gegen Menschenrechtsverletzungen.
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Die mit großem Anspruch gestartete Unter-
suchung des Europäischen Parlaments (EP)
zur NSA-Spähaffäre ist mit wenig konkreten
Ergebnissen zu Ende gegangen. Nach 15 An-
hörungen in sechs Monaten haben die Abge-
ordneten des Innenausschusses vergangene
Woche die Aussetzung des Safe-Harbor-Ab-
kommens gefordert, das US-Unternehmen
erlaubt, die Daten ihrer europäischen Kun-
den in die USA zu übermitteln. Ein Antrag
des grünen Abgeordneten Jan Philipp Al-
brecht, die Mitgliedstaaten zu Zeugenschutz
oder Asyl für Edward Snowden verpflichten,
fand dagegen keine Mehrheit. 
Das Plenum des Europäischen Parlaments
wird am 12. März in Straßburg über den NSA-
Bericht abstimmen. Albrecht will dann sei-
nen Antrag erneut einbringen, es ist jedoch
unwahrscheinlich, dass sich eine Mehrheit
dafür findet. Konservative und Sozialdemo-
kraten lehnen das Ansinnen des Grünen ab.
„Die linksorientierten Fraktionen betreiben
Personenkult und sind viel besorgter um den
Schutz von Edward Snowden als um den ih-
rer eigenen Bürger“, kritisierte der CDU-Ab-
geordnete Axel Voss. Albrecht hatte argumen-
tiert, dass nur eine Befragung Snowdens Ge-
wissheit über die NSA-Aktivitäten liefern
würde. Snowden, der sich in Russland auf-
hält, hatte aus Sicherheitsgründen aber eine
persönliche Befragung in Brüssel oder eine
Live-Schaltung stets abgelehnt. 

Kaum Kooperation Die Ergebnisse der Un-
tersuchung interpretierten Abgeordnete un-
terschiedlich. Albrecht betont, die Brüsseler
Bemühungen hätten immerhin die öffentli-
che Aufmerksamkeit für Fragen der Datensi-
cherheit erhöht. Der CDU-Abgeordnete Axel
Voss gestand dagegen ein, dass sich der Er-
kenntnisgewinn in engen Grenzen hielt: „Der
Kern der Sache bleibt leider im Dunkeln.“ Er
führte die geringe Ausbeute darauf zurück,
dass Nachrichtendienste und andere staatli-

che Stellen sich geweigert hatten, dem Euro-
päischen Parlament Rede und Antwort zu ste-
hen. Zu jenen, die eine Absage erteilten, ge-
hörte auch der Bundesnachrichtendienst. So-
mit konnte sich der Ausschuss nur indirekt
auf die Snowden-Dokumente stützen und
auf Aussagen anderer Whistleblower. Die
Kernforderung des Europäischen Parlaments,
das Safe-Harbour-Abkommen auszusetzen,
wird ohne Konsequenzen bleiben. Die Kom-
mission kann über die Abmachungen mit
den USA nämlich alleine entscheiden und
dürfte sich von dem Ansinnen der Abgeord-
neten wenig beeindrucken lassen. EU-Kom-
missarin Viviane Reding hatte die USA im
November aufgefordert, bis zum Sommer 13
Schwachstellen bei der Umsetzung der Safe-
Harbor-Prinzipien zu beseitigen. 
Der Innenausschuss des Europäischen Parla-
ments sah davon ab, einen Abbruch der Ver-
handlungen mit den USA über ein Freihan-
delsabkommen (TTIP) zu fordern. Als die

NSA-Affäre im vergangenen Jahr bekannt
wurde, hatten einzelne Abgeordnete dies ins
Gespräch gebracht. Doch nun einigten sich
die Europaparlamentarier auf die weitaus ge-
mäßigtere Formel, die Verhandlungen weiter
laufen zu lassen, die Ratifizierung jedoch zu
verweigern, wenn die „großflächige Ausspä-
hung“ durch die NSA nicht „vollständig ge-
stoppt“ sei. Die Abgeordneten sprachen sich
auch dafür aus, das Thema Datenschutz aus
den Freihandelsverhandlungen herauszuhal-
ten. Diese Haltung deckt sich mit dem Ansatz
der EU-Kommission. Der Innenausschusss
wiederholte außerdem die Position, wonach
die EU das Swift-Abkommen aussetzen solle,
das den USA den Zugriff auf europäische
Bankdaten ermöglicht.
Die Abgeordneten fordern die EU-Kommis-
sion auf, einen Gesetzesvorschlag für ein eu-
ropäisches Programm zum Schutz von
Whistleblowern wie Edward Snowden auszu-
arbeiten. Außerdem sollen die EU-Mitglied-
staaten Möglichkeiten prüfen, wie sie Whist-
leblowern Schutz vor internationaler Verfol-
gung bieten können. EU-Mitgliedsländer
sollten aber nicht bilateral mit den USA An-
tispionageabkommen abschließen, betonten
die EU-Abgeordneten. Sie werten dies als
„kontraproduktiv und irrelevant, da das Pro-
blem auf europäischer Ebene gelöst werden
muss“.
Die Europaabgeordneten sehen ihre Unter-

suchung als Beginn weiterer Ermittlungen in
den Mitgliedstaaten. „Die Untersuchung im
EP kann erst der Anfang einer Aufklärung im
Fall der Überwachungsskandale sein“, sagt
der Grünen-Abgeordnete Albrecht. „Nun
sind die nationalen Parlamente und Regie-
rungen der EU am Zug." Dass die tatsächlich
aktiv würden, zeichnet sich bisher allerdings
nicht ab. Silke Wettach ❚

Die Autorin ist Korrespondentin 
der „Wirtschaftswoche“ in Brüssel.

Kern der Sache bleibt im Dunkeln
EU-PARLAMENT Untersuchung zur NSA-Affäre ohne neue Erkenntnisse abgeschlossen

Asyl für Edward Snowden? Diese
Forderung fand im EP keine Mehrheit.
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a Dem Antrag 
auf Sterbehilfe

darf nur 
stattgegeben
werden, wenn
die Ärzte dies
befürworten.

BELGIEN Sterbehilfe für kranke Minderjährige künftig erlaubt

Bundestagspräsident Norbert Lammert
(CDU) hat den Tunesiern zu ihrer neuen
Verfassung gratuliert und ihnen für ihre wei-
tere demokratische Zukunft „viel Kraft und
Erfolg“ gewünscht. „Heute ist ein großer Tag
für Tunesien“, sagte der Präsident Anfang
Februar in der Hauptstadt Tunis. Mit seiner
Verfassung habe das Land „einen erstaunli-
chen und beispielhaften Text beschlossen,
und das mit überwältigender Mehrheit“.
Lammert war auf Einladung des Präsiden-
ten der Verfassunggebenden Versammlung,
Mustapha Ben Jaafar, nach Tunis gekom-
men, um die Bundesrepublik bei den Feier-
lichkeiten anlässlich der Verabschiedung
der neuen Verfassung zu vertreten. Auf der
Zeremonie sprach der Bundestagspräsident
von einem „ebenso erstaunlichen wie er-
folgreichen Weg“, den das Land in den ver-
gangenen beiden Jahren zurückgelegt habe.

Dafür gebe es in dieser Zeit kaum sonstwo
auf der Welt ein vergleichbaren Vorgang.
„Die vielleicht wichtigste Tugend aller De-
mokraten ist die Kompromissfähigkeit“,
fügte Lammert hinzu. Ohne die Bereitschaft
und Fähigkeit zum Kompromiss wäre diese
Verfassung nicht zustande gekommen und
ohne sie könne es keine lebendige und sta-
bile Demokratie geben, betonte er.
Lammert ermunterte die Tunesier zugleich,
diesen Weg weiterzugehen. Es gelte jetzt,
den beispielhaften Text in eine ebenso bei-
spielhafte politische und gesellschaftliche
Wirklichkeit umzusetzen. Wenn es Tune-
sien gelinge, mit einer gelebten Verfassung
den Nachweis zu führen, dass der Islam und
die Demokratie tatsächlich miteinander
vereinbar seien, dann sei der tunesische
Weg „ein Ereignis von globaler historischer
Bedeutung“. joh/rim ❚

»Ein beispielhafter Text«
TUNESIEN Bundestagspräsident Lammert lobt neue Verfassung

MENSCHENRECHTE Fraktionen streiten über den Nutzen
eines Boykotts der Olympischen Spiele in Sotschi

Mehr als Sport
und Spiele

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

Zuspruch aus
Israel für Schulz

NAHOST EU-Parla-
m e n t s p r ä s i d e n t
Martin Schulz
(SPD) hat für seine
scharf attackierte
Rede vor der Knesset
in der vergangenen
Woche nachträglich
Zuspruch aus Israel
erhalten. So sprach
die linksliberale
Zeitung „Haaretz“
von einem „Tief-

punkt“ der politischen Kultur in der Knesset.
Die konservativere  Tageszeitung „Maariv“
stellte fest: „Der EU-Parlamentspräsident ist
kein Feind Israels – er will, dass es blüht und
gedeiht“. Der frühere israelische Botschafter
in Deutschland, Avi Primor, erklärte, die At-
tacken rührten daher, dass „die rechtsextre-
mistischen Israelis, die Siedlerparteien und
die religiösen Parteien die Europäer fürch-
ten“, weil diese sich für eine Zwei-Staaten-Lö-
sung einsetzten.
Abgeordnete der siedlernahen Partei „Jüdi-
sches Haus“ hatten während Schulz’ Rede
das Plenum laut protestierend verlassen, als
sich Schulz in seiner auf Deutsch gehalte-
nen Rede kritisch zum Bau israelischer Sied-
lungen im Westjordanland, zur Blockade
des Gaza-Streifens und zur Aufteilung von
Trinkwasser äußerte. Schulz selbst erklärte
danach: „Ich war verpflichtet, die Position
des EU-Parlaments darzulegen. Ich kann
natürlich nicht nur die Dinge sagen, die al-
len gefallen. Ich muss auch die konflikt-
trächtigen Dinge vortragen“. joh ❚
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Martin Schulz (SPD)
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Selbst Sparschweine in der Schweiz stoßen auf das Interesse deutscher Steuerfahnder - vorausgesetzt der Inhalt stammt aus nicht versteuerten Erträgen.

D
as Klima hat sich gewan-
delt. Bisher war es in ge-
wissen Kreisen  angesagt,
mit Steuertricks zu prah-
len. Wer da ehrlich seiner
Steuerpflicht nachkam,

verschwieg das lieber schamhaft, um nicht
als dumm angesehen zu werden. Heute stel-
len sich Spitzenverdiener vor die Kameras
und erklären es zur Ehrensache, ihrem Staat
die ihm zustehenden Steuern zu zahlen.
Wie bei jedem Klimawandel sind Ursache
und Wirkung nicht leicht auszumachen,
doch ein Zusammenhang mit der Krise liegt
nahe. Die öffentlichen Schulden sind kräf-
tig gestiegen und zugleich das Bewusstsein,
dass diese noch künftige Generationen be-
lasten werden. Gleichzeitig sehen die Bür-
ger, dass an vielen Stellen im öffentlichen
Raum das Geld fehlt. 
Auf politischer Ebene hat
die Krise dem Kampf gegen
Steueroasen neue Dringlich-
keit verliehen. Die Staats-
und Regierungschefs der EU
einigten sich dazu im Mai
2013 auf einen Zeitplan. Da-
bei soll es auch internationa-
len Konzernen erschwert
werden, in EU-Ländern er-
zielte Gewinne ganz legal in
Niedrigsteuer-Länder zu ver-
lagern. Bundeskanzlerin An-
gela Merkel (CDU) nannte die Vereinbarun-
gen „ein klares Signal gegen Steuerhinterzie-
hung und gegen heute noch legale Prinzi-
pien der Steuervermeidung“. Nach
Berechnungen des EU-Parlaments kosten
die bestehenden Lücken im Steuerwesen je-
den EU-Bürger etwa 2.000 Euro pro Jahr.
Allerdings erwies sich die Umsetzung der
Beschlüsse selbst innerhalb der EU als
schwierig. Österreich und Luxemburg sperr-
ten sich gegen die Lockerung ihres Bankge-
heimnisses, solange Nicht-EU-Staaten wie
die Schweiz nicht Gleiches tun. Nach jüngs-
ten Äußerungen aus Luxemburg aber
scheint eine Lösung inzwischen greifbar na-
he. Doch selbst wenn sie gelingt, bleiben
noch viele Steueroasen in Übersee – und da-
mit viel Arbeit für die EU.

Steuer-CDs Unterdessen macht die moder-
ne Technik Steuerbetrügern das Leben
schwer. Menschen mit Zugang zum Com-
putersystem einer Bank können Daten tau-
sender ausländischer Anleger auf eine CD
brennen. Durch den Kauf solcher CDs be-
kamen deutsche Finanzbehörden Kenntnis
von vielen Steuerhinterziehern, die ihr Geld
beispielsweise in Liechtenstein „in Sicher-
heit gebracht“ hatten, wie es so schön heißt.
Da die CDs das Ergebnis von Datendieb-
stahl waren, war ihr Ankauf rechtlich um-
stritten, aber er war einträglich. Die fälligen

Steuernachzahlungen und Strafen betrugen
jeweils ein Vielfaches des Kaufpreises des
CD. Nachdem der Top-Manager Klaus Zum-
winkel Anfang 2008 infolge eines solchen
CD-Kaufs vor laufenden Fernsehkameras
festgenommen worden war, fürchteten
zahlreiche Steuerhinterzieher ein ähnliches
Schicksal. Steueranwälten wurde die Tür
eingerannt von Klienten, die von der Mög-
lichkeit der strafbefreienden Selbstanzeige
Gebrauch machen wollten. 

Gesetz verschärft Danach bleibt straffrei,
wer seine noch unentdeckte Steuerhinter-
ziehung selbst anzeigt und  die hinterzoge-
nen Steuern zuzüglich sechs Prozent Zinsen
pro Jahr nachzahlt. Aufgrund anhaltender
Kritik, dass Steuerhinterzieher damit zu bil-
lig wegkämen, wurde das Gesetz 2011 ver-

schärft. Nun sind zusätzli-
che fünf Prozent der hinter-
zogenen Summe fällig,
wenn diese über 50.000
Euro pro Steuerjahr hinaus-
geht.
Einen neuerlichen Sturm
auf die Steueranwälte löste
der Fall Uli Hoeneß aus. Der
Manager des FC Bayern
München hatte sich Anfang
2013 selbst angezeigt, was
prompt an die Medien
durchsickerte. Da die Selbst-

anzeige nach Ansicht des Finanzamts un-
vollständig war, leitete die Staatsanwalt-
schaft dennoch ein Strafverfahren ein. Im
März wird der Fall Hoeneß, bei dem es um
einen zweistelligen Millionenbetrag gehen
soll, vor Gericht kommen.
Es hat wohl auch mit dem veränderten Kli-
ma zu tun, dass in jüngster Zeit gehäuft Fäl-

le prominenter Steuerhinterzieher an die
Öffentlichkeit gelangen. Vielleicht ist die
Bereitschaft von Behörden-Mitarbeitern ge-
wachsen, solche Informationen unter Bruch
des Steuergeheimnisses „durchzustechen“,
vielleicht machen bestimmte Medien auch
mehr Geld für derartige Informationen lo-
cker, weil sich solche Geschichten derzeit so
gut verkaufen. 
Mit Alice Schwarzer hat es die Ikone der
deutschen Frauenrechtsbewegung getrof-
fen. Es wurde bekannt, dass sie ein Millio-
nenvermögen unversteuert in der Schweiz
angelegt hatte. Sie hatte sich im vergange-
nen Jahr selbst angezeigt, um einer Strafe zu
entgehen, und für die letzten zehn Jahre
rund 200.000 Euro Steuern nachgezahlt.

Am 2. Februar berichtete „Der Spiegel“ da-
rüber. Politisch bedeutsamer war die Steu-
erhinterziehung des Berliner Kultur-Staats-
sekretärs André Schmitz, die dieser bereits
2012 mit einer strafbefreienden Selbstan-
zeige bereinigt hatte. 
Der enge Vertraute des Regierenden Bürger-
meisters Klaus Wowereit (SPD) reagierte
mit einem schnellen Amtsverzicht auf die
Veröffentlichung Anfang Februar. Bis dahin
hatte ihn Wowereit im Amt belassen, ob-
wohl er seit 2012 von der Straftat wusste.
Dies wurde nun heftig kritisiert. Allerdings
stellte sich schließlich der Berliner SPD-
Landesvorstand am 10. Februar einstimmig
hinter Wowereit. Die Fälle Schwarzer und
Schmitz entfachten die politische Diskussi-

on über die strafbefreiende Selbstanzeige
neu. Prominente Sozialdemokraten wie der
Finanzexperte  Joachim Poß, aber auch der
stellvertretende Bundesvorsitzende der
Christlich-Demokratischen Arbeitnehmer-
schaft Christian Bäumler, forderten, dieses
Instruments abzuschaffen. In einer Aktuel-
len Stunde des Bundestages (siehe unten)
blieb allerdings nur noch die Fraktion „Die
Linke“ bei dieser Forderung.
Bereits am 22. Januar war die Steuerhinter-
ziehung von Theo Sommer bekannt gewor-
den, und zwar ganz offiziell. Denn an die-
sem Tag wurde der 83-jährige langjährige
Chefredakteur und Herausgeber der Wo-
chenzeitung „Die Zeit“ in einem öffentli-
chen Strafprozess zu einer Bewährungsstra-

fe verurteilt. Vor Gericht begründete er die
Nicht-Deklaration vieler hunderttausend
Euro an Nebeneinnahmen mit Nachlässig-
keit, was ihm aber nichts half. Am 6. Febru-
ar schließlich erklärte der frühere nord-
rhein-westfälische Finanzminister Helmut
Linssen aufgrund einer Presseveröffentli-
chung den Verzicht auf sein Amt als Bundes-
schatzmeister der CDU. 
Ein Steuer-Strafverfahren gegen den CDU-
Politiker war zwar 2012 eingestellt worden,
weil ihm nichts Unrechtes nachzuweisen
war. Doch allein die Tatsache, dass er jahre-
lang einen hohen Geldbetrag im Ausland
angelegt hatte, machte Linssen nun poli-
tisch untragbar. So, wie das Klima derzeit
ist. Peter Stützle ❚

Gewandeltes Klima
STEUERHINTERZIEHUNG I Bei den Finanzbehörden türmen sich die Selbstanzeigen von Gutverdienern. Hohe Nachzahlungen fällig

Die Krise hat 
dem Kampf

gegen
Steueroasen

neue
Dringlichkeit

verliehen.

Bis in diese Tage hinein haben prominente
Sozialdemokraten wie der Finanzexperte
Joachim Poß, aber auch der stellvertretende
Bundesvorsitzende der Christlich-Demo-
kratischen Arbeitnehmerschaft, Christian
Bäumler, ihre Abschaffung gefordert. Doch
in der Aktuellen Stunde zum Thema „Hal-
tung der Bundesregierung zur strafbefreien-
den Selbstanzeige bei Steuerhinterziehung“
blieb vergangenen Donnerstag die Fraktion
Die Linke, die die Debatte beantragt hatte,
allein mit dieser Forderung. SPD-Redner
forderten im Einklang mit den Koalitions-
Kollegen von CDU und CSU eine Verschär-
fung der bestehenden Regelung. Auch von
Bündnis 90/Die Grünen kam dafür Unter-
stützung.
Der stellvertretende Linken-Fraktionsvorsit-
zende Klaus Ernst warnte vor dem „Ein-
druck, als würde der Staat alles tun, um ins-
besondere Vermögende vor einer Strafver-
folgung zu schützen“. Die bei größeren
Steuerhinterziehungen fällige Strafzahlung
bezeichnete Ernst als „Freikaufgebühr“ und
fragte: „Warum ist ein Ladendiebstahl eine
Straftat, gegebenenfalls mit gravierenden
Folgen, während ein Steuerhinterzieher oft
nicht mal vorbestraft ist, obwohl er zigtau-
send Euro hinterzogen hat?“ Ernst forderte,
die Möglichkeit der strafbefreienden Selbst-
anzeige auf  Bagatellfälle zu beschränken.

Fristen kritisiert Richard Pitterle (Die Lin-
ke) kritisiert die Verjährungsfristen, die da-
zu führten, dass jemand, der 30 Jahre Steu-
ern hinterzogen hat, bei einer Selbstanzeige
nur für fünf oder zehn Jahre nachzahlen
muss. Er sei damit wesentlich besser gestellt
als ein ehrlicher Steuerzahler. Pitterle appel-
lierte an die Sozialdemokraten, wenigstens

einer Abschaffung der Selbstanzeige für
„Steuertouristen“ zuzustimmen.

Vollständige Offenbarung Bundesfinanz-
minister Wolfgang Schäuble (CDU/CSU)
beantwortete die Position der Fraktion Die
Linke mit dem Spruch: „Sie hängen keinen,
sie hätten ihn denn.“ Es sei ein allgemeiner
Rechtsgrundsatz, dass sich niemand selbst
belasten muss. Einzig im Steuerrecht beste-
he die Pflicht zur vollständigen Offenba-
rung seiner Verhältnisse. Würde die Mög-
lichkeit der strafbefreienden Selbstanzeige
abgeschafft, könnten Anwälte in Steuer-
strafprozessen die Verwendung von Steuer-
erklärungen als Beweismaterial ablehnen,
da sich der Angeklagte damit selbst belastet.
Deshalb und nicht in erster Linie wegen
möglicher Mehreinnahmen des Staates
müsse es die strafbefreiende Selbstanzeige
weiter geben. Schäuble verwies aber auf ei-
ne Bund-Länder-Arbeitsgruppe, die gerade
Änderungsvorschläge erarbeitet habe und
diese nun in die Diskussion einbringen wer-
de. Er gehe davon aus, dass die Regelung
zum Strafzuschlag verschärft und eventuell
auch die Verjährungsfrist verlängert wird. 
Für Bündnis 90/Die Grünen lehnte Lisa
Paus die Strafbefreiung zwar nicht ab, ver-
wies aber darauf, dass sie früher „nicht zu
großen Mehreinnahmen geführt“ habe. Das
habe sich erst geändert, seit deutsche Fi-
nanzbehörden CDs mit Daten von Steuer-
flüchtlingen aufgekauft haben. Zudem lob-
te Paus die Blockade des Steuerabkommens
mit der Schweiz durch die rot-grüne Mehr-
heit im Bundesrat Ende 2012. Nur deswe-
gen seien die Fälle Hoeneß und Schwarzer
bekannt geworden. Im Fall des vor einer
Woche wegen seiner bekannt gewordenen

Steuerhinterziehung zurückgetretenen Ber-
liner Kultur-Staatssekretärs André Schmitz
kritisierte Paus den Regierenden Bürger-
meister Klaus Wowereit, der seit 2012 von
dem Steuervergehen gewusst und Schmitz
trotzdem im Amt belassen hatte. „Ich als
Berlinerin schäme mich dafür, dass die SPD
in Pofalla-Pose die Affäre Wowereit für be-
endet erklärt und zur Tagesordnung über-
geht“, sagte Paus. Ihr Fraktionskollege Tho-
mas Gambke unterstützte Pläne der Koali-
tion, die Bedingungen für die Strafbefreiung
zu verschärfen, mahnte aber zu Augenmaß.
Es dürfe nicht dazu kommen, dass derjeni-
ge, der sich selbst anzeigt, schlechter gestellt
wird als „derjenige, der erwischt wird“. In
der Aktuellen Stunde sprachen fünf Parla-
ments-Neulinge, darunter Andreas Schwarz
(SPD). Als bisheriger Bürgermeister wisse er

um die Notwendigkeit ausreichender Steu-
ereinnahmen und als Unternehmer sei er
überzeugt, „dass die meisten Unternehmer
in diesem Land ehrliche Steuerzahler sind“.
Schwarz forderte „weitere Verschärfungen“
beim Instrument der Selbstanzeige: „Wir
müssen unbedingt den Eindruck vermei-
den, dass jemand, der Steuern hinterzieht
und zum Instrument der Selbstanzeige
greift, am Ende noch besser dasteht als der
ehrliche Steuerzahler und die ehrliche Steu-
erzahlerin.“  pst ❚

»Sie hängen keinen, sie hätten ihn denn«
STEUERHINTERZIEHUNG II Koalition und Bündnis90/Die Grünen für Verschärfung der strafbefreienden Selbstanzeige

Auch der Weg in die Schweiz hilft nichts: Das Bankgeheimnis ist löchrig geworden.

Gefahr für Steuersünder: Speichermedien
unterschiedlichster Arten
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Die deutsche Verkehrsinfrastruktur ist chro-
nisch unterfinanziert. Dies wurde vergange-
ne Woche deutlich bei einem öffentlichen
Expertengespräch des Ausschusses für Ver-
kehr und digitale Infrastruktur mit dem
ehemaligen Bundesverkehrsminister Kurt
Bodewig (SPD) und dem ehemaligen Ver-
kehrsminister des Landes Sachsen-Anhalt,
Karl-Heinz Daehre (CDU) zu den Ergebnis-
sen der beiden von ihnen geleiteten Kom-
missionen zur Verkehrsinfrastrukturfinan-
zierung.
Daehre führte aus, dass in den kommenden
15 Jahren bezogen auf das Basisjahr 2012
jährlich 7,2 Milliarden Euro für die Instand-
haltung von Straßen, Schienen und Wasser-
wegen bei Bund, Ländern und Kommunen
fehlen würden. Bei den Schienenwegen und
den Wasserstraßen gebe es nur die Möglich-
keit, zusätzliche Mittel über Steuereinnah-
men zu erhalten. Anders sehe die Situation
bei den Straßen aus. Hier gebe es neben den
allgemeinen Steuereinnahmen auch die
Möglichkeit, die Mineralölsteuer um sieben
Cent zu erhöhen und Veränderungen bei
der Maut vorzunehmen. So könne die Lkw-
Maut zum Beispiel auf Fernbusse und auf
Landesstraßen sowie auf Lastwagen mit ei-
nem Gesamtgewicht von 7,5 Tonnen ausge-
weitet werden. Bodewig betonte die enge

Verzahnung der beiden Kommissionen.
Wie Daehre setzte auch er sich für einen In-
frastrukturfonds für Straße, Schiene und
Wasserstraße ein, der noch in diesem Jahr
eingerichtet werden solle. Das Hauptergeb-
nis seiner Kommission sei jedoch ein Para-
digmenwechsel, nach dem zukünftig der Er-
halt der Infrastruktur vor Neu- oder Ausbau-
maßnahmen gehen solle. Eine Ausweitung
der nutzerabhängigen Lkw-Maut auf alle
Bundesstraßen würde nach Auffassung sei-
ner Kommission insgesamt 2,3 Milliarden
Euro erbringen. Für die Realisierung setzte
er rund drei Jahre an. Die weitere Einbezie-
hung von Lkw ab 7,5 Tonnen auf diesem
Netz erbringe 0,6 Milliarden Euro und eine

Ausweitung der Lkw-Maut auf die Landes-
straßen bringe zusätzlich rund 9,8 Milliar-
den Euro bei Lkw ab zwölf Tonnen. Die zu-
sätzliche Einbeziehung von Lkw ab 7,5 Ton-
nen wird nochmal 250 Millionen Euro er-
geben. Für die im Koalitionsvertrag
vorgesehene Abgabe für nicht in Deutsch-
land zugelassene Pkw forderte er eine Prü-
fung, dass diese EU-rechtskonform sein
müsse. Nach der „persönlichen“ Ansicht
von Daehre ist dringend eine Diskussion
über eine allgemeine Nutzerfinanzierung
der Infrastruktur notwendig. Allein die Ein-
führung einer Pkw-Maut in Höhe von 50
Euro pro Fahrzeug im Jahr würden rund
zwei Milliarden Euro erbringen.  mik ❚

D
ie Wirtschaft kommt in
Fahrt. Nach den nahe bei
Null liegenden Wachs-
tumsraten der Vorjahre
soll die Wirtschaft in die-
sem Jahr um starke 

1,8 Prozent wachsen. Bundeswirtschaftsmi-
nister Sigmar Gabriel (SPD) stellte am Don-
nerstag in einer Regierungserklärung vor
dem Bundestag erfreut fest, dass sich Löhne
und Gehälter in diesem Jahr endlich wieder
entlang von Produktivi-
tät und Inflationsaus-
gleich entwickeln. Das
werde zu einer Stärkung
der Binnenkonjunktur
führen.

Klar bekannt Gabriel
legte ein klares Bekennt-
nis zur sozialen Markt-
wirtschaft ab und be-
zeichnete sie als „Erfolgsmodell“, das aber
gestärkt werden müsste.  Dies könne zum
Beispiel durch den von der Regierung ge-
planten Mindestlohn von 8,50 Euro gesche-
hen. In der Debatte um die soziale Markt-
wirtschaft gehe es darum, „dass Arbeit und
Leistung ihren Wert haben müssen“. Der
Mindestlohn von 8,50 Euro sei eine Abkehr
von dem entwürdigenden Zustand, dass
Menschen den ganzen Tag arbeiten und hin-
terher trotzdem zum Sozialamt gehen
müssten. Die derzeitige Spaltung des Ar-
beitsmarktes mit einer Zunahme der Leih-
und Zeitarbeit sowie dem Unwesen der

Werkverträge sei eines der Probleme in der
Marktwirtschaft. 
Zu den Zukunftsaufgaben rechnete Gabriel
neben der Stabilisierung des Euroraums ei-
ne Erhöhung der Investitionen. Außerdem
müsse man die Kostenentwicklung im Ener-
giebereich in den Griff bekommen. Not-
wendig seien auch mehr Unternehmens-
gründungen. 
Sahra Wagenknecht (Die Linke) hielt Ga-
briel Äußerungen aus dem letzten Jahr vor,

als er als Op-
positionspo-
litiker die
hohe Zahl
prekärer Be-
s c h ä f t i -
g u n g s v e r -
h ä l t n i s s e
und befriste-
ter Arbeits-
verhältnisse

kritisiert, vor Jugendarmut gewarnt und die
ungleiche Verteilung von Gemeinwohllas-
ten kritisiert hatte. „Der tapfere Oppositi-
onspolitiker ist heute Wirtschaftsminister,
redet von sozialer Marktwirtschaft und gu-
ten Löhnen.“ Das sei vollkommen unglaub-
würdig. Der Koalitionsvertrag zeige, dass
überhaupt nichts geändert werden solle.
Von Vermögensteuer und einem höheren
Spitzensteuersatz sei keine Rede mehr. Ga-
briels Politik sei „jämmerlich“, weil er alles
fortsetze, was die vorherige Regierung ge-
macht habe. Wagenknecht bezweifelte, dass
es zu einer „großen Konsumwelle“ kommen

werde. Das zeigten stagnierende Einzelhan-
delsumsätze, die auf miese Lohn- und Ren-
tenentwicklung sowie auf explodierende
Strompreise zurückzuführen seien. Wagen-
knecht forderte einen Mindestlohn von
zehn Euro sofort statt „löchrige 8,50 Euro ir-
gendwann“. 
Michael Fuchs (CDU) warf Wagenknecht
vor, „Quatsch“ zu verbreiten und die Reali-
tät nicht zur Kenntnis zu nehmen: „Sie ha-
ben bis jetzt nicht kapiert, dass es Deutsch-
land gut geht.“ Die Politik der Bundeskanz-
lerin habe dafür gesorgt, dass es wieder auf-
wärts gehe und Europa sich aus der Krtise zu
lösen beginnen. „Davon verstehen Sie
nichts, weil Sie Ihr kommunistisches Gela-
bere einfach weiterführen“, sagte Fuchs. Er
lobte die Beschäftigungslage, die so gut sei
wie seit Jahrzehnten nicht mehr. Der CDU-
Politiker setzte sich aber in der Energiepoli-
tik von Gabriel ab, indem er einen Bestands-
schutz vor der EEG-Umlage für Unterneh-
men mit Eigenstromproduktion verlangte.
Er sehe mit Sorge, dass die Industrie schon
heute weniger in Deutschland investiere. 
Grünen-Fraktionschef Anton Hofreiter sag-
te, es sei zwar schön, dass die Wirtschaftsla-
ge gut sei und dass es höhere Löhne gebe.
„Aber erstens trifft das nicht auf alle Men-
schen in unserem Lande zu, und zweitens
ist von einem Bundeswirtschaftminister et-
was mehr zu erwarten, wenn er über die
wirtschaftspolitischen Perspektiven spricht,
als zu beschreiben, wie die Lage ist." Dann
hätte man jemand vom Statistischen Bun-
desamt einladen können. Wenn die Koaliti-

on für stabile Strompreise sorgen wolle,
dann solle sie sich um die kostengünstigs-
ten Bereiche der Stromproduktion küm-
mern. Die kostengünstigste Stromprodukti-
on sei die Aufstellung von Windkraftanla-
gen an Land – „und ausgerechnet das wol-
len Sie deckeln. Das macht doch keinen
Sinn“. Hubertus Heil (SPD) warf der Oppo-
sition vor, schlechte Stimmung zu verbrei-
ten und sagte: „Wir brauchen Macher und
keine Miesmacher.“ 
Ebenso wie der Jahreswirtschaftsbericht und
das Gutachten des Sachverständigenrates

über die wirtschaftliche Entwicklung
(18/94) wurde ein Antrag der Grünen-Frak-
tion (18/493) an die zuständigen Ausschüs-
se überwiesen. Darin wird gefordert,  die
Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands durch
Innovation und Zukunftsinvestitionen zu
sichern, um die Chancen zukünftiger Gene-
rationen nicht zu verspielen. Abgelehnt
wurde ein Entschließungsantrag der Frakti-
on Die Linke, in dem unter anderem die
Einführung eines gesetzlichen Mindest-
lohns von zehn Euro zum 1. Juli 2014 ver-
langt wird.  Hans-Jürgen Leersch ❚

Ausschussvorsitzender Burkert (SPD, von links) mit seinen Gästen Bodewig und Daehre

WIRTSCHAFT Minister Gabriel (SPD) will der Arbeit ihren Wert zurückgeben. Linke bezweifelt »Konsumwelle«

Schnell zum Aufschwung

EU verspricht
Transparenz
US-HANDEL I Die EU-Kommission will das
Europäische Parlament und die Zivilgesell-
schaft regelmäßig über die Verhandlungen
mit den USA über die angestrebte Transat-
lantische Handels- und Investitionspartner-
schaft (TTIP) informieren. Das sei ein ganz
wichtiger Teil des Prozesses, um die Akzep-
tanz sicherzustellen, sagte der Chefunter-
händler der EU, Ignacio Garcia Bercero, in
der vergangenen Woche bei einem Ge-
spräch mit den Mitgliedern des Bundestags-
ausschusses für Wirtschaft und Energie. Auf
Fragen der Abgeordneten nach dem Zeit-
rahmen sagte Bercero, in diesem Jahr sei
kein Abschluss der Verhandlungen zu er-
warten. Auf Fragen nach Problemen schil-
derte der EU-Vertreter, die EU sei besonders
sensibel im Bereich Landwirtschaft, und in
den USA gebe es eine besondere Sensibili-
tät bei Dienstleistungen und öffentlichen
Beschaffungen. In keinem Bereich werde es
aber zur Senkung des europäischen Schutz-
niveaus kommen, sagte er. Bercero wies da-
rauf hin, dass die EU für den audiovisuellen
Sektor und die Buchpreisbindung kein Ver-
handlungsmandat habe. Öffentliche Mono-
pole in Europa wie die Wasserversorgung
würden ebenfalls nicht zur Disposition ste-
hen. „Rote Linien“ werde Europa etwa bei
der Lebensmittelsicherheit ziehen und den
Verkauf von hormonbehandeltem Rind-
fleisch nicht zulassen. Auch grundlegende
Rechte der Bürger auf Datenschutz würden
nicht aufgeweicht. hle ❚

Linke sorgt sich
um Rechteabbau
US-HANDEL II Das geplante europäisch-ame-
rikanische Freihandelsabkommen (Transat-
lantic Trade and Investment Partnership,
TTIP) ist Thema einer Großen Anfrage der
Fraktion Die Linke (18/432). Das Abkom-
men solle die leistungsstärksten Wirtschafts-
blöcke der Welt vereinen, stellt die Fraktion
im Vorwort zu ihrer Großen Anfrage fest. EU-
Kommission und Bundesregierung würden
mehr Wachstum und mehr Beschäftigung er-
warten. Aus Sicht der Linksfraktion sind die
Risiken einer Harmonisierung von Standards
und Normen jedoch enorm: „In Europa
mühsam erstrittene Rechte und Regeln könn-
ten abgebaut und nach unten angeglichen
werden.“ Unternehmen aus den USA könn-
ten bisher unerwünschte und verbotene Pro-
dukte wie Genmais, Chlorhühnchen und
Hormonfleisch auf den Markt bringen.
Fragen der Abgeordneten betreffen Umwelt-
und Sozialstandards sowie den Verbraucher-
schutz. Hier wird unter anderem gefragt, ob
die Regierung garantieren kann, dass sich die
deutschen Verbraucher weiter auf einheitliche
Hygiene- und Sicherheitsstandards verlassen
können.
Einen Schwerpunkt der Großen Anfrage bil-
den Fragen nach dem Investitionsschutz und
dem Investor-Staat-Schiedsverfahren. Gefragt
wird, welchen völkerrechtlichen Status ein
Schiedsgerichtsverfahren im TTIP bekommen
würde. Im Vorwort bezeichnet die Fraktion
das Schiedsverfahren als eine Art Sonderge-
richtsbarkeit für Konzerne: „Unternehmen
könnten gegen jede Gesetzgebung eines Staa-
tes, die ihre Rendite schmälern könnte, milli-
ardenschwere Schadensersatzklagen anstren-
gen.“ hle ❚

»Sie haben bis jetzt
nicht kapiert, dass
es Deutschland 
gut geht.«
Michael Fuchs (CDU)
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Mehr Maut für Infrastruktur
VERKEHR Kommissionen setzen Erhalt der Infrastruktur vor Neu- und Ausbau

>STICHWORT

> Wachstum Die Bundesregierung erwartet in diesem Jahr
ein Wachstum der deutschen Wirtschaft in Höhe von 
1,8 Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP). Diese Projek-
tion enthält der Jahreswirtschaftsbericht 2014, der von der
Bundesregierung als Unterrichtung (18/495) vorgelegt wur-
de. Der Wert würde damit erheblich höher ausfallen als
2013 mit 0,4 Prozent und 2012 (0,7 Prozent)

> Beschäftigung Die Beschäftigung soll um 240.000 auf 42
Millionen steigen. Das wäre ein historischer Höchststand.
Allerdings soll die Arbeitslosigkeit nicht signifikant sinken.

> Nachfrage Durch höhere Löhne verbessert sich das Kon-
sumklima. Die Deutschen werden mehr einkaufen. Davon
profitiert der Handel (Bild).

Jahreswirtschaftsbericht – Bessere Binnenkonjunktur hilft auch dem Handel 

2014 soll das BIP
Deutschlands um 1,8 Pro-
zent wachsen, im Jahr da-
rauf nochmals um zwei Pro-
zent. Was sind die Gründe
dafür?  
Ob das BIP als einzige Kenn-
zahl dafür ausreichend ist,
Wohlstand und Lebensquali-
tät zu beschreiben, würde ich
in Frage stellen. Trotzdem:
Die deutsche Wirtschaft ist
insgesamt gut aus der Krise
gekommen und in einem ro-
busten Zustand. Dafür tragen
insbesondere die Tarifpartner
die Verantwortung. Während
wir beim Export neue Re-
kordmargen erreichen, inves-
tieren wir aber gleichzeitig
im Inland zu wenig in die Zu-
kunft. Zehn Milliarden Euro
gehen in zusätzliche Ausga-
ben für die Rente, Null Euro
in den Breitbandausbau.  

Welche Risiken für die
wirtschaftliche Entwicklung
sehen Sie, die die Bundesre-
gierung nicht angesprochen
hat?  
Es geht darum, sich heute
nicht auf den guten Daten aus-
zuruhen, sondern gezielt in
die Zukunft zu investieren.
Das Thema Digitalwirtschaft

zum Beispiel ist bei dieser
Bundesregierung total unter-
belichtet. Beim Breitbandaus-
bau hinken wir Bulgarien und
Rumänien hinterher. Und
dann natürlich die Megathe-
men Energieeffizienz und
Nachhaltigkeit. Es fehlt auch
eine steuerliche Förderung bei
der Gebäudesanierung.

Laut Wirtschaftsminis-
ter Sigmar Gabriel kommen
wir dem Ziel, die wirt-
schaftlichen Ungleichge-
wichte in Europa abzubau-
en, immer näher. Stimmt
das? 
Zahlreiche unserer EU-Nach-
barländer befinden sich wei-
terhin in der Krise. Wir brau-
chen weiterhin große An-
strengungen, um wirtschaftli-
che Ungleichgewichte
innerhalb Europas zu verrin-
gern. Dabei gilt es, zukunfts-
fähige Wirtschaftsbranchen
aufzubauen wie beispielswei-
se bei den grünen Technolo-
gien wie erneuerbaren Ener-
gieträgern, Effizienzsystemen
und innovativen Materialien.

In den nächsten vier
Jahren sollen fünf Milliar-
den Euro in die Infrastruk-

tur investiert werden. Hal-
ten Sie das für ausreichend?  
Nein, allein im Bereich der
Verkehrsinfrastruktur benöti-
gen wir sieben Milliarden
Euro nur für den Erhalt des
Bestandes. Hier sind wir
chronisch unterfinanziert.
Wichtige Zukunftsfelder sind
die Digitalisierung, die Elek-
tromobilität oder die Gebäu-
desanierung.

Steigende Energiepreise
werden als großes Risiko für
die wirtschaftliche Entwick-
lung angesehen. Welche Rol-
le spielt dabei die Energie-
wende?  
Mittel- und langfristig führen
die erneuerbaren Energieträ-
ger zu geringeren Energiekos-
ten und machen uns unab-
hängig von fossilen Impor-
ten. Wenn wir die Energie-
wende weiter ambitioniert
vorantreiben, wird Deutsch-
land zum weltweiten Vorrei-
ter bei Zukunftstechnolo-
gien. Das schafft Wettbe-
werbsvorteile. Die Energie-
wende bietet also Potenzial
und schafft nachhaltige Jobs.

Das Gespräch führte 
Julian Burgert.

FÜNF FRAGEN ZUM: Jahreswirtschaftsbericht 2014

DIETER JANECEK 
Wirtschaftspolitischer
Sprecher der
Bundestagsfraktion
Bündnis 90/Die Grünen 
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»Es geht
darum, sich
heute nicht 
auf den
guten Daten 
auszuruhen.«
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Der deutsche Automobilbau ist eine Stütze der Konjunktur. In den neuen Bundesländern sind wieder industrielle Kerne entstanden – wie in Leipzig, wo der „Macan“ bei Porsche gebaut wird.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Die gebremste
Energiewende 
WIRTSCHAFT Der Stromleitungsbau kommt in Bayern nicht voran. Blockadevorwürfe

Das soll es offenbar in Bayern nicht geben: Unsere Fotomontage zeigt, wie eine Stromleitung den Blick auf bayerische Attraktionen wie Schloss Neuschwanstein trüben würde.

Rechnungshof
soll überprüfen
HAUSHALT Der Bundesrechnungshof soll
auf Bitten des Haushaltsausschusses die ak-
tuelle Rentenkampagne des Bundesministe-
riums für Arbeit und Sozialordnung über-
prüfen. Dies regten die Abgeordneten des
Haushaltsausschusses in der vergangenen
Woche auf Initiative der beiden Oppositi-
onsfraktionen Die Linke und Bündnis
90/Die Grünen an. 
Das Ministerium hatte nach eigener Dar-
stellung die Kampagne initiiert, um über die
Vorhaben der Regierung zur Rente (Mütter-
rente, abschlagsfreie Rente mit 63) zu infor-
mieren. Neben der Schaltung von Plakaten
und Anzeigen gebe es für die Bürger auch
Möglichkeiten, sich direkt informieren zu
lassen. Dies werde rege genutzt. Die Kam-
pagne koste insgesamt 1,15 Millionen Euro
und werde aus Mitteln der Öffentlichkeits-
arbeit bezahlt, erklärte die Vertreterin des
Ministeriums. 
Die Oppositionsabgeordneten kritisierten
unter anderem, dass es für das Jahr 2014
noch keinen beschlossenen Haushalt gebe.
Deshalb müssten alle Bundesministerien
im Rahmen der so genannten vorläufigen
Haushaltsführung wirtschaften. Neuvorha-
ben seien dabei nicht erlaubt. Dies gelte
auch für diese Kampagne. 
Zudem wiesen sie darauf hin, dass das Ren-
tenpaket vom Bundestag weder beraten
noch beschlossen worden sei. Änderungen
am Regierungsentwurf seien wahrschein-
lich. Deshalb sei es unverantwortlich, den
Menschen Tipps zu einem vom Bundestag
noch nicht beschlossenen Gesetz zu geben.
Dies sei außerdem eine Missachtung des
Gesetzgebers. Das Arbeitsministerium hielt
dagegen, die Kampagne sei die Fortsetzung
einer schon im vergangenen Jahr begonne-
nen Planung. Außerdem sei das Informati-
onsbedürfnis der Bevölkerung in diesem
Falle groß. mik ❚

Exzellenz steht
im Mittelpunkt
FORSCHUNG Das europäische Forschungs-
rahmenprogramm „Horizont 2020“ stellt
bei seinen Förderrichtlinien die Exzellenz
der Wissenschaft in den Mittelpunkt. Das
machte Wolfgang Burtscher, Stellvertreten-
der Generaldirektor der EU-Kommission
bei der Generaldirektion Forschung und In-
novation, vergangene Woche  deutlich. Nur
eine Wissenschaft von Weltrang könne als
Grundlage für die Technologien, die Ar-
beitsplätze und die Lebensqualität von
morgen dienen. „Europa muss Forschungs-
talente entwickeln, anziehen und halten“,
betonte er. Die Unionsfraktion lobte die
Ausweitung der europäischen Mittel für den
Bereich Forschung und Entwicklung. Die
Linksfraktion äußerte Unverständnis darü-
ber, dass nicht nur Forschungen zu erneuer-
baren Energien gefördert würden, sondern
auch Projekte zur Kernfusion. Die SPD wies
darauf hin, dass der Forschungsrat über ei-
ne Einschränkung seiner Flexibilität durch
die EU-Kommission klagen würden. Auf
Nachfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen stellte Burtscher  zudem klar, dass
die EU-Kommission keine militärische For-
schung fördere. hau ❚ A

usgerechnet dort, wo sie am
nötigsten wäre, verliert die
Energiewende an Schwung.
In Bayern kommen immer
noch 30 Prozent des Stroms
aus Kernkraftwerken, die in

den nächsten Jahren abgeschaltet und
durch erneuerbare Energien ersetzt werden
sollen. Doch es hakt überall: Es werden zu
wenig Windräder gebaut, und gegen den
Bau von Höchstspannungsleitungen, die
den Strom aus ertragreichen Windenergie-
gebieten nach Süden transportieren sollen,
gibt es massiven Widerstand. Die Bayerische
Staatsregierung will ein Moratorium. Der
Leitungsbau solle erst dann weiterbetrieben
werden, wenn klar ist, welche Vorgaben sich
durch die Novellierung des Erneuerbare
Energien-Gesetzes (EEG) ändern würden. 

»Doppelte Sabotage« Die
bayerische Haltung sorgte
am Donnerstag im Bundes-
tag für Aufregung. Die Op-
position kritisierte in einer
Aktuellen Stunde das Mora-
torium zum Stromleitungs-
bau scharf und forderte, den
„bayerischen Löwen“ Horst
Seehofer (CSU) wieder ein-
zufangen, der frühere Be-
schlüsse zur Energiewende
mitgetragen habe. Die Abge-
ordnete Julia Verlinden (Grüne) warf dem
Ministerpräsidenten Seehofer vor, nicht nur
den Stromleitungsbau, sondern durch neue
Abstandsregelungen auch den Bau von
Windenergieanlagen zu verhindern. „Das
ist eine doppelte Sabotage der Energiewen-
de, die wir uns nicht leisten können.“ See-
hofers Eskapaden würden der Energiewen-
de in Deutschland und auch der sicheren
Energieversorgung in Bayern schaden, sagte
Verlinden. Der Netzausbau müsse beschleu-
nigt werden. Er müsse naturverträglich sein
und eine transparente Planung haben, die
die Menschen einbeziehe. Zur Erhöhung
der gesellschaftlichen Akzeptanz gebe es die
Möglichkeit der Erdverkabelung. 

Die Forderung nach mehr Erdverkabelung
stieß auf scharfe Kritik von Michael Fuchs
(CDU): Wenn die Grünen Erdverkabelung
wollen, „dann sagen Sie bitte gleichzeitig
dazu, dass das acht mal so teuer wird und
wer das bezahlen soll“. Fuchs sagte, die Ost-
Süd-Trasse nach Bayern werde dringend ge-
braucht, aber es seien ausgerechnet die Grü-
nen, die sich ausdrücklich gegen den Bau
dieser Leitung ausgesprochen hätten: „Das
ist scheinheilig.“ Die Grünen seien die
größten Verhinderer des Netzausbaus. Wer
gegen diese Thüringer Strombrücke sei,
müsse wissen, dass das Kernkraftwerk Gra-
fenrheinfeld dann länger laufen müsse. Die
Grünen seien auch gegen Pumpspeicher-
kraftwerke, die zur Stabilisierung des Sys-
tems dringend notwendig seien. Joachim
Pfeiffer (CDU) sagte, die Erdverkabelung sei

weder technisch ausgereift
noch erhöhe sie die Akzep-
tanz. Es sei bis heute kein
Erdkabel verlegt  worden. 
Den gegen die Grünen er-
hobenen Blockade-Vorwurf
wies Dieter Janecek (Grüne)
zurück. Es sei die CSU, die
vor Ort blockiere und eine
„Energiewende auf Basis
von heißer Luft betreibe“. In
Wirklichkeit wolle die CSU
zurück zur Atomenergie
und sei der „Totengräber

der Energiewende“. 
„In Bayern regiert das energiepolitische
Chaos“, sagte Eva Bulling-Schröter (Die Lin-
ke). Die CSU, die die Atomkraft immer un-
terstützt habe, habe keinen Plan für eine zu-
kunftsfähige Energieversorgung in Bayern
und wolle die Energiewende an die Wand
fahren lassen. Nach Ansicht von Ralph Len-
kert (Die Linke) ist der geplante Netzausbau
tatsächlich überzogen. Statt dessen müsse
es eine mehr dezentrale Energieversorgung
geben. 
Für die Bundesregierung erklärte der Parla-
mentarische Staatssekretär im Wirtschafts-
ministerium, Uwe Beckmeyer (SPD), „das
Moratorium hat rechtlich keine Wirkung“.

Die geplanten Maßnahmen würden auf rea-
listischen Bedarfsberechnungen beruhen.
Es gebe keinen Grund, diese in Frage zu stel-
len. Die Zeit dränge. „Wir sind mit dem
Netzausbau hinterher“, sagte Beckmeyer,
der außerdem feststellte: „Das Gesetz gilt.“ 
Hubertus Heil (SPD) erklärte, es gehe wohl
auch um die Frage, wie es um die Akzeptanz
von Infrastruktur in diesem Land bestellt
sei. Es sei geradezu fahrlässig, diese Akzep-
tanz für notwendige Infrastrukturen, zumal
für solche, die zum Gelingen der Energie-
wende beitragen, in Frage zu stellen. Karl
Holmeier (CSU) appellierte dagegen, die
Vorlage der EEG-Novelle abzuwarten. Eine
verantwortungsvolle Politik heiße, auf Ver-
änderungen neu zu reagieren. 
Allerdings sind die von Seehofer und der
Staatsregierung  geäußerten Bedenken
nicht ganz neu. Bereits in der Anhörung
des Bundestages zum Zweiten Gesetz über
Maßnahmen zur Beschleunigung des
Netzausbaus Elektrizitätsnetze
(17/12638) am 15. April 2013 hatte sich

Professor Lorenz Jarass (Hochschule
Rhein-Main Wiesbaden) mit deutlicher
Kritik zu Wort gemeldet. Er bezeichnete
die Netzausbauplanungen als „einseitig
von den Interessen der Stromerzeuger ge-
prägt“. Der geplante weit überdimensio-
nierte Netzausbau bedrohe die gesell-
schaftliche Akzeptanz des weiteren Aus-
baus erneuerbarer Energien und damit die
Energiewende insgesamt. Als Grund für
den überdimensionierten Ausbau der Net-
ze nannte er die Interessen der Kohlekraft-
werksbetreiber, Strom auch bei Starkwind
ins Ausland exportieren zu können. Die
Verbraucherzentrale Bundesverband zwei-
felte ebenfalls den Umfang der geplanten
Netzausbaumaßnahmen an und gab in ih-
rer Stellungnahme den Hinweis auf Alter-
nativen bei der Erreichung der Ausbauzie-
le für die erneuerbaren Energien, die mög-
licherweise „einen geringeren, zumindest
aber einen zeitlich gestreckten Netzausbau
möglich machen“.
Auch die Erdverkabelung ist aus Sicht der
Experten höchst problematisch. Der Bun-
desverband der Energie- und Wasserwirt-
schaft (BDEW) hatte gefordert, bevor über
eine Ausweitung der Erdverkabelung im
Bereich der Leitungen im Bereich von 380-
Kilovolt (kV) entschieden werde, sollten
zunächst die Erfahrungen mit den vier Pi-
lotstrecken abgewartet werden. „Neben
deutlich höheren Kosten birgt die Teil-Erd-
verkabelung Risiken, die die Versorgungs-
sicherheit beeinträchtigen könnten",
warnte der BDEW. Die Bundesnetzagentur
stellte fest: „Die Erdverkabelung muss zu-
nächst durch Pilotvorhaben erprobt wer-
den.“ Belastbare Erkenntnisse und Erfah-
rungen mit einer Erdverkabelung auf der
Höchstspannungsebene lägen noch nicht
vor. Auch Professor Albert Moser (RWTH
Aachen University) riet dazu, Erdkabel an-
gesichts der hohen Bedeutung eines zuver-
lässigen und sicheren Übertragungsnetzes
erst zu erproben. Aus technischer und wirt-
schaftlicher Sicht seien Freileitungen beim
Übertragungsnetzausbau grundsätzlich zu
bevorzugen. Hans-Jürgen Leersch ❚

»Die CSU
betreibt 

die
Energiewende
auf Basis von
heißer Luft.«
Dieter Janecek (Grüne)

>KOMPAKT

> Ausbau Im 2. Gesetz über Maßnahmen
zur Beschleunigung des Netzausbaus
Elektrizitätsnetze (17/12638) wird für ins-
gesamt 36 Planungen für den Bau von
Höchstspannungsleitungen die energie-
wirtschaftliche Notwendigkeit und der
vordringliche Bedarf festgestellt.

> Tempo Der Beschleunigung des Ausbau-
tempos dient eine Rechtswegverkürzung.
Künftig gibt es mit dem Bundesverwal-
tungsgericht nur noch eine Instanz für
Rechtsstreitigkeiten mit Bezug auf Vorha-
ben des Bundesbedarfsplans.

> Kosten Für die Realisierung der in den
Bundesbedarfsplan aufgenommenen Vor-
haben werden Kosten in Höhe von rund
zehn Milliarden Euro entstehen.
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SMS hat Zenit
überschritten   
WIRTSCHAFT 16 Jahre nach der Marktöff-
nung des Telekommunikationssektors zieht
die Bundesnetzagentur eine positive Bilanz.
„Die Bürger und die gesamte Wirtschaft
profitieren von einer Vielfalt an Angeboten
und Dienstleistungen zu attraktiven Prei-
sen“, heißt es im Tätigkeitsbericht 2012/13
der Bundesnetzagentur – Telekommunika-
tion, den die Bundesregierung zusammen
mit dem Sondergutachten der Monopol-
kommission – „Telekommunikation 2013 –
Vielfalt auf den Märkten erhalten“, als Un-
terrichtung (18/209) vorgelegt hat. Wie
schnell sich der Markt verändert, wird an ei-
nem Detail deutlich. Der Versand von Kurz-
nachrichten (SMS) hat sich von 2002 (18,4
Milliarden SMS) bis 2011 auf 54,9 Milliar-
den SMS drastisch erhöht. Auch 2012 stieg
die Zahl der Kurznachrichten weiter auf
59,8 Milliarden. Doch „die SMS-Nutzung
dürfte inzwischen ihren Zenit überschritten
haben“, schreibt die Bundesnetzagentur. In-
folge der Verbreitung von Smartphones sei
zu erwarten, „dass SMS-Mitteilungen teil-
weise von Messaging-Apps und E-Mails ab-
gelöst werden“. Im zweiten Halbjahr 2012
seien bereits weniger SMS versendet worden
als im ersten Halbjahr. „Auch im ersten
Quartal 2013 zeigte sich ein abnehmender
Trend“, berichtet die Bundesnetzagentur. 
Zugleich wird darauf hingewiesen, dass es
trotz der gesunkenen Preise für Telekom-
munikationsleistungen gewaltige Investi-
tionen gegeben hat. Im Durchschnitt sieben
Milliarden Euro pro Jahr seien in moderne
Festnetz- und Mobilfunk-Infrastrukturen
investiert worden. „Das sind seit der Libera-
lisierung insgesamt über 110 Milliarden
Euro, von denen mehr als die Hälfte auf die
Wettbewerber der Deutschen Telekom AG
entfällt. Wettbewerb ist ein starker Motor
für Investitionen, Innovation und Wachs-
tum“, schreibt die Bundesnetzagentur. hle ❚ 

Postdienste 
bleiben wichtig   
WIRTSCHAFT Auch in Zeiten wachsender
elektronischer Kommunikation bleiben
postalische Dienstleistungen „ein wichtiger
Bestandteil nicht nur der Infrastruktur, son-
dern auch im Hinblick auf ein funktionsfä-
higes Gemeinwesen“. Dieses Fazit zieht die
Bundesnetzagentur in ihrem Tätigkeitsbe-
richt 2012/2013 für den Postbereich, den
die Bundesregierung zusammen mit dem
„Sondergutachten der Monopolkommissi-
on – Post 2013: Wettbewerbsschutz intensi-
vieren“ als Unterrichtung (18/210) vorge-
legt hat. Weiter heißt es: „Große Mengen an
Nachrichten werden weiterhin in schriftli-
cher Form verschickt werden.“ Auch die stei-
gende Zahl der beförderten Güter und Wa-
ren verdeutliche, wie sehr die Gesellschaft
und die arbeitsteilig organisierte Wirtschaft
auf hochwertige Angebote von Beförde-
rungsdienstleistungen angewiesen seien. 
Die Umsätze im Postbereich blieben mit
26,4 Milliarden Euro im Jahr 2012 im Ver-
gleich zum Vorjahr unverändert. Im Briefbe-
reich stieg zwar der Anteil von Wettbewer-
bern des früheren Monopolisten Deutsche
Post AG auf elf Prozent, doch sei es den
Wettbewerben seit der vollständigen Markt-
freigabe im Jahr 2008 bisher nicht gelun-
gen, in dem stagnierenden Markt weitere
Anteile zu gewinnen. hle ❚

Mitglieder von
Gremien gewählt
BUNDESTAG Der Deutsche Bundestag hat
am vergangenen Donnerstag nach einen ge-
meinsamen Wahlvorschlag aller Fraktionen
(18/491) folgende Abgeordnete in den Bei-
rat der Bundesnetzagentur für Elektrizität,
Gas, Telekommunikation, Post und Eisen-
bahnen gewählt: 
CDU/CSU: Thomas Bareiß, Thomas Jar-
zombek, Bernhard Kaster, Andreas G. Läm-
mel, Georg Nüßlein, Joachim Pfeiffer, Kris-
tina Schröder; Stellvertreter: Herlind Gun-
delach, Matthias Heider, Michael Fuchs,
Axel Knoerig, Karl Holmeier, Nadine Schön,
Jan-Marco Luczak;
SPD: Klaus Barthel, Dirk Becker, Martin
Dörmann, Thomas Jurk, Nina Scheer; Stell-
vertreter: Hans-Joachim Schabedoth, Wolf-
gang Tiefensee, Lars Klingbeil, Michelle
Müntefering, Johann Saathoff;
Die Linke: Eva Bulling-Schröter, Ralph Len-
kert; Stellvertreter: Herbert Behrens, Roland
Claus;
Bündnis 90/Die Grünen: Katharina Dröge,
Oliver Krischer; 
Stellvertreter wurden noch nicht benannt. 
Die Abgeordneten Karl A. Lamers und Vol-
ker Ullrich von der CDU/CSU-Fraktion
wurden in den  Stiftungsrat der „Deutschen
Stiftung Friedensforschung (DSF)“ gewählt.
(18/487). Die SPD-Fraktion vertritt Danie-
la De Ridder in diesem Gremium.
In den Senat der „Hermann von Helmholtz-
Gemeinschaft  Deutscher Forschungszen-
tren e.V.“ sind Michael Kretschmer
(CDU/CSU) und René Röspel (SPD) ge-
wählt worden. dp ❚
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A
ls die Enquete-Kommission
„Internet und digitale Ge-
sellschaft“ vor etwa einem
Jahr ihren Schlussbericht
vorlegte, konnte sie auf eine
dreijährige Arbeit zurückbli-

cken, in der so gut wie alle netzpolitisch re-
levanten Felder beackert worden waren. He-
rausgekommen sind mehr als 400 Hand-
lungsempfehlungen, die teils konsensual,
teils aber auch nur mit knappen Mehrheiten
verabschiedet wurden. Große Einigkeit
herrschte aber in einer der Kernforderun-
gen: Jener, nach der Schaffung eines ständi-
gen Internet-Ausschusses. Ebenso einig war
man sich in der Einschätzung, dass dieser
Ausschuss auch im Verantwortungsbereich
der Bundesregierung gespiegelt werden
müsse, „um eine bessere Koordinierung im
Bereich des Querschnittsthemas der Netz-
politik möglich zu machen“, wie in den
Handlungsempfehlungen zu lesen ist. Soll-

te heißen: Wenn es möglicherweise für ein
Internetministerium nicht reicht, soll es zu-
mindest ein für die Netzpolitik zuständiger
Staatsminister sein. 

Netzpolitik Seit dem vergangenen Don-
nerstag gibt es nun tatsächlich einen ständi-
gen Ausschuss, der sich mit Netzpolitik be-
schäftigt, auf den Namen „Ausschuss Digi-
tale Agenda“ hört, 16 Mitglieder hat und
sich in dieser Woche konstituieren soll. Der
interfraktionelle Antrag (18/482) zur Ein-
setzung des nun 23. ständigen Ausschusses
des Bundestages wurde denn auch von allen
Fraktionen befürwortet. Und dennoch hält
sich die Freude bei der Opposition in Gren-
zen. Sie bemängelt, dass der Ausschuss nicht
federführend sondern nur mitberatend tätig
sein soll. Zudem sieht es – zum großen Be-
dauern von Linken und Grünen – derzeit
nicht nach einer besseren Koordinierung
der Netzpolitik auf Regierungsseite aus. 

Stattdessen, so kritisierte Konstantin von
Notz (Bündnis 90/Die Grünen) während
der Debatte über die Einsetzung des Aus-
schusses, sei mit dem Ministerium für Ver-
kehr und digitale Infrastruktur ein weiteres
Haus, das das netzpolitische Thema für sich
reklamiere, dazu gekommen. Dieses „Zu-
ständigkeitpotpourri“ habe schon in der
vergangenen Legislaturperiode dazu ge-
führt, „dass keines der zentralen netzpoliti-
schen Themen, vom Datenschutz, über die
Netzneutralität bis hin zum Urheberrecht,
politisch wirklich vorangekommen ist“, sag-
te von Notz. Nun werde ein Ausschuss ein-
gesetzt, der keine Federführung habe und
nichts entscheiden könne. „Das wird nicht
reichen, um die Netzpolitik voranzubrin-
gen“, urteilte er. Für den Grünen-Abgeord-
neten liegt das Problem darin, dass in den
Koalitionsfraktionen die „Netzskeptiker“,
die keinen Ausschuss mit Relevanz im Bun-
destag wollten, in der Mehrheit seien. Äuße-

rungen, wie jene des Parlamentarischen Ge-
schäftsführers der Unionsfraktion Michael
Grosse-Brömer (CDU), der Ausschuss biete
die Möglichkeit „auch mal grundsätzlicher
zu diskutieren“, seien „eine Unverschämt-
heit gegenüber allen ehemaligen Mitglie-
dern der Internet-Enquete“. Einmal in Rage
setzte von Notz an die Netzpolitiker der Ko-
alition gewandt hinzu: „Dass Sie sich das ge-
fallen lassen, ist ein Armutszeugnis.“ 

Mitberatung Halina Wawzyniak (Die Lin-
ke) hat hingegen die Hoffnung noch nicht
verloren. Der Einsetzungsantrag sei sehr
knapp gehalten, argumentierte die Abge-
ordnete. Im Antrag sei nicht geklärt, wie es
um die Federführung bestellt sei. Zwar ste-
he in der Begründung, dass der Ausschuss in
der Regel mitberatend tätig sein wird. Aber:
„Glücklicherweise stimmen wir nicht über
Begründungen ab“, sagte Wawzyniak. Es
bleibe also die Möglichkeit, dass der Bun-
destag netzpolitische Initiativen federfüh-
rend an den Ausschuss überweist. „Ob der
Ausschuss mit Leben gefüllt wird, liegt also
an uns Parlamentariern“, machte sie sich
Mut. Gleichzeitig ärgerte sie sich ebenso wie
von Notz über die fehlende Bündelung der
Netzpolitik auf Regierungsseite. „Das zu er-
wartende Kompetenzgerangel bringt uns
nicht weiter“, sagte Wawzyniak. 
Die Abgeordneten von CDU/CSU und SPD
zeigten sich indes von der Kritik unbeein-
druckt. Von einer „typischen Oppositions-
kritik“ sprach Ulrich Lange (CDU). Statt
sich über die Einsetzung des Ausschusses zu
freuen, suchten Grüne und Linke nach dem
Haar in der Suppe, befand Lars Klingbeil
(SPD). Sein Fraktionskollege Sören Bartol
sprach von einer „kleinkarierten Kritik“.
Möglicherweise habe die Opposition der
Koalition es nicht zugetraut, einen ständi-
gen Ausschuss auf den Weg zu bringen, ver-
mutete er. Im Übrigen sei der Bundestag
jetzt netzpolitisch weiter als die Bundesre-
gierung, da er das Thema in einem Aus-
schuss gebündelt habe, zeigte sich Bartol er-
freut. 

Selbstbefassung Auch der designierte Aus-
schussvorsitzende Jens Koeppen (CDU)
wollte sich die gute Laune nicht nehmen
lassen und sprach von einem „ganz, ganz
großen Erfolg für die Enquete-Kommissi-
on“. Der neue Ausschuss sei „auf Augenhö-
he mit den anderen Ausschüssen“. Die feh-
lende Federführung bezeichnete Koeppen
als „logische Konsequenz der Arbeitsweise
des Bundestages“. Es gebe „zurzeit“ eben
keine direkte Spiegelung in der Bundesre-
gierung. Aus seiner Sicht ist die Chance der
Mitberatung jedoch größer zu bewerten als
das Fehlen der Federführung. Im Übrigen
habe der Ausschuss die Möglichkeit zur
Selbstbefassung. „Wir können so eigene Ak-
zente setzen“, sagte Koeppen und rief dazu
auf, die Aufgabe selbstbewusst anzupacken,
„statt zu klagen und palavern“. 
Anpacken will auch Lars Klingbeil, der deut-
lich machte, worauf es der SPD-Fraktion an-
kommen wird. Neben der Verhinderung der
digitalen Spaltung müsse es um die Ent-
wicklung der digitalen Wirtschaft gehen,
ebenso wie um Konsequenzen aus der NSA-
Affäre. 
Nadine Schön (CDU) kündigte an, „die gro-
ßen übergeordneten Fragen“ stellen zu wol-
len, statt „sich im Klein-Klein zu verlieren“.
Es gehe darum, Deutschland voran zu brin-
gen, etwa beim Thema digitale Souveränität
und der Förderung der digitalen Wirtschaft.
"Es wird eine Herausforderung werden, mit
der Innovationsgeschwindigkeit der digita-
len Welt Schritt zu halten", sagte Schön und
zeigte sich zugleich optimistisch, dass dies
gelingen könne. Die Mitglieder des Aus-
schusses – und zwar aller Fraktionen – sei-
en schließlich sehr kompetent, urteilte sie
versöhnlich. Götz Hausding ❚

Die Gestalten auf den neun Gemälden sind
nur schemenhaft zu erkennen. Auf jeder
Leinwand steht in düsteren Farben ein
Mensch regungslos in einer Telefonzelle.
Kristina Volke, stellvertretende Kuratorin
der Kunstsammlung des Bundestages,
nennt sie ein Sinnbild für die deutsche Tei-
lung. Die Werke von Einar Schleef sind ab
sofort zusammen mit Fotografien von
Seiichi Furuya bis Ende Mai im Mauer-
Mahnmal des Bundestages im Rahmen der
Ausstellung „Die Nacht war ich da, an die
Mauer gelehnt“ zu besichtigen.
Schleef ist vor allem für seine Arbeit als Re-
gisseur und Autor bekannt, wohnte Anfang
der 1970er Jahre in Ost-Berlin, später in
Frankfurt und West-Berlin. Zwar habe er der
DDR 1976 den Rücken gekehrt, sagte Kris-
tina Volke bei der Ausstellungseröffnung
am vergangenen Donnerstag. „Aber er kam
nie von der Mauer los.“ Die Figuren auf den
sogenannten Telefonzellenbildern „sind
nicht zuerst Handelnde, sondern Warten-
de“. Höchstens eine von ihnen zeige Schleef
selbst. Sie verdeutlichten die innerdeutsche
Teilung. Die Fotos von Furuya wiederum
zeigten sehr persönliche Eindrücke von
dem Leben seiner Familie im Ost-Berlin vor
dem Mauerfall, erläuterte Volke. Sie sind
kombiniert mit einem Text von Schleef über
den Tod von Furuyas Frau.
„Wir setzen eine schöne, aber auch stolze
Tradition fort“, sagte Bundestagspräsident

Norbert Lammert zu Furuyas Bildern.
Schon mehrfach habe der Bundestag Fotos
ausgestellt, die sich mit der Berliner Mauer
auseinandergesetzt hätten. Die Ausstellung
sei ein „schöner Beleg dafür, dass die soge-
nannte große Geschichte und die kleinen
Biografien mehr als nur zufällig zusammen-
hängen“. Schließlich gedenke man 2014
nicht nur des Ausbruchs beider Weltkriege,
sondern auch dem Mauerfall vor 25 Jahren. 
„Ich bin ein sehr politischer Mensch“, sagte
Furuya am Rande der Ausstellung. Deswe-

gen freue er sich besonders über die Schau
im Bundestag. Mit Berlin verbinde er viel,
weil er hier Mitte der 1980er Jahre als Dol-
metscher für eine Baufirma gearbeitet habe. 
Die Ausstellung ist bis zum 31. Mai im Mau-
er-Mahnmal des Deutschen Bundestages zu
sehen. Öffnungszeiten sind Dienstag bis
Sonntag von 11 bis 17 Uhr, der Eintritt ist
frei. Schleefs „Telefonzellenbilder“ sind
noch bis zum 23. März zu sehen. Danach
werden sie gegen andere seiner Werke ge-
tauscht.  Sandra Ketterer ❚

Kleine Biografien der großen Geschichte
KUNST Ausstellung »Die Nacht war ich da, an die Mauer gelehnt« im Bundestag

Wasser im Wein
INTERNET Trotz aller Freude über den neuen Ausschuss 
kritisiert die Opposition seine mangelnde Schlagkraft

Seiichi Furuya (l.) und Norbert Lammert während der Ausstellungseröffnung

Die Enquetekommission „Internet und digitale Gesellschaft“ forderte einen ständigen Ausschuss des Bundestages.
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Mark Mazzetti:
Killing business.
Der geheime Krieg
der USA.

Berlin Verlag,
Berlin 2013;
416 S., 22,99 €

US-Präsident Barack Obama zeigte sich im
Mai 2013 davon überzeugt, dass der seit
dem 11. September  2001 geführte Krieg ge-
gen den Terrorismus allmählich zu einem En-
de kommen müsse. Das lehre die Geschich-
te und das verlange auch „die Demokratie
von uns“. Ungeachtet dieser Einsicht kommt
der amerikanische Journalist und Pulitzer-
Preisträger Mark Mazzetti zu einem ernüch-
ternden Ergebnis: Von einer grundlegenden
Revision oder gar von einem Ende der ge-
heimen Kriegführung der USA können keine
Rede sein – im Gegenteil.
In einem Meisterwerk des investigativen
Journalismus zeichnet Mazzetti die Strate-
gieweschel des US-Nachrichtendienstes CIA
in den letzten zehn Jahren nach und lässt
dabei auch die geheimen Drohnenoperatio-
nen nicht außen vor. Der Pulitzer-Preisträger
zeigt, wie aus der weltweit operierenden
Spionageorganisation innerhalb weniger
Jahre eine „Tötungsmaschine“ werden
konnte. Immerhin hatte die CIA seit dem 
18. Februar 1976 keine Attentate mehr ver-
üben dürfen: Nachdem die schmutzigen De-
tails des geheimen Programms zur Tötung
ausländischer Staatschefs öffentlich gewor-
den waren, hatte US-Präsident Gerald Ford
die Reißleine gezogen und diese Aktionen
verboten. Er hoffte, dass sich seine Nachfol-
ger nicht mehr leichtfertig auf „schwarze
Operationen“ einlassen würden.
Weit gefehlt: Seit dem Jahr 2001 entwickel-
te sich die CIA zu einer Miniaturausgabe des
Pentagons, müssen die Agenten militärische
Operationen durchführen. Laut dem ehema-
ligen CIA-Direktor Michael Hayden verübt
die Agency nach mehr als einem Jahrzehnt
geheimer Kriegführung fast „nur noch ge-
zielte Tötungsoperationen und Menschen-
jagden“. Er warnte: „Der globale Geheim-
dienst der Nation“ werde eines Tages seine
Fähigkeit verlieren, das zu tun, wozu er ei-
gentlich da sei: spionieren.
Mark Mazzetti resümiert, dass die gezielten
Tötungen sowohl den Beifall der Republika-
ner als auch der Demokraten finden. In Wa-
shington sei man überzeugt, dass dem
Drohnenkrieg die Zukunft gehört. manu ❚

Jeremy Scahill:
Schmutzige Kriege.
Amerikas geheime
Kommandoaktionen

Verlag Antje
Kunstmann,
München 2013;
719 S., 29,95 €

Es ist gleich, welchen Aufwand die US-Ge-
heimdienste betreiben, damit ihre geheimen
Operationen auch geheim bleiben. In demo-
kratisch verfassten Gemeinwesen mit einer
freien Presse gibt es immer wieder außerge-
wöhnliche Journalisten, die die Öffentlich-
keit über die wahren Begebenheiten und Zu-
sammenhänge unterrichten. Zu diesen in-
vestigativen Journalisten gehört Jeremy
Scahill,Autor des im Jahr 2008 erschienenen
Bestsellers über die Geschäfte und interna-
tionalen Einsätze der privaten Sicherheitsar-
mee „Blackwater“. Seitdem spürt er den
weltweiten und verdeckten Operationen
von CIA und Pentagon nach, von denen die
Öffentlichkeit allenfalls nach der Liquidie-
rung bekannter Terroristen erfährt.
Das monumentale Panorama des US-Krie-
ges gegen den Terror wird nicht nur in der
Machtzentrale Washington gemalt, sondern
vor allem an den Kriegsschauplätzen. Sca-
hill reiste fünf Jahre lang an die Einsatzorte
des „Joint Special Operations Command“
im Irak, in Dschibuti, Afghanistan, Somalia
und in Pakistan. Bei seinen Recherchen wur-
de er von einheimischen Journalisten unter-
stützt. Diesen Kollegen, die teilweise wegen
ihrer Arbeit inhaftiert wurden oder auf der
Suche nach der Wahrheit umkamen, widme-
te Scahill sein beeindruckendes Buch.
Besonders interessant sind seine Einblicke in
den US-Drohnenkrieg gegen die Terroristen
im Jemen, das neben Pakistan derzeit zum
wichtigsten Rückzugsgebiet des islamisti-
schen Terrornetzwerks Al Qaida gehört. Je-
remy Scahill hegt keinen Zweifel daran, dass
die USA auch mit dieser vermeintlich „intel-
ligenten Kriegführung“ den islamistischen
Terrorismus nicht endgültig besiegen wer-
den. Der Journalist sprach auch mit den Fa-
milienangehörigen der unschuldigen Opfer
der Drohnenangriffe. Scahill betont, diese
Angriffe würden erneut Hass auf die USA
und neue Terroristen und Selbstmordatten-
täter hervorbringen.
Scahill Fazits: Es war falsch, auf den asym-
metrischen Krieg der Terroristen mit glei-
chen Mitteln zu antworten. Zu den Kollate-
ralschäden gehöre nicht zuletzt die ameri-
kanische Demokratie selbst. manu ❚

KURZ REZENSIERT Grütters rügt
Länder scharf
KULTUR I Kulturstaatsministerin Monika
Grütters (CDU) hat die Bundesländer we-
gen ihrer Weigerung, die seit Anfang des
Jahres geltenden Regelungen zur Besteue-
rung des Kunsthandels umzusetzen, scharf
kritisiert. Es sei „skandalös“, dass die Län-
der den Anwendungserlass für die Pauschal-
margenbesteuerung geschlossen ablehnen,
sagte Grütters in der vergangenen Woche
während einer öffentlichen Sitzung des Kul-
turausschusses. Sie kündigte an, die Regie-
rung werde versuchen, einzelne Länder in
Einzelgesprächen aus dieser „Phalanx“ he-
rauszubrechen. Sie forderte die Abgeordne-
ten zugleich auf, sich in ihren Ländern
ebenfalls in diesem Sinne einzusetzen. 
Grütters erinnerte daran, dass der Kompro-
miss über die Besteuerung des Kunsthan-
dels in mühseligen Verhandlungen gefun-
den worden sei. Die EU-Kommission hatte
den ermäßigten Mehrwertsteuersatz von
sieben Prozent für den Wiederverkauf von
Kunst als unzulässige Subvention einge-
stuft. Damit drohte eine Anhebung auf den
regulären Satz von 19 Prozent – nach Ein-
schätzung von Experten das Aus für viele
Galerien. Der Bundestag hatte deshalb die
von der Kommission akzeptierte Pauschal-
margenbesteuerung für den Kunsthandel
mit dem Jahressteuergesetz 2013 einge-
führt. Diese sieht vor, dass nur 30 Prozent
des Verkaufspreises mit dem Mehrwertsteu-
ersatz von 19 Prozent belegt werden. aw ❚

Rund 590 Werke
unter Verdacht
KULTUR II Bei rund 590 Kunstwerken des
sogenannten Schwabinger Kunstfundes
wird derzeit geprüft, ob es sich um NS-
Raubkunst handelt. Dies teilte die Leiterin
der eigens eingesetzten Taskforce, Ingeborg
Berggreen-Merkel, dem Kulturausschuss in
der vergangenen Woche mit. Inzwischen
seien rund 460 Werke bei der Datenbank
„www.lostart.de“ im Internet eingestellt,
um ihre Herkunft zu klären. Die Taskforce
setze sich aus einer internationalen Gruppe
von Experten für Provenienzrecherche zu-
sammen. Berggreen-Merkel warb bei den
Abgeordneten zugleich um Verständnis,
dass die Arbeit der Taskforce weitestgehend
vertraulich sein müsse. Die Staatsanwalt-
schaft Augsburg habe im März 2012 den da-
maligen Kulturstaatsminister Bernd Neu-
mann (CDU) um Amtshilfe gebeten, um
die Herkunft der bei dem Kunstsammler
Cornelius Gurlitt beschlagnahmten Werke
zu klären. Mit Blick auf das Ermittlungsver-
fahren wegen des Verdachts einer Steuer-
straftat sei die Taskforce zur „strengsten Ver-
schwiegenheit“ verpflichtet, erläuterte Berg-
green-Merkel. Die Ergebnisse der Taskforce
würden deshalb zuerst der Staatsanwalt-
schaft übermittelt. Später könnten sie auch
in zivilrechtlichen Auseinandersetzungen
über Rückgabeforderungen genutzt werden.
An die Taskforce könnten sich auch poten-
zielle Anspruchsteller wenden. 
Kulturstaatsministerin Monika Grütters
(CDU) lobte die Arbeit und die Zusammen-
setzung der Taskforce vor dem Ausschuss
ausdrücklich. Zugleich gab sie sich zuver-
sichtlich, die von ihr angestrebte Verdoppe-
lung der Mittel für die Provenienzforschung
von zwei auf vier Millionen Euro in den
Haushaltsverhandlungen zu erreichen. Sie
stellte noch einmal klar, dass sie die Gelder
nicht aus dem Kulturhaushalt aufbringen
könne. aw ❚

Die Fraktion Die Linke fordert eine soforti-
ge Erhöhung des Bafög-Satzes um zehn Pro-
zent. Die Fraktion macht diese Forderung
unter anderem an den gestiegenen Mieten
fest. Von 54 untersuchten Hochschulstäd-
ten hätte lediglich Chemnitz unter dem
durchschnittlichen im Gesetz vorgesehenen
Pauschalsatz von 224 Euro gelegen, rechne-
te Nicole Gohlke (Die Linke) in der Debat-
te über den entsprechenden Antrag der Lin-
ken (18/479) am vergangenen Freitag vor.
Die 448 Euro, die die Bafög-Geförderten im
Durchschnitt bekämen, reichten „vorne
und hinten nicht aus“. Ferner forderte Gohl-
ke die Anpassung an die Preis- und Einkom-
mensentwicklung und die Gewährung des
Bafögs als rückzahlungsfreien Vollzuschuss.

Gestiegene Ausgaben Der CDU-Bundes-
tagsabgeordnete Stefan Kaufmann wies die
Forderungen der Linken als überzogen zu-
rück: „Alles fordern und der Bund soll zah-
len.“ So mache man sich Oppositionspoli-
tik sehr einfach. Kaufmann betonte, dass al-
lein im Zeitraum von 2010 bis 2012 die Aus-
gaben noch einmal um rund 0,5 Milliarden
Euro auf 3,34 Milliarden Euro gestiegen sei-
en. Zudem lägen die Bedarfssätze immer
noch oberhalb des Preisindexes. Grundsätz-
lich bekannte sich auch Kaufmann zu einer
Bafög-Reform. Allerdings sei eine Novelle
bislang an der fehlenden Finanzierungszu-
sage der Länder gescheitert.

Kai Gehring (Bündnis 90/ Die Grünen) sag-
te: „Das Bafög braucht eine Frischzellen-
kur.“ Die Grünen fordern, den Empfänger-
kreis zu vergrößern, das Mittelschichtsloch
zu verkleinern und es familienfreundlicher
zu gestalten. Gehring forderte die Große
Koalition auf, sich stärker um Inhalte zu
kümmern, statt sich nur darüber zu streiten,
ob der Bund künftig einen höheren Finan-
zierungsanteil schultern soll und sprach
von einer „Regierungsselbstblockade zu
Lasten der Studenten“.
Der SPD-Bundestagsabgeordnete Oliver
Kaczmarek nannte das Bafög ein Erfolgsmo-
dell der Studienförderung. Über die Hälfte
aller Studenten, die es aus einem bildungs-
fernen Haushalt an die Hochschule ge-
schafft hätten, erhielten Bafög. Aber er
machte auch deutlich, dass das BAföG den
veränderten Studienbedingungen und den
Familiensituationen der Studenten und ih-
rer Eltern gerecht werden müsse. An die
Adresse der Linken gerichtet sagte Kaczma-
rek, es mache keinen Sinn, einen politi-
schen Wunschzettel zum politischen Pro-
gramm zu erheben. Annette Rollmann ❚

Plädoyer für Bafög-Novelle
BILDUNG Keine Unterstützung für sofortige Erhöhung 

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Sehr unterschiedlich wurde in der Schweiz über die Initiative zur Zuwanderungs-Begrenzung abgestimmt: In der Großstadt Genf (links) mit ihren mehr als 40 Prozent Ausländern stimmten nur 39,1 Prozent mit Ja. Rechts ein Plakat der Kampagne im Kanton Thurgau:

A
m Tag danach bemühte sich
die EU-Kommission de-
monstrativ um Gelassenheit.
Der Ball sei nun im Feld der
Schweiz, hieß es am vergan-
genen Montag in Brüssel

zum Votum der Schweizer, künftig den Zuzug
von Ausländern zu beschränken. So lange
nicht bekannt sei, auf welche Art genau der
Volksentscheid umgesetzt werde, könne man
nicht reagieren. Hinter den Kulissen sitzt der
Schock jedoch tief über die Entscheidung, die
mit 50,3 Prozent Zustimmung denkbar
knapp ausfiel. Das Ergebnis wird in Brüssel
als Votum gegen das Establishment interpre-
tiert –  und damit als schlechtes Omen für die
Europawahl Ende Mai gesehen. Der  irische
Außenminister Eamon Gilmore bezeichnete
das Votum als „beunruhigend“, da man in
Europa einen Aufstieg einer
„rechtsextremen und ziem-
lich fremdenfeindlichen
Agenda“ erlebe. „Wenn man
ein solches Referendum in
Frankreich abgehalten hätte,
dann wäre es schlimmer ge-
kommen, nämlich eine Zu-
stimmung von 60 Prozent“,
gab Daniel Cohn-Bendit zu
bedenken, der für die franzö-
sischen Grünen im Europäi-
schen Parlament sitzt.
Ganz unmittelbar beein-
trächtigt das Votum das Verhältnis zwischen
der Schweiz und der EU. Der Schweizer
Europa-Experte Dieter Freiburghause prog-
nostiziert, dass sich das Klima zwischen der
Eidgnossenschaft und der EU „deutlich“ ver-
schlechtern werde: „Die EU wird reagieren
wie nach dem Nein zum Europäischen Wirt-
schaftsraum: Sie wird einerseits bremsen und
abwarten und andererseits einen härteren
Ton anschlagen.“ Eine Kostprobe des härten
Tons gab es schon vergangene Woche. EU-

Kommissionspräsident José Manuel Barroso
drohte mit Konsequenzen, wenn sich die
Schweiz künftig abschottet. „Im Sinne der Ge-
genseitigkeit ist es nicht richtig, dass Schwei-
zer Bürger die unbeschränkte Personenfreizü-
gigkeit in der Europäischen Union haben“,
betonte Barroso. In der EU-Kommission
herrscht seit geraumer Zeit Ärger über die
Hartleibigkeit, die die Schweiz bei bilateralen
Verhandlungen an den Tag gelegt hat, der sich
nun entladen könnte. Zumal sich Brüssel am
längeren Hebel wähnt. Die Schweiz habe ein
größeres Interesse an freiem Zugang zur EU
als andersherum, heißt es. Relativ zur gesam-
ten Einwohnerzahl wohnen deutlich mehr
Schweizer in der EU, als andersherum. Die
EU ist der wichtigste Handelspartner für die
Schweiz, umgekehrt landet sie aber nur auf
Platz vier. Bundesaußenminister Frank-Wal-

ter Steinmeier (SPD) rechnet
bereits vor, dass die Schweiz
alleine mit Baden-Württem-
berg mehr Handel betreibe
als mit den USA.  
Wie geht es nun weiter? Das
Ergebnis des Referendums
verpflichtet die eidgenössi-
sche Regierung binnen drei
Jahren ein neues Zuwande-
rungssystem zu schaffen. Die
Ministerien für Justiz, Aus-
wärtiges und Wirtschaft in
Bern werden bis Ende Juni

ein Umsetzungskonzept erarbeiten. Bis zum
Jahresende soll eine Gesetzesvorlage entste-
hen. Parallel dazu will die Schweizer Regie-
rung mit der EU im Gespräch bleiben, um die
drängenden Fragen zu regeln. Konkret han-
delt es sich um das Zusatzprotokoll, mit dem
das bisherige Freizügigkeitsabkommen auf
Kroatien ausgedehnt werden soll. Das Doku-
ment ist paraphiert, aber noch nicht unter-
schrieben. Die Schweiz hat Brüssel auf diplo-
matischem Wege zu verstehen gegeben, dass

sie die Unterzeichnung nach dem Referen-
dum wohl aussetzen müsse. In diesem Fall
wird aber auch die EU laufende Verhandlun-
gen aussetzen. Die Retourkutsche soll der
Schweiz signalisieren, dass es kein „business
as usual“ geben kann, heißt es in Brüssel. So-
mit wäre die Teilnahme der Schweiz an den
Forschungs- und Bildungsprogrammen der
EU gefährdet. Konkret geht es um Horizon
2020 und den Studentenaustausch Erasmus.
In Brüssel hat sich für dieses Szenario schon
der Sprachgebrauch „Mini-Guillotine“ einge-
bürgert. Die große Guillotine droht der
Schweiz, wenn sie das bestehende Freizügig-
keitsabkommen aufkündigt, weil damit auto-
matisch sechs weitere Abkommen hinfällig
würden. Das sieht Artikel 25 des Freizügig-
keitsabkommens von 1992 vor, die so ge-
nannte Gouillotineklausel.
Für die Schweiz wäre das ein herber Schlag,
denn die weiteren Abkommen regeln so
grundlegende Dinge wie die Anerkennung
von Industriestandards, den Zugang Schwei-
zer Unternehmen zu öffentlichen Aufträgen
und zu den Forschungsprogrammen der EU,
die partielle Öffnung des Schweizer Agrar-
markts, den Zugang von Schweizer Flugge-
sellschaften zum EU-Luftverkehrsmarkt und
die gegenseitige Öffnung des Straßen- und
Schienennetzes. „Bern befindet sich, wenn
es das bilaterale Vertragswerk behalten will,
in der Position des Bittstellers“, urteilt be-
reits die „Neue Zürcher Zeitung.“
Die Initiatoren der Schweizer Volksabstim-
mung gehen dagegen davon aus, dass die EU
die Abkommen nicht kündigen werde, weil
sei kein Interesse daran habe. Schlussend-
lich werde sie eine Lösung akzeptieren, bei
der die Schweiz Kontingente für Ausländer
vorsieht. Dies könnte sich jedoch als
Wunschdenken herausstellen. Brüssel und
die Mitgliedsstaaten haben  vergangene Wo-
che sehr klar gemacht, dass die Schweizer ih-
re Annäherungsbedingungen nicht selbst
entwerfen können. „Anders als Schweizer
Käse kann der europäische Binnenmarkt
keine Löcher haben“, sagte Justizkommissa-
rin Viviane Reding. Außenminister Stein-
meier warnte die Schweiz vor „Rosinenpi-
ckerei“ in ihren Beziehungen zur EU. Aus
dem Europäischen Parlament kam die klare
Ansage, dass die Schweiz mit Gegenwehr
rechnen müsse, wenn sie sich abschotte.
„Gibt es Quoten für Menschen, muss es
auch Quoten für die Geschäfte der Schwei-
zer Banken und die Exporte der Schweizer
Wirtschaft geben“, sagte Cohn-Bendit.
Die praktischen Probleme, die sich aus dem
Votum ergeben, sind die eine Sache. In Brüs-
sel herrscht aber deutlich mehr Unruhe da-
rüber, dass das Schweizer Ergebnis Populis-
ten Auftrieb geben könnte. Die jubilierten in
vielen Mitgliedsstaaten. „Das sind wunder-
bare Neuigkeiten für die nationale Souverä-
nität und für die Liebhaber der Freiheit in
ganz Europa“, triumphierte etwa der Chef
der UK Independence Party (Ukip), Nigel
Farrage, dessen Partei den Zuzug nach Groß-
britannien beschränken will. In den Nieder-
landen schrieb der Chef der niederländi-

schen Freiheitspartei PVV, Geert Wilders, auf
Twitter: „Was die Schweizer können, das
können wir auch. Quoten für Migranten.
Phantastisch“. In Frankreich schlug die Che-
fin des Front National, Marine Le Pen, eine
ganz ähnliche Tonlage an: „Ich wünschte,
wir würden den Schweizern folgen!“ Sie er-
klärte den Beschluss der Schweizer als „Sieg
des Volkes gegen die Eliten und die Technos-
truktur der EU.“ Mit ihrer Interpretation
liegt sie interessanter gar nicht so weit ent-
fernt von den Brüsseler Erklärungsversu-
chen. In der EU wird die Abstimmung als ei-
ne Wahl gegen das Establishment gesehen.
In der Schweiz hatten Unternehmen, Wirt-
schaftsverbände, Gewerkschaften und sogar
die Kirche für einen freien Zuzug plädiert,
sich aber nicht durchgesetzt gegen Globali-
sierungsgegner, die diffuse Ängste schürten.

In Brüssel wächst die Angst, dass Populisten
aller Couleur die Europawahl Ende Mai zu ei-
ner Abstimmung gegen das Establishment
und das Elitenprojekt Europa ausrufen wer-
den. Schon vor der Abstimmung in der
Schweiz lagen Parteien wie Ukip, die PVV, der
Front National und die linksgerichtete grie-
chische Syriza in ihren Ländern an erster Stel-
le in der Wählergunst. Sollten die Kräfte am
Rande des politischen Spektrums bei der Eu-
ropawahl auftrumpfen, so hätte dies schwer-
wiegende Auswirkungen für die EU. Die Par-
teien der Mitte könnten sich gezwungen se-
hen, die populistischen und EU-kritischen
Ideen in Teilen zu übernehmen, um politisch
zu überleben. In Großbritannien ist der anti-
europäische Kurs von Premierminister David
Cameron schon bisher eine klare Reaktion
auf Erfolge von Ukip.

In Frankreich droht nun offenbar eine ähnli-
che Annäherung des Mainstreams an die For-
derungen des Randes. Der ehemalige konser-
vative Ministerpräsident François Fillon preist
das Schweizer Vorgehen unumwunden als
Vorbild: „Ich fordere seit Monaten, dass
Frankreich und Europa das gleiche Quoten-
system einführen.“ Dies ist ein Beispiel, wie
sich der politische Mainstream dem Gedan-
kengut des politischen Randes öffnet. Sollten
Regierungen aber immer häufiger nationalis-
tische Positionen einnehmen, wird die Zu-
sammenarbeit in Brüssel kompliziert. Der
Wahlkampf könnte schon bald Aufschluss ge-
ben, wie stark die Parallelen zwischen der
Schweiz und der EU sind. Silke Wettach ❚

Die Autorin ist Korrespondentin der 
„Wirtschaftswoche“ in Brüssel.

Votum gegen das Establishment
SCHWEIZER PLEBISZIT Das Ja zu Einwanderungsquoten kam für die EU unerwartet. Nun fürchtet Brüssel Folgen für die Europawahl

»Anders als
Schweizer Käse
kann der EU-
Binnenmarkt
keine Löcher

haben.«
Viviane Reding,

Justizkommissarin der EU

Herr Häfner, die Schweizer haben sich
per Plebiszit für eine Zuwanderungsbegren-
zung ausgesprochen. Wie finden Sie das?
Die Schweizer diskutieren mit dem Instru-
ment der direkten Demokratie ein Thema,
das derzeit viele Länder in Europa umtreibt.
Ich hätte inhaltlich anders entschieden als die
– übrigens hauchdünne – Mehrheit in der
Schweiz. Aber ich akzeptiere das Ergebnis.
Das ist Demokratie. Dass einige Deutsche
jetzt die Schweizer pauschal als hinterwäldle-
risch und fremdenfeindlich angreifen,
scheint mir maßlos. Die Schweiz hat mit über
23 Prozent weit mehr Ausländer aufgenom-
men als wir mit über acht Prozent. Auch die
derzeitige Einwanderung ist dreimal so hoch. 

Gegner der direkten Demokratie sehen
sich bestärkt darin, bei heiklen Fragen dür-
fe man das Volk nicht abstimmen lassen … 
Man kann doch demokratische Verfahren
nicht danach beurteilen, ob einem das Er-
gebnis passt oder nicht. Ich bin ein glühen-
der Parlamentarier, aber auch Parlamente ha-
ben schon Dinge entschieden, die ich anders
gesehen hätte. Deshalb sollte man nicht die
Parlamente ablehnen, sondern für bessere
Mehrheiten kämpfen. In der Demokratie ist
das Volk der Souverän und Volksabstimmun-
gen sind ein Spiegel der Gesellschaft, in der
Schweiz wie hier. Aber Meinungen können
sich verändern – und das tun sie auch. Dafür
sollten wir kämpfen, anstatt das Volk oder
die Demokratie anzuprangern. Einen Punkt
aber sehe ich anders als die Schweizer: Ich
habe im Bundestag 2001 einen Gesetzent-
wurf zur Einführung von Volksbegehren und
Volksentscheiden eingebracht. Danach sind
diese an Recht und Gesetze, und insbesonde-
re an die Verfassung gebunden. Im Zweifel
entscheidet das Bundesverfassungsgericht. In
der Schweiz dagegen kann sich eine Abstim-
mung über geltendes Völker- und Verfas-

sungsrecht hinwegsetzen. Das halte ich für
falsch.

In Deutschland wäre so eine Abstimmung
unmöglich. Sollte das geändert werden?
Ja. In Deutschland wäre eine Volksabstim-
mung wie jetzt in der Schweiz von vorneherein
unzulässig, weil sie gegen geltendes europäi-
sches und internationales Recht verstößt. Da ist
Deutschland nicht nur vor dem Hintergrund
der Geschichte, sondern auch des geltenden
Rechts in einer anderen Position. Zugleich
muss aber auch über europäische und interna-
tionale Verträge abgestimmt werden können.
Andernfalls führte die fortschreitende Globali-
sierung und Internationalisierung der Politik
zu einem Ausstieg aus der Demokratie. 

Wie weit sollte direkte Demokratie
überhaupt gehen?

Volksabstimmungen führen zu mehr Infor-
mation, Diskussion, Engagement, Akzep-
tanz, Identifikation und Integration der Bür-
ger. Prinzipiell kann alles, was heute von Par-
lamenten entschieden  wird, auch durch di-
rekte Abstimmung der Bürgerinnen und
Bürger entschieden werden. Faktisch würde
das Parlament weiter die meisten Entschei-
dungen treffen, weil die Bürger weder Interes-
se noch Zeit haben, alles selbst zu entschei-
den. Die eigentlich spannende Frage ist: Wie
organisiert man diesen Prozess gründlich,
sachlich und so, dass alle die Chance haben,
die Argumente beider Seiten abzuwägen und
es am Ende eine Frage der Argumente und
nicht von Geld- oder Medienmacht ist, wel-
che Position sich durchsetzt.

Im Koalitionsvertrag von Union und
SPD findet sich nichts zur direkten Demo-
kratie auf Bundesebene. Haben Sie trotz-
dem noch Hoffnung?
Klar. Die Hoffnung gebe ich nicht auf. 80 Pro-
zent der Bevölkerung in Deutschland fordern
mehr direkte Demokratie auch auf Bundes-
ebene, darunter auch über drei Viertel der
Wähler der CDU. Ich glaube nicht, dass die
Große Koalition auf Dauer diesen dringen-
den und wohlbegründeten Wunsch der Bür-
ger verhindern kann, auch wenn der Koaliti-
onsvertrag bei der direkten Demokratie alle
Diskussionen der letzten Jahre und alle For-
derungen der Bürger ignoriert und sich taub
und stumm stellt.

Das Gespräch führte Hans Krump. ❚

»Dringender Wunsch der Bürger«
INTERVIEW Der Münchner Europaabgeordnete Gerald Häfner plädiert für mehr direkte Demokratie 

Gerald Häfner (Grüne) ist Präsident von
„Democracy International“, einer
Vereinigung für mehr Bürgerbeteiligung.
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Opposition
kämpft um
ihre Rechte 
BUNDESTAG Linke und Grüne stellen
zusammen nur 20 Prozent der
Abgeordneten. Damit können sie eine
Reihe von Kontrollinstrumenten nicht
nutzen. Sie fordern, gemeinsam die
Minderheitenrechte ausüben zu können Vier Fünftel ist schwarz-rot: Die CDU/CSU-Fraktion hat im Bundestag 311 Sitze, die Grünen-Fraktion 63, die SPD-Fraktion 193 und Die Linke 64.

M
it 64 Abgeordneten ist
Die Linke im 18. Bun-
destag vertreten, ein
Mandat weniger haben
die Grünen –macht zu-
sammen 127 Parla-

mentarier. 127 von 631 Bundestagsmitglie-
dern, wohlgemerkt,  also gerade mal 20 Pro-
zent; den großen Rest stellt die schwarz-rote
Regierungskoalition. Und da liegt das Pro-
blem, das die Erste Parlamentarische Ge-
schäftsführerin der Linksfraktion, Petra Sitte,
vergangenen Donnerstag im Plenum so be-
schrieb: Um sich im Parlament „wirkungs-
voll einbringen zu können, benötigen wir
auch umfassend die Rechte einer parlamen-
tarischen Opposition“, sagte sie, doch seien
diese Rechte an Quoren gebunden: „Wir
müssen zur Ausübung dieser Rechte mal
über ein Drittel der Abgeordneten des Bun-
destages verfügen, mal über ein Viertel  –  ak-
tuell besteht die Opposition aber eben nur
aus einem Fünftel der Abgeordneten“.   

Keine Normenkontrollklage Damit kann
die Opposition derzeit eine ganze Reihe
von Minderheitenrechten nicht nutzen:
„Beispielsweise die Einberufung des Bun-
destages“ , wie Sitte auflistete, „die Einset-
zung von Enquete-Kommissionen und Un-
tersuchungsausschüssen, die Durchsetzung
von öffentlichen Anhörungen.“ Und auch
keine Normenkontrollklage vor dem Bun-
desverfassungsgericht könne die Oppositi-

on einreichen zur Überprüfung der Verfas-
sungsmäßigkeit von Gesetzen. 
Für Die Linke und die Grünen sind die Ge-
schäftsordnung des Parlaments und be-
stimmte Gesetzesregelungen „nicht auf eine
Situation ausgerichtet, in der die Koalitions-
fraktionen über mehr als zwei Drittel der
Bundestagssitze verfügen“. Zahlreiche Kon-
trollrechte drohten ihre Wirksamkeit zu ver-
lieren, weil die Große Koalition aus Union
und Sozialdemokraten „über eine solche
übergroße Mehrheit verfügt“, heißt es in ei-
nem gemeinsamen Gesetzentwurf (18/380)
der beiden Oppositionsfraktionen, über
den der Bundestag vergangene Woche erst-
mals debattierte. 
Aus Sicht der Oppositionsfraktionen besei-
tigt ihr Gesetzentwurf „die Probleme, so-
weit sie durch Gesetzesänderungen zu lösen
sind“. Grundprinzip sei dabei, „dass die je-
weilige Rechtsposition den beiden Opposi-
tionsfraktionen des 18. Deutschen Bundes-
tages zur gemeinsamen Ausübung zur Ver-
fügung gestellt wird“. In einem Antrag
(18/379) dringen Linke und Grüne zudem
auf eine Änderung der Geschäftsordnung.
Danach sollen Rechte, die die Geschäftsord-
nung einer qualifizierten Minderheit ver-
leiht, auch „von zwei Fraktionen, die nicht
die Bundesregierung tragen“, gemeinsam
ausgeübt werden können. Dies solle für
Ausschussberatungen entsprechend gelten.
„Das heißt: Wir müssen uns immer eini-
gen“, erläuterte Sitte die Oppositionsvor-

stellungen, die ein Kompromissvorschlag
seien, der der Koalition die Zustimmung er-
leichtern solle. 
Die Koalition wiederum will der Oppositi-
on zwar in der Frage der parlamentarischen
Minderheitenrechte entgegenkommen, wie
ihre Redner in der Debatte versicherten. Sie
hat dazu aber einen eigenen Antrag
(18/481) eingebracht, die Geschäftsord-
nung durch einen neuen Paragrafen 126a
zu ergänzen. Danach soll etwa ein Untersu-
chungsausschuss eingesetzt werden kön-
nen, wenn alle Mitglieder der Oppositions-

fraktionen dies beantragen. Besser stellen
will Schwarz-Rot die Opposition auch bei
den Geldleistungen, die die Fraktionen er-
halten. Sie setzen sich aus einem Grundbe-
trag für jede Fraktion, einem Betrag für je-
des Mitglied und einem weiteren Zuschlag
für jede Oppositionsfraktion zusammen.
Dieser Oppositionszuschlag soll dem Koali-
tionsantrag zufolge für die laufende Wahl-
periode „auf den Betrag für jedes Mitglied
von zehn Prozent auf 15 Prozent“ erhöht
werden.

Streit um die Redezeiten Und schließ-
lich enthält die Vorlage eine Regelung zur
Verteilung der Redezeiten auf die Fraktio-
nen – ein seit den ersten Debatten der
Wahlperiode heftig diskutiertes Thema.
Danach soll die Opposition über 25 bis 32
Prozent der Redezeit verfügen können, je
nach Debattendauer, bei der in der Koali-
tionsvorlage sechs nach Konfektionsgrö-
ßen benannte Varianten von 25 Minuten
(„XS“-Format für „kurz“)  bis 224 Minuten
(„XXL“-Format) unterschieden werden.
Für die Union wertete ihr Erster Parlamen-
tarischer Fraktionsgeschäftsführer Michael
Grosse-Brömer (CDU) den Vorschlag zu
den Redezeiten als „klares Entgegenkom-
men“ der Koalition, da der Opposition ja
eigentlich nur 20 Prozent zustünde. Die
Koalition wolle jedoch  eine „hörbare und
sichtbare Opposition“ und ein „lebendiges
Parlament“.

Seiner Grünen-Kollegin Britta Haßelmann
ging der Vorschlag indes nicht weit genug. Je-
des lebendige Parlament brauche in den De-
batten das Prinzip von Rede und Gegenrede,
entgegnete sie und verwies darauf, dass dieses
Prinzip in vielen Landtagen unabhängig von
der Stärke der Fraktionen gepflegt werde. In
Hessen habe beispielsweise jede Fraktion die
gleiche Redezeit. 
„Positiv“ fand es Haßelmann, dass die Koali-
tion mittlerweile bereit sei, in der Frage der
Minderheitenrechte die Geschäftsordnung
ändern. Wichtig sei aber auch, etwa das Un-
tersuchungsausschussgesetz zu ändern. Ähn-
lich äußerte sich Sitte. Der Koalitionsantrag
zeige, dass man sich grundsätzlich „in vielem
einig“ sei, sagte sie. Auseinander gingen die
Meinungen indes in der Frage, wie man die
Minderheitenrechte verlässlich regeln könne.
Nur ein Teil der Oppositionsrechte werde in
der Geschäftsordnung geregelt, ein anderer
Teil finde sich dagegen in verschiedenen Ge-
setzen wieder. Auch dort müssten die Minder-
heitenrechte geregelt werden, forderte Sitte.
Zugleich beharrte sie wie Haßelmann auf
dem Recht, eine Normenkontrollklage einzu-
reichen. Dieses Recht sähen manche Juristen
als „Königsrecht der Opposition“.

Nein zu Gesetzesänderungen Grosse-Brö-
mer hielt dem entgegen, dass die Normen-
kontrollklage kein Minderheitenrecht sei.
Und die Parlamentarische SPD-Fraktionsge-
schäftsführerin Dagmar Ziegler wies die For-

derungen nach Gesetzesänderungen zurück.
Schwarz-Rot gestehe der Opposition mehr
parlamentarische Rechte zu, als ihr von den
Wählern zugestanden worden sei. „Das zeigt
auch, dass wir diejenigen sind, die Ihnen et-
was zugestehen, was Ihnen nicht von vornhe-
rein zusteht“, sagte sie an die Adresse der Op-
position. Umfassende Gesetzesänderungen
halte die Koalition dafür aber nicht für zwin-
gend erforderlich. 

Erfahrungen aus Weimar Auch öffne es
„möglicherweise verantwortungslosem Ver-
halten und Versuchen politischer Obstrukti-
on Tür und Tor“, jeder denkbaren Oppositi-
onskonstellation per Gesetz das Recht einzu-
räumen, auf „grundlegende Abläufe und Ver-
fahrensweisen unserer parlamentarischen
Demokratie Einfluss zu nehmen“, argumen-
tierte Ziegler. Die Koalition unterstelle dies
nicht der jetzigen Opposition. Die „Väter und
Mütter unseres Grundgesetzes“ und Verfasser
der Geschäftsordnung hätten aber „aus gu-
tem Grund die Einhaltung bestimmter Quo-
ren für tiefgreifende Eingriffe“ in die Verfah-
rensweisen des Bundestages festgeschrieben
und dabei „die Weimarer Republik und die
Erfahrungen damit im Hinterkopf gehabt“. 
Der Koalitionsantrag sei eine „faire Handrei-
chung der Mehrheitsfraktionen an die Kolle-
gen aus den Minderheitenfraktionen“, fügte
Ziegler hinzu und appellierte an die Opposi-
tion: „Gehen Sie einfach durch diese Tür
durch“. Helmut Stoltenberg ❚

Wenn es um die Abgeordnetenentschädi-
gung geht, die sogenannten Diäten, befin-
den sich die Volksvertreter in einer Zwick-
mühle: Auf der einen Seite verlangt das Bun-
desverfassungsgericht von ihnen, ihre Ver-
gütung selbst festzulegen, wie der Erste
Parlamentarische Geschäftsführer der Uni-
onsfraktion, Michael Grosse-Brömer
(CDU), vergangenen Freitag im Bundestag
erläuterte. Andererseits gehe die Tatsache,
dass die Parlamentarier  selbst bestimmen,
was sie verdienen, in der öffentlichen De-
batte „häufig mit dem Vorwurf einer Selbst-
bedienungsmentalität einher“. 

Jährliche Anpassung Künftig soll sich die
Erhöhung der Abgeordnetenentschädigung
nach dem Willen der Großen Koalition an
der Entwicklung der Nominallöhne orien-
tieren. Als Ausgangsgröße soll die Besol-
dung eines Richters an einem obersten Ge-
richtshof des Bundes (Besoldungsgruppe 
R 6 mit der Zulage für Richter und Staatsan-
wälte bei obersten Gerichtshöfen des Bun-
des ohne Familienzuschlag) dienen, wie aus
dem schwarz-roten Gesetzentwurf zur Än-
derung des Abgeordnetengesetzes (18/477)

hervorgeht. Um eine „Annäherung an die
Ausgangsgröße“ zu erreichen, soll die Abge-
ordnetenentschädigung, die derzeit bei
8.252 Euro monatlich liegt, der Vorlage zu-
folge zum 1. Juli 2014 auf 8.667 Euro und
zum 1. Januar 2015 auf 9.082 Euro angeho-
ben werden. Danach soll die Entschädigung
jährlich zum 1. Juli, erstmals im Jahr 2016,
auf der Basis des durchschnittlichen An-
stiegs der Nominallöhne angepasst werden.
Ferner sieht der Entwurf ne-
ben den bisherigen Amtszu-
lagen für den Bundestags-
präsidenten und seine Stell-
vertreter eine Zulage auch
für die Vorsitzenden der
ständigen Ausschüsse, Un-
terausschüsse und Enquete-
Kommissionen vor. 
Grosse-Brömer betonte in
der ersten Lesung des Ge-
setzentwurfs, seit 1995 gebe
es im Abgeordnetengesetz
die Festlegung, dass der Ver-
gleichsmaßstab für eine angemessene Ver-
gütung der Parlamentarier der Verdienst ei-
nes Bundesrichters sei, der auf Bundesebe-
ne eine nicht weisungsgebundene Tätigkeit
ausübe. Diese Vergütung habe man aber nie
erreicht. Daher schlage die Koalition nun
vor, die derzeitige Differenz von rund 830
Euro in zwei Schritten auszugleichen und
sich dann an einen Index anzukoppeln, der
die Abgeordneten „nicht schlechter und

nicht besser stellt als jeden abhängig Be-
schäftigten in Deutschland“. Zudem solle
bei der Altersversorgung der Parlamentarier
der Höchstbetrag von bisher 67,5 Prozent
der Abgeordnetenentschädigung auf 
65 Prozent gesenkt werden. 
Seine SPD-Kollegin Christine Lambrecht
betonte, eine gute Bezahlung der Abgeord-
neten sei „gesellschaftlich durchaus akzep-
tiert“, doch gebe es zu Recht Kritik an der

Altersversorgung der Parla-
mentarier. Hier nehme man
nun deutliche Einschnitte
vor. „Richtig weh tun“ wer-
de dabei, „dass es in Zu-
kunft keine Möglichkeit
mehr geben soll, abschlags-
frei in den sogenannten Vor-
ruhestand zu gehen“.
Auf Kritik stießen die Koali-
tionspläne bei der Oppositi-
on. Für Die Linke nannte es
ihre Erste Parlamentarische
Fraktionsgeschäftsführerin

Petra Sitte „höchst problematisch“, die Diä-
ten „in sieben Monaten um 830 Euro stei-
gern zu wollen“. Eine angemessene Entschä-
digung für Abgeordnete sei eine demokrati-
sche Errungenschaft, sagte sie. Seit dem Jahr
2000 habe es aber bei den Diäten ein Wachs-
tum von 25 Prozent gegeben habe, während
die Bruttolöhne lediglich um 22 Prozent ge-
stiegen seien und es in den unteren Gehalts-
klassen Reallohneinbußen gegeben habe. 

Die Erste Parlamentarische Geschäftsführe-
rin der Grünen-Fraktion, Britta Haßel-
mann, bemängelte, dass der Koalitionsent-
wurf bereits am kommenden Freitag verab-
schiedet werden solle. Ihre Fraktion halte
bei der Abgeordnetenentschädigung die

grundsätzliche Orientierung an der Besol-
dungsgruppe R 6 für angemessen. Aber statt
einer zweimaligen Anhebung innerhalb ei-
nes halben Jahres hätte man „das auch über
die Legislaturperiode strecken können“.
Auch müsse man die Altersversorgung der

Abgeordneten neu regeln. Es werde in der
Öffentlichkeit als „zutiefst ungerecht“ emp-
funden, dass die Parlamentarier „in sehr
kurzer Zeit sehr viele Rentenbezüge erwer-
ben können“. 

Straftatbestand Bestechung Ebenfalls in
erster Lesung debattierte das Parlament zu-
gleich über einen Koalitionsentwurf zum
Thema Abgeordnetenbestechung (18/476)
und eine Grünen-Vorlage zum UN-Überein-
kommen gegen Korruption (18/478). Der
Koalitionsentwurf zielt darauf ab, einen Straf-
tatbestand zu schaffen, der „strafwürdige kor-
ruptive Verhaltensweisen von und gegenüber
Mandatsträgern“ erfasst. Derzeit sind Be-
stechlichkeit und Bestechung von Abgeord-
neten nur als Stimmenverkauf und -kauf bei
Wahlen und Abstimmungen strafbar.
Grosse-Brömer betonte, natürlich müsse
Bestechlichkeit von Abgeordneten strafbar
sein, „ohne dabei den Grundsatz des freien
Mandats nebst Beachtung der Besonderhei-
ten des politischen Prozesses aufzugeben“.
Viele Abgeordnete seien besorgt, dass dies
falsch geregelt werde, doch sei er überzeugt,
dass man die beste Lösung erarbeitet habe.
Lambrecht nannte die Materie „kompli-
ziert“. Die Koalition traue sich aber eine Re-
gelung zu, mit der nicht nur der Stimmen-
kauf, „sondern auch die Bestechung und die
Bestechlichkeit von Abgeordneten unter
Strafe gestellt werden kann“, fügte sie hin-
zu. Helmut Stoltenberg ❚

Ringen um die »angemessene Entschädigung« 
ABGEORDNETE Die Pläne der Großen Koalition zur deutlichen Anhebung der Diäten stoßen bei Linken und Grünen auf Kritik 

»Das stellt uns
nicht schlechter

und nicht 
besser als

jeden abhängig
Beschäftigten.«

M. Grosse-Brömer (CDU)

Die Koalition will den Straftatbestand der Abgeordnetenbestechung erweitern.
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Die Oppositionsrechte sind auch Thema
im Geschäftsordnungsausschuss.
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Gerade für junge Frauen dürfte sie im Not-
fall der letzte Ausweg sein. Die sogenannte
„Pille danach“ gewährt eine zweite Chance
in kritischen Momenten, wo gerade Teen-
ager meinen, jetzt sei alles zu spät und die
größte denkbare Katastrophe, eine unge-
wollte Schwangerschaft, nicht mehr zu ver-
hindern. Rund 463.000 Packungen der
„Rettungspille“ wurden im vergangenen
Jahr in Deutschland verschrieben, und 13
Prozent der Frauen hierzulande haben die
Notfallmedikation schon einmal genutzt.

Krasser Einzelfall Als im Januar 2013 be-
kannt wurde, dass eine mutmaßlich verge-
waltigte junge Frau wenige Wochen zuvor in
zwei katholischen Kliniken in Köln nicht
behandelt worden war, weil die Ärzte fürch-
teten, gegen die Ethik der Kirche die „Pille
danach“ verschreiben zu müssen, kochte
die Frage der umstrittenen Rezeptpflicht für
das Medikament erneut hoch. Auch am ver-
gangenen Donnerstag in der Debatte über
zwei Anträge der Opposition (Linke 18/303
und Grüne 18/492), die Rezeptpflicht auf-
zuheben, zeigte sich wieder, welch großes
Spaltpotenzial in der kleinen Pille steckt.
Denn auch die SPD-Fraktion hält, anders
als der Koalitionspartner Union, eine Frei-
gabe der Pille mit dem gut erforschten Wirk-
stoff Levonorgestrel (LNG) für überfällig. Es

gehe hier, sagen die Befürworter, auch ums
Prinzip: um das sexuelle Selbstbestimungs-
recht von Frauen in Notlagen. Derweil hat
sich Gesundheitsminister Hermann Gröhe
(CDU), der an der Debatte im Plenum gar
nicht teilnahm, schon auf ein Nein festge-

legt. Seine Parlamentarische Staatssekretä-
rin Annette Widmann-Mauz (CDU) mühte
sich redlich, SPD, Linken und Grünen die
Argumente der Union nahe zu bringen. So
gehe es in der Praxis um Verhütungspannen
und ungeschützten Sex bis hin zur Verge-
waltigung. Entsprechend umfassend müsse
die Beratung ausfallen, die nur ein Arzt leis-
ten könne. Wer die „Pille danach“ benötige,
habe „ganz konkret Angst“. Das erfordere
„mehr als den Nachtschalter in der Apothe-
ke“. Die jetzige Regelung stärke Frauen in ih-
rer Selbstbestimmung und gebe ihnen Si-
cherheit. Der Ansicht ist auch die Bundes-
ärztekammer, die zudem bei einer Freigabe
Werbung für das Arzneimittel befürchtet.

Faktor Zeit Die Grünen-Abgeordnete Kor-
dula Schulz-Asche hielt dem entgegen, der
Sachverständigenausschuss für Verschrei-
bungspflicht habe empfohlen, LNG freizu-
geben. Das Mittel gelte seit vielen Jahren als
verlässlich und sei fast in ganz Europa frei
erhältlich. Auch Apotheker könnten die nö-
tige Beratung übernehmen. Die Kranken-
kassen sollen die Arzneimittelkosten dann
erstatten. Ähnlich argumentierte für die
Linksfraktion Birgit Wöllert und verwies da-
rauf, dass neben diversen Experten auch der
Bundesrat die Freigabe fordere. LNG sei me-
dizinisch unbedenklich und wirke umso si-

cherer, je früher es eingenommen werde.
Die Wege zum Gynäkologen und zu einer
offenen Apotheke seien aber gerade am Wo-
chenende auf dem Land lang. „Alles zusam-
men ziemlich viele Hürden.“ Die CSU-Ab-
geordnete Emmi Zeulner ließ das Argument
nicht gelten. Auch in ländlichen Räumen sei
die zeitnahe ärztliche Versorgung jederzeit
sichergestellt.
Der SPD-Gesundheitsexperte Karl Lauter-
bach warf der Union vor, Frauen in Notla-
gen das Recht auf schnelle Hilfe ohne gute
Begründung vorenthalten zu wollen. Man-
che jungen Frauen griffen in der Not sogar
zur Selbstmedikation, besorgten sich Hor-
monpillen bei Bekannten und stellten eine
eigene Dosis zusammen. Den Apothekern
werde seltsamerweise die Beratung in dem
Fall nicht zugetraut, obwohl sie viel gefähr-
lichere Wirkstoffe ausgäben. Die Anträge
werden nun im Gesundheitsausschuss wei-
ter beraten. Nach einer Freigabe des Mittels
auf Kosten des Koalitionsfriedens sieht es
aber derzeit nicht aus. Claus Peter Kosfeld ❚

A
n Klartext hat es in der De-
batte zur Einsetzung eines
NSA-Untersuchungsaus-
schusses nicht gemangelt.
Die Linken-Abgeordnete
Martina Renner etwa wetter-

te am vergangenen Donnerstag im Plenar-
saal über „einen der größten Geheimdienst-
skandale“ und einen „Generalangriff auf die
Bürgerrechte“. Thomas Silberhorn (CSU)
sprach von einem Ausmaß der Ausfor-
schung durch den US-
Geheimdienst NSA, „das
niemand für möglich ge-
halten hat“. CDU-Kollege
Patrick Sensburg assis-
tierte: Verdachtsunab-
hängige Erfassungen und
Auswertungen der Daten
hiesiger Bürger und Un-
ternehmen seien nicht
hinnehmbar. Über die
massenhafte Speicherung von Kommunika-
tionsdaten erregte sich auch Eva Högl
(SPD): In Zukunft müsse das Recht auf Pri-
vatheit und informationelle Selbstbestim-
mung gewahrt werden.
Bei so viel Übereinstimmung erstaunte es
nicht, dass sich Koalition und Opposition
gleichermaßen für einen Untersuchungs-
ausschuss zur Durchleuchtung der NSA-
Spähaffäre stark machten. 

Es hakt im Detail Gleichwohl hakt es noch
im Detail: Denn Union und SPD sowie Lin-
ke und Grüne vermochten sich bislang nicht

auf einen Fragenkatalog zu einigen. Für den
Grünen-Innenexperten Hans-Christian
Ströbele ist dies eine „schlechte Nachricht“
– denn die  NSA könne ihre Ausforschun-
gen fortsetzen, „ohne dass etwas dagegen
getan wird“.
Koalition und Opposition machten sich ge-
genseitig für die Blockade verantwortlich.
Linke und Grüne  appellierten an Union
und SPD, ihren Antrag (18/483) zurückzu-
ziehen und die Beschlussvorlage der Oppo-

sitionsfrak-
t i o n e n
(18/420) als
Basis zu ak-
zeptieren, ei-
nige Aspekte
der Koaliti-
onsvorlage
werde man
dann über-
n e h m e n .

Union und SPD warben hingegen dafür, ei-
nen gemeinsamen Fragenkatalog zu entwer-
fen. Eva Högl zeigte sich enttäuscht, „dass
wir es bisher nicht geschafft haben, an ei-
nem Strang zu ziehen“. Nun will man im
Geschäftsordnungsausschuss zu einer Ver-
ständigung kommen.
Die Papiere offenbaren eigentlich keine gro-
ßen Differenzen. Doch Renner und die Grü-
ne Britta Haßelmann warfen Union und
SPD vor, einen Bogen um die Frage machen
zu wollen, ob deutsche Geheimdienste in
die Aktionen der NSA involviert waren und
von deren Erkenntnissen profitierten. Zu-

dem wolle die Koalition die Rolle der Regie-
rung in der Affäre nicht näher prüfen.
Die Koalitionsfraktionen wiesen die Vor-
würfe zurück: „Wir sparen nicht an unange-
nehmen Fragen, auch nicht zur Arbeit deut-
scher Nachrichtendienste“, betonte etwa
der CSU-Mann Silberhorn. Der Fragenkata-
log der Opposition sei weithin zu unpräzi-
se formuliert. 

Bedrohte Freiheit Verlor sich diese Diskus-
sion zuweilen im Klein-Klein, so entpuppte
sich einen Tag später die Debatte  über ei-
nen Antrag der Grünen zur Demokratie im
digitalen Zeitalter (18/182) als weit ausho-
lende Tour d’horizon über die Bedrohungen
der Freiheitsrechte in der IT-Welt. 
Die Grünen griffen mit ihrem Vorstoß einen
Appell von fast 600 Schriftstellern auf, die
gegen Ausspähung und Überwachung zu
Felde ziehen. Katrin Göring-Eckardt zitierte
einen zentralen Satz: „Ein Mensch unter Be-
obachtung ist niemals frei.“ Grundsätzlich
warnte die Fraktionsvorsitzende der Grünen
vor der Gefahr, „dass sich unsere Gedanken
verändern, weil wir abgehört werden“. Sie
warf Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU) vor, nichts zu tun, um die Bürger-
rechte gegenüber den USA zu verteidigen. 
Wie die Grüne verlangte auch Halina Waw-
zyniak, auf die Vorratsdatenspeicherung zu
verzichten. Die Linken-Abgeordnete forder-
te generell die Auflösung der Geheimdiens-
te, die weltweit in den „Überwachungsboo-
ten“ die Kapitäne seien. Nötig sei es viel-
mehr, Konzerne und Staaten per Gesetz zur

Wahrung der Grundrechte zu zwingen.
Wawzyniak plädierte für ein „Recht auf ano-
nyme Kommunikation“.
In der Tradition Willy Brandts interpretierte
Matthias Schmidt (SPD) den Schriftsteller-
Aufruf. Der Datenschutz müsse endlich der
digitalen Welt gerecht werden. Im Sinne des
Selbstverfügungsrechts müssten Bürger das
Recht haben, ihre Daten im Netz wieder zu
löschen. Schmidt kündigte ein Gesetz zum
Schutz von Whistleblowern an – Edward
Snowden demonstriere, welchen Risiken
sich jene aussetzen, die Skandale aufdecken.

Thomas Jarzombek (CDU) sah vor allem in
besseren Verschlüsselungstechniken einen
Weg zu einem effizienteren Schutz des Da-
tenverkehrs. In Deutschland müsse man die
Forschung auf diesem Gebiet verstärken. Im
Bereich der IT-Infrastruktur seien deutsche
Firmen leider nur noch beim Vertrieb von
Endgeräten wie Routern tätig. Parteifreun-
din Nina Warken betonte, neben dem Da-
tenschutz dürfe man Sicherheitsbelange wie
die Terrorismusbekämpfung nicht aus dem
Auge verlieren: „Auch wer sich bedroht
fühlt, ist nicht frei.“ Karl-Otto Sattler ❚

NSA-SKANDAL Der Untersuchungsausschuss kommt. Doch noch gibt es Streit wegen des Fragenkatalogs

Einig im Großen und Ganzen

Kiko kümmert
sich um Kinder
KINDERKOMMISSION Im Bundestag hat
sich am vergangenen Mittwoch die Kinder-
kommission (Kiko) konstituiert. Neuer Vor-
sitzender ist der CDU-Abgeordnete Eckhard
Pols. Die Kommission gibt es seit 1988. Sie
ist ein Untergremium des Ausschusses für
Familie, Senioren, Frauen und Jugend.
Der Vorsitzende des Familienausschusses,
Paul Lehrieder (CSU), betonte, Ziel des Gre-
miums sei es, kindgerechte Lebensverhält-
nisse zu schaffen. Mit der erneuten Einset-
zung der Kinderkommission mache der
Bundestag deutlich, wie wichtig den Abge-
ordneten diese Aufgabe sei. 
Pols warb für die Einsetzung eines Kinder-
beauftragten nach dem Vorbild des Wehrbe-
auftragten. Dieser sollte sich ausschließlich
um die Interessen von Kindern und Jugend-
lichen kümmern. Er gab zu bedenken: „Was
wir uns hier oben ausdenken, muss auch
unten ankommen.“ So müsse bei politi-
schen Entscheidungen Rücksicht auf die
Heranwachsenden genommen werden. Die
Kiko will Kinderrechte im Grundgesetz ver-
ankern. Bundesfamilienministerin Manue-
la Schwesig (SPD) stellte drei Rechte von
Kindern in den Vordergrund: Beteiligung,
Förderung und Schutz. 
In der Kiko sitzen neben Pols noch die Ab-
geordneten Susann Rüthrich (SPD), Diana
Golze (Die Linke) und Beate Walter-Rosen-
heimer (Grüne). Alle Entscheidungen der
Kiko müssen einstimmig getroffen werden,
der Vorsitz wechselt jedes Jahr. ldi/pk ❚

Einfacher in 
die Insolvenz
RECHT Wenn Unternehmen, die zu einem
Konzern gehören, in Insolvenz gehen, sind
heute aufgesplittete, häufig langwierige und
teure Verfahren die Folge.  Die Bundesregie-
rung will das ändern und hat einen entspre-
chenden Gesetzentwurf (18/407) vorgelegt,
über den der Bundestag am vergangenen
Freitag erstmals beraten hat. Er sieht vor, die
Insolvenzverfahren der einzelnen Unter-
nehmen bei einem einzigen Gericht zu bün-
deln und durch nur einen Insolvenzverwal-
ter bearbeiten zu lassen. Zudem soll die Zu-
sammenarbeit zwischen Gerichten und Ver-
waltern vereinfacht werden. 
In der Debatte betonte der Parlamentari-
sche Staatssekretär Christian Lange (SPD),
man nehme bei der Reform der Konzernin-
solvenzen „minimalinvasive Eingriffe“ vor.
Die Regierung strebe „keine radikale Neu-
ausrichtung“ an, sondern eine „maßvolle
Fortentwicklung“ bestehender Lösungs-
möglichkeiten. 
Für die Union betonte Heribert Hirte
(CDU), im Insolvenzrecht stehe bisher die
einzelne Person im Vordergrund. Dies ent-
spreche dem Konkursrecht des 19. Jahrhun-
derts.  Damit würden aber bei einer Abwick-
lung die „Synergievorteile bei der Großor-
ganisation Konzern“, die Gesellschaftern
und Gläubigern zu Gute kämen, „vergeu-
det“. Karl-Heinz Brunner (SPD) sagte, der
Gesetzentwurf sei „gut“, auch wenn er nur
die Probleme der Vergangenheit und nicht
die der Zukunft löse. Nachbesserungsbedarf
attestierte Die Linke. Richard Pitterle kün-
digte an, seine Fraktion werde sich im Ver-
fahren für eine stärkere Beteiligung von Be-
triebsräten und Gewerkschaften einsetzen.
Für Bündnis 90/die Grünen kritisierte Katja
Keul, wenn Insolvenzverwalter bislang
nicht schon im eigenen Interesse kooperiert
hätten, helfe auch „kein Bittebitte ohne jed-
wede Durchsetzungskraft“. Die Neurege-
lung sei „mutlos“. suk ❚

»Auch wer 
sich bedroht 
fühlt, 
ist nicht frei.«
Nina Warken (CDU)
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Notfallpille mit Spaltpotenzial
GESUNDHEIT Kontroverse Debatte im Bundestag über die Rezeptpflicht für die »Pille danach«

>STICHWORT

> Aufklärung Alle Fraktionen des Bundestages sind sich ei-
nig über die Notwendigkeit eines Untersuchungsausschus-
ses. Dieser soll die Späh-Aktionen des US-Geheimdienstes
NSA gegenüber deutschen Staatsbürgern durchleuchten.

> Auftrag Koalition und Opposition streiten noch über die
Ausgestaltung des Fragenkatalogs, im Geschäftsordnungs-
ausschuss soll jetzt eine Einigung gesucht werden.

> Snowden-Auftritt Zum Konflikt im Ausschuss dürfte die
Forderung der Opposition führen, den Enthüller Edward
Snowden als Zeugen zu vernehmen. Im Regierungslager
stößt die Idee, Snowden in Berlin persönlich auftreten zu
lassen und ihm einen sicheren Aufenthalt zu gewähren, auf
Widerstand.

NSA-Skandal – Untersuchungsausschuss in heikler Mission
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Anzeige

Die Legislaturperiode hat kaum begonnen, da ist die Einsetzung eines Untersuchungsausschusses über die Aktivitäten des US-Geheimdienstes in Deutschland so gut wie beschlossen.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

Jetzt auch als E-Paper.

Mehr Information.

Mehr Themen.

Mehr Hintergrund.

Mehr Köpfe.

Mehr Parlament.

www.das-parlament.de
parlament@fs-medien.de
Telefon 069-75014253 

DAS WILL ICH ONLINE LESEN!

Direkt 
zum E-Paper>KOMPAKT

> Wirkungsweise Die „Pille danach“ ver-
hindert oder verzögert den Eisprung. So-
mit kommt es nicht zu einer Befruchtung
der Eizelle durch Spermien. Es handelt sich
um ein Notfallmedikament, aber nicht um
ein Mittel zur Abtreibung.

> Zeitfenster Der Wirkstoff Levonorgestrel
(LNG) kann bis zu 72 Stunden nach dem
Sex eine Schwangerschaft verhüten, der
Wirkstoff Ulipristalacetat bis zu 120 Stun-
den. Die Pillen enthalten hohe Hormondo-
sen.

> Nebenwirkungen Mögliche Folgen sind
Übelkeit und Bauchschmerzen.

> Kosten Das Mittel „PiDaNa“kostet rund
18 Euro, „ellaOne“ knapp 36 Euro.
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>Wilfried Böhm
Bundestagsabgeordneter 1972-1994,
CDU
Am 9. Februar vollendete Wilfried Böhm  sein
80. Lebensjahr. Der Diplom-Volkswirt und
Verwaltungsbeamte aus Melsungen war von
1968 bis 1981 Mitglied der Kreistage Mel-
sungen sowie Schwalm-Eder und von 1966
bis 1972 hessischer Landtagsabgeordneter.
Im Bundestag engagierte sich Böhm von der
7. bis zur 11. Wahlperiode im Ausschuss für
innerdeutsche Beziehungen. Von 1977 bis
1995 gehörte er der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarats und der WEU an
und amtierte von 1988 bis 1994 als stellver-
tretender Vorsitzender der EVP-Fraktion im
Europarat. Böhm, seit 1995 dort Ehrenmit-
glied, ist im Rahmen der Förderung der euro-
päischen Städtepartnerschaften nach wie vor
für den Europarat ehrenamtlich tätig.

>Horst Krockert
Bundestagsabgeordneter 1969-1980,
SPD
Am 17. Februar vollendet Horst Krockert sein
90. Lebensjahr. Der protestantische Theologe
aus Wiesbaden, zuletzt Oberkirchenrat der
Evangelischen Kirchenleitung in Hessen und
Nassau, schloss sich 1965 der SPD an und
vertrat in allen drei Legislaturperioden den
Wahlkreis Wiesbaden. Krockert arbeitete im
Bundestag stets im Ausschuss für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau mit.

>Hansjörg Schäfer
Bundestagsabgeordneter 1994-2002,
SPD
Hansjörg Schäfer wird am 17. Februar 
70 Jahre alt. Der Mediziner aus Kaiserslau-
tern trat 1969 der SPD bei, war seit 1985 
Vorsitzender des Unterbezirks Kaiserslau-
tern, Mitglied des Bezirksvorstandes Pfalz
sowie des SPD-Landesausschusses Rhein-
land-Pfalz. Der Direktkandidat des Wahlkrei-
ses Kaiserslautern gehörte zuletzt dem Ge-
sundheitsausschuss an.

>Peter Feile
Bundestagsabgeordneter 1980-1983,
SPD
Am 17. Februar wird Peter Feile 75 Jahre alt.
Der aus Friedberg bei Augsburg stammende
Verwaltungsdirektor schloss sich 1965 der
SPD an. Er gehörte dem Parteivorstand des
Bezirks Südbayern an, war viele Jahre Stadt-
rat in Friedberg, Kreistagsabgeordneter und
stellvertretender Landrat. Im Bundestag war
Feile Mitglied des Finanzausschusses. bmh ❚

Wie viele männliche Erzieher arbeiten in deutschen Kin-
dertagesstätten? Wie hoch ist der Anteil der jährlichen Le-
bensmittelimporte aus China an den gesamten Lebensmit-
telimporten? Wie entwickelt sich die Geburtenrate in
Deutschland im Vergleich zum europäischen Ausland? 
Wer im Bundestag Antworten auf solche Fragen sucht, der
ist bei Beate Bork gut aufgehoben. Denn sie ist Leiterin des
Servicebüros des Statistischen Bundesamtes beim Deut-
schen Bundestag und bei ihr erhalten alle Abgeordneten
und deren Mitarbeiter Antworten auf sämtliche Fragen zu
statistischen Daten. „Wir sind dafür zuständig, den Daten-
bedarf des Parlamentes nach statistischen Informationen
zu erfüllen“, erklärt Beate Bork ihre Arbeit. „Dabei fungie-
ren wir hauptsächlich als Übersetzer zwischen der Anfrage
und dem, was die Statistik leisten kann.“ 
Sie kooperiert dabei eng mit den Wissenschaftlichen
Diensten des Bundestages. Diese leiten Statistikfragen
gleich an das Servicebüro weiter. „Wer uns kennt, kann uns
aber auch direkt anrufen“, sagt Beate Bork. Auch wer aus
dem Bundestag heraus den Hauptsitz des Statistischen
Bundesamtes in Wiesbaden anruft, wird zum Servicebüro
umgeleitet. Hier werden die Anliegen der Parlamentarier
so schnell wie möglich beantwortet. „Im Regelfall ge-

schieht das innerhalb einer Stunde“, sagt Beate Bork. Die
Statistikerin hat hierbei Zugriff auf alle Daten des Bundes-
amtes und der jeweiligen Landesämter sowie des Statisti-
schen Amts der Europäischen Union (Eurostat). „Das ist
für uns sehr wichtig, da die Abgeordneten zum einen na-
türlich besonders an Daten zu ihren Wahlkreisen interes-
siert sind, und zum anderen gerade Vergleiche mit ande-
ren europäischen Ländern immer stärker nachgefragt wer-
den.“
Seit den 1970er Jahren hat das Bundesamt eine Präsenz
beim Bundestag. Damals kam einmal wöchentlich eine
Mitarbeiterin vorbei und sammelte die Anfragen der Ab-
geordneten ein. Mit dem Umzug des Parlamentes nach
Berlin entstand ein festes Büro vor Ort. Momentan hat es
seinen Sitz im sechsten Stock des Marie-Elisabeth-Lüders
Hauses des Bundestages. 
Das Servicebüro gehört zum offiziellen Dienstsitz des Sta-
tistischen Bundesamtes in Berlin, dem „i-Punkt Berlin“.
Der hat seinen Sitz in der Friedrichstraße, unweit des Par-
lamentes. Claudia Brunner leitet den „i-Punkt Berlin“ und
erklärt dessen Aufgabe: „Wir wollen den Datenbedarf aller
Institutionen erfüllen, die in Berlin Politik machen.“ Das
beinhaltet den Bundestag, die Bundesregierung und die

Ministerien, aber auch Botschaften oder Verbände. Darü-
ber hinaus ist der „i-Punkt Berlin“ auch für die Kommuni-
kation europäischer und internationaler Ländervergleiche
zuständig. Die Expertise des Bundesamtes werde immer
stärker nachgefragt, sagt Claudia Brunner. So würden Ex-
perten auch schon einmal zu Anhörungen in Ausschüssen
und sogar zur Beratung von Enquetekommissionen einge-
laden. Außerdem biete der „i-Punkt Berlin“ regelmäßig
Hintergrundgespräche für alle politische Institutionen zu
neuen statistischen Ergebnissen an. „Wir wollen nicht nur
reagieren, sondern auch Themen setzen und den Haupt-
stadtdialog unterstützen“, sagt Claudia Brunner. Das Ser-
vicebüro beim Bundestag ist für sie „das Nadelöhr, durch
das die Statistik zum Bundestag fließt“. Rund zwei Drittel
aller Bundestagsabgeordneten haben regelmäßig Kontakt
mit der Außenstelle. Pro Monat gehen dort ungefähr 100
Anfragen ein, insgesamt werden knapp 9.000 Fragen pro
Jahr beantwortet. Neben der Zweigstelle in Berlin betreibt
das Bundesamt noch eine Außenstelle in Bonn, der Groß-
teil der 2.500 Mitarbeiter des Bundesamtes arbeitet jedoch
weiterhin in der hessischen Landeshauptstadt. Sämtliche
Statistiken des Bundesamtes sind auf dessen Webseite
www.destatis.de öffentlich einsehbar. Julian Burgert ❚

Das Nadelöhr der Daten

ORTSTERMIN: BEIM STATISTISCHEN BUNDESAMT IM BUNDESTAG

Schwedisches
Modell
19. Februar 1959: Wahl des ersten
Wehrbeauftragten „Familiäre Proble-
me, ständige Versetzungen, riskante Aus-
landseinsätze.“ – Der Jahresbericht 2013
des Wehrbeauftragten Hellmut Königs-
haus stieß auf breites Medienecho. Ange-
sichts der viel beschworenen „neuen He-
rausforderungen“ der Bundeswehr inte-
ressiert sich die Öffentlichkeit für die La-
ge der Soldaten – und fragt sich, was sie
leisten können. Der Wehrbeauftragte
spielt dabei längst eine wichtige Rolle.
Doch als der  Bundestag am 19. Februar
1959 mit Helmuth von Grolman den ers-
ten Wehrbeauftragten wählte, konnten
sich viele nichts Konkretes unter dem
Amt vorstellen.

Eine Art Mensch gewordener Kummer-
kasten für Soldaten war jedenfalls eine
Vorstellung, die so gar nicht zum Solda-
tenbild der 1950er Jahre passen wollte.
Zudem war das neue Amt ein Novum in
Deutschland, man orientierte sich an ei-
nem schwedischen Vorbild: dem soge-
nannten „Militie ombudsman“. Schon
Anfang der 1950er Jahre war eine Delega-
tion des Bundestages nach Schweden ge-
reist, um sich über die Idee zu informie-
ren. Die Suche nach einem geeigneten
Kandidaten gestaltete sich schwierig. Am
Ende verständigte man sich auf von Grol-
man, der mit 363 gegen 16 Stimmen ge-
wählt wurde. 
Aller Skepsis zum Trotz bewies schon das
Jahr 1959, dass die Bundeswehrsoldaten
ihren „Briefkasten-Onkel“, wie der Wehr-
beauftragte spöttisch genannt wurde, an-
nahmen: In den ersten neun Monaten
seiner Amtszeit erreichten von Grolman
3.368 Eingaben. Benjamin Stahl ❚

Er gehört dem Bundestag seit
1979 an, hat dort eine eigene
Homepage (bundestag.de/bun-
destag/abgeordnete18/mier-

scheid), twittert (@jakobmierscheid),
und steht jetzt auch im „Kürschner“, dem
Handbuch, in dem alle aktuellen Mitglie-
der des Parlaments mit biographischen
Angaben aufgeführt sind: Jakob Mier-
scheid, legendärer SPD-Abgeordneter aus
Morbach im Hunsrück. Korrekt stehen
neben seinem Namen im „Kürschner“ elf
Sternchen für die elf Wahlperioden, die
MdB Mierscheid schon durch den Parla-
mentsbetrieb geistert. Doch dürften viele
– er selbst wohl auch – mit Unverständ-
nis sehen, dass der Eintrag nicht bei dem
der anderen 631 Abgeordneten zu finden
ist, sondern weiter vorn, und dabei auch
noch steht, er sei ein „fiktiver“ Politiker. 
Das hat Mierscheid davon, dass er sich im
Oktober bei der Konstituierung des neu-
en Bundestages nicht meldete, als der
zwei Jahre jüngere Alterspräsident Heinz
Riesenhuber fragte, ob jemand im Hause
älter als er sei. Dabei hatte Bundestags-
präsident Norbert Lammert bei der Gra-
tulation zu Mierscheids 80. Geburtstag
den Jubilar im März ermahnt, persönlich
anwesend zu sein, wenn er im Herbst als
Alterspräsident fungieren wolle. Doch
Mierscheid zog wie stets die Rolle des
Phantoms vor. Das führt immer wieder
zu dem – jüngst auch auf Twitter von
„Unnützes Wissen“ verbreiteten – Ge-
rücht, im Bundestag sitze mit Mierscheid
„ein Politiker, der nicht existiert“. Immer
diese Zweifel! Zum Glück konnte Mier-
scheid beruhigen: „Liebes @unnutzeswis-
sen“, twitterte er prompt zurück, „natür-
lich existiere ich.“ Helmut Stoltenberg ❚

Der „Kürschner“ ist kostenfrei zu beziehen
unter www.bundestag.de/service/glossar/K/
kuerschner.html

Elf Sterne für
Mierscheid  
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AUFGEKEHRT

VOR 55 JAHREN ...

Der Wehrbeauftragte Helmuth von
Grolman (links) wird vereidigt.

Beate Bork (links) beantwortet im Bundestag alle Fragen zu statistischen Daten. Claudia Brunner (rechts) leitet den „i-Punkt Berlin“ des Statistischen Bundesamtes.
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Leserbrief zur Zeitung „Das Parlament“
im Jahr 2013 allgemein:
An dieser Stelle herzlichen Dank für Ihre
stets informative, umfangreiche und insbe-
sondere im Hinblick auf die im vergange-
nen Jahr zahlreich vorgekommenen Wahl-
kämpfe sachliche Information und Bericht-
erstattung. Weiter so!

Andreas Hupfauf, München

Leserbrief zur Ausgabe 52 vom
23.12.2013 allgemein:
Herzlichen Dank für das Weihnachtsrätsel
2013 und ein Jahr interessante Berichterstat-
tung über den Parlamentsbetrieb in Berlin. 

Torsten Johanßon, Preetz

Leserbrief zur Ausgabe 52 vom
23.12.2013, Buchrezensionen auf den
Seiten 12/13:
Ich möchte die Gelegenheit nutzen und Sie
für ihre ausgewogene Berichterstattung in
„Das Parlament“ beglückwünschen. 
Dennoch würde ich mir eine vermehrte
Kommentierung des Politischen anstelle ei-
ner einfachen Reproduktion der Ereignisse
wünschen. Deshalb würde ich mich auch
über vermehrte Themenausgaben wie bei-
spielsweise die zu „50 Jahre Élysée-Vertrag“
freuen. In diesem Kontext ist mir auch die
große Anzahl an Buchrezensionen in Ihrer
Weihnachtsausgabe positiv aufgefallen, die
es ermöglicht, sich tiefer in bestimmte The-
menkomplexe einzulesen. Bitte mehr davon! 

Christian Eger, Jena 

Leserbrief zur Ausgabe 52 vom
23.12.2013, „Groko, die dritte“ auf Sei-
te 1:
Obwohl bei dem zu leistenden Amtseid der
Bundesregierung nach dem Grundgesetz
die religiöse Beteuerung „So wahr mir Gott
helfe“ weggelassen werden kann, haben sich
sowohl die Bundeskanzlerin als auch die ge-
samte Ministerriege für den himmlischen
Beistand entschieden. 
Bei Gerhard Schröders beiden rot-grünen
Koalitionen haben im Jahr 1998 sieben sei-
ner 14 Minister und im Jahr 2002 fünf sei-
ner 13 Minister beim Amtseid den 

Beteuerungszusatz nicht gesprochen. Schrö-
der verzichtete ebenfalls beide Male auf
Gottes Hilfe. In einem säkularisierten Staat,
in dem es keine Staatskirche gibt und Glau-
bensfreiheit besteht, hat dieser angehängte
Satz zur Eidesformel – mit der Anrufung
Gottes – meiner Meinung nach seine Recht-
mäßigkeit verloren. Der Ausdruck „So wahr
mir Gott helfe“ bewirkt eher die Assoziati-
on einer vorsorglichen Entschuldigung und
keinesfalls die Vermittlung von christlichen
Wertvorstellungen. Durch die Glaubensfrei-
heit ist der Glaube zur Privatsache geworden

und da soll er auch bleiben und praktiziert
werden. Deswegen wäre es begrüßenswert
und folgerichtig, wenn die öffentliche 
religiöse Bekundung aus dem Amtseid ge-
strichen wird. 

Hans-Dieter Seul, Berlin 

Leserbrief zur Ausgabe 52 vom
23.12.2013, „Mütterrente sorgt für
Streit“ auf Seite 6:
Die Berichterstattung in „Das Parlament“
unterscheidet sich wesentlich von der Be-
richterstattung im Politikteil regionaler Zei-

tungen. Dort sind die Artikel oft von einem
gefühlten Gleichschritt, einer Konformität
und einer einseitigen Betrachtungsweise 
gekennzeichnet. Das ist in „Das Parlament“
nicht so, weshalb Ihre Zeitung eine gute po-
litische Zeitung ist. 
Allerdings halte ich den Beitrag „Mütterren-
te sorgt für Streit“ für kritikwürdig. Der Titel
stimmt so nicht, denn die Erweiterung der
Regelung für Mütter, die vor 1992 Kinder zur
Welt gebracht haben, ist unstrittig. Strittig ist
allein, aus welchem Topf die Regierung die
Millionen entnehmen will. Schließlich steht

allen Müttern ab dem 1. Juli 2014 der erhöh-
te Beitrag zu – auch denen, die nie in die
Rentenkasse eingezahlt haben. 

Werner Rockstroh, Chemnitz

Leserbrief zur Ausgabe 1-3 vom
30.12.2013 allgemein:
„Das Parlament“ schätze ich sehr, da sie mir
gut aufbereitete, ausgewogene und gesell-
schaftlich relevante Informationen und Mei-
nungen bietet. Um so mehr bin ich verwun-
dert, in Ihrer Themenausgabe zum Ersten
Weltkrieg einen „blinden Fleck“ zu finden:
Für den Verlauf des Krieges und insbeson-
dere für den gegenüber Deutschland sehr
harten Friedensvertrag von 1919 spielt der
deutsche Überfall auf das neutrale Belgien
eine zentrale Rolle. Diesen Überfall auf Bel-
gien ignoriert Ihre Zeitung.
Zwar ist vom Schlieffen-Plan die Rede, die
brutale Konsequenz für Belgien wird jedoch
nicht erwähnt. Das Vorgehen der deutschen
Truppen bei Lüttich, die vom hartnäckigen
Widerstand der vorab im deutschen Gene-
ralstab als „Praliné-Soldaten“ verhöhnten
Verteidiger des überfallenen Belgien über-
rascht wurden, war von der willkürlichen
Erschießung hunderter Zivilisten und dem
vorsätzlichen Abbrennen ganzer Dörfer ge-
kennzeichnet.  
Ohne die deutsche Aggression gegen Bel-
gien ist der Erste Weltkrieg in seiner Ent-
wicklung und in seinen Konsequenzen
nicht zu verstehen. 

Wilfried Sauter, Essen 

SEITENBLICKE

Weiterführende Links 
zu den Themen dieser
Seite finden Sie in 
unserem E-Paper

Haben Sie Anregungen, Fragen oder
Kritik? Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1, 11011 Berlin
redaktion.das-parlament@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht die Meinung der
Redaktion wieder. Die Redaktion behält
sich vor, Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von „Das Parla-
ment“ erscheint am 24. Februar.
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NSU-Untersuchungsausschuss (Do),
Jahresbericht Deutsche Einheit (Fr)

Phoenix überträgt live ab 9 Uhr

Auf www.bundestag.de:
Die aktuelle Tagesordnung sowie die
Debatten im Livestream



Deutschland besitzt ein Er-
folgsmodell für eine lang-
fristig ökonomisch und so-

zial nachhaltige Entwicklung: das
Modell der sozialen Marktwirt-
schaft. Dazu gehört beides: innova-
tive, wettbewerbsfähige Unterneh-
men mit Unternehmerinnen und
Unternehmern, die zu einer höhe-
ren Investitionsquote beitragen,
und gute Löhne, die der Inflation
und der Produktivität Rechnung
tragen und den Spielraum für den
Wohlstandszuwachs der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer aus-
schöpfen.

Der Jahreswirtschaftsbericht
2014 will die Aufmerksamkeit auf
dieses deutsche Erfolgsmodell so-
ziale Marktwirtschaft richten, das
sich nicht zuletzt nach den Erschüt-
terungen in der Finanzmarktkrise
so glänzend bewährt hat. Wir sa-
gen: Lassen Sie uns das stärken, was
unserem Land in der Vergangenheit
gutgetan hat: eine Wirtschaftspoli-
tik – und übrigens auch eine Ener-
giepolitik –, die nicht nur einzelne
Interessen bedient, sondern die
ganze Gesellschaft im Blick hat,
und ein Versprechen von Wohl-
stand, das allen sozialen Schichten
etwas zu bieten hat.

Fairer Wettbewerb, die Effizienz
der Märkte nutzen sowie eine ge-
rechte Einbettung in soziale und
ökologische Rahmenbedingungen
sind in der Marktwirtschaft keine
Gegensätze, sondern Prinzipien,
die sich ergänzen und unsere Ge-
sellschaft produktiver und lebens-
werter machen.

Meine Damen und Herren, in
diesem Jahr liegt der Ausbruch des
Ersten Weltkrieges 100 Jahre zurück
und der Beginn des Zweiten Welt-

krieges 75 Jahre. Im Rückblick wird
klar: Nicht nur die Demokratisie-
rung unseres Landes war eine Leh-
re aus dieser Katastrophe, sondern
auch die Überwindung der scharfen
sozialen Gegensätze – von massen-
hafter Unsicherheit bis Arbeitslo-
sigkeit und Elend – war und bleibt
eine Lehre unserer Geschichte.
Wenn Historiker heute von der „ge-
glückten Demokratie“ der Bundes-
republik sprechen, meinen sie da-
mit auch und gerade den wirt-
schaftlichen Neuanfang, für den
Ludwig Erhard die Formel „Wohl-
stand für Alle“ gefunden hat. Na-
türlich gibt es auch in unserem
Land gute und weniger gute Tradi-
tionen; aber die soziale Marktwirt-
schaft gehört zu den besten Tradi-
tionen der deutschen Geschichte.
An ihr wollen wir auch in Zukunft
anknüpfen.

Ich verstehe die Wirtschaftspoli-
tik der Bundesregierung als Ange-
bot an engagierte Unternehmerin-
nen und Unternehmer, an das
Handwerk, an den Mittelstand und
auch an die Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer. Denn Wirt-
schaftspolitik ist eben auch immer
Gesellschaftspolitik. Sie soll mit-
helfen, stabile, soziale, gerechte
und faire Rahmenbedingungen für
unsere Gesellschaft zu schaffen.
Das Wirtschaftsministerium steht
als Haus der Wirtschaft Unterneh-
merinnen und Unternehmern des-
halb ebenso offen wie den Vertre-
tern der Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer und der Gewerk-
schaften. Sie alle miteinander sind
die Wirtschaft, und sie sind die So-
zialpartner unseres Landes.

In der Öffentlichkeit mag man
sich vielleicht darüber wundern,
dass der Jahreswirtschaftsbericht
vermutlich zum ersten Mal in der
Geschichte der Jahreswirtschaftsbe-
richte ein Dokument ist, in dem
steht, dass ein Wirtschaftsminister
den Mindestlohn für richtig emp-
findet.

Ich will gar nicht auf die Frage
eingehen, ob die Höhe des Min-
destlohns gerechtfertigt ist und ob
er schnell genug kommt. Das ist in
der politischen Debatte umstritten.
Ich will vielmehr darauf hinweisen,
dass der Mindestlohn nicht nur we-
gen seiner Höhe oder wegen seines
ökonomischen Beitrags für den ein-
zelnen Arbeitnehmer von Bedeu-
tung ist. Es geht im Kern in der De-

batte über die soziale Marktwirt-
schaft nämlich darum, dass Arbeit
und Leistung ihren Wert haben
müssen.

Der Wert der Arbeit und übrigens
auch die Würde und Wertschätzung
des arbeitenden Menschen müssen
in einer sozialen Marktwirtschaft
zum Ausdruck kommen. Man kann
wahrlich nicht sagen, dass ein Min-
destlohn von 8,50 Euro eine über-
schäumende Wertschätzung ist.

Aber er ist zumindest eine Ab-
kehr von dem unwürdigen und ent-
würdigenden Zustand, dass Men-
schen den ganzen Tag arbeiten und
hinterher trotzdem zum Sozialamt
gehen müssen. Damit muss in un-
serem Land Schluss sein.

Die soziale Marktwirtschaft ist
nicht deshalb groß
geworden, weil die
Menschen wussten,
dass nach Arbeit un-
mittelbar paradiesi-
sche Zustände ein-
treten. Aber sie
wussten – und das
war die Lebenser-
fahrung auch mei-
ner Generation –,
dass Arbeit sich lohnt und dass es
Stück für Stück besser werden kann.
Der Spruch der Eltern an die Adres-
se der Kinder „Du sollst es einmal
besser haben als wir“ wurde in vie-
len Generationen der Republik zur
Realität.

Wir haben heute – das ist eines
der Probleme der Marktwirtschaft –
einen gespaltenen Arbeitsmarkt.
Wir haben das Nichtvorhandensein
von Mindestlöhnen. Wir haben die
Zunahme von Leih- und Zeitarbeit.
Es gibt das Werksvertragsarbeitneh-
merunwesen. Das alles ist nicht nur
in ökonomischer Hinsicht ein Pro-
blem für die betroffenen Men-
schen, und es ist nicht nur sozial
ungerecht, sondern es ist im Kern
gegen die Idee der Marktwirtschaft
gerichtet, die besagt, dass Arbeit
und Leistung sich lohnen müssen
und dass es Menschen durch Arbeit
in ihrem Leben besser gehen muss.
Das ist das Problem dieser Entwick-
lung.

Es ist richtig, dass der Mindest-
lohn Eingang in den Koalitionsver-
trag gefunden hat. Es ist übrigens
auch gut, dass er mit dem Angebot
verbunden ist, zum System der Ta-
rifverträge zurückzukehren. Denn
dass in Ostdeutschland 70 Prozent

der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer keinen Tarifvertrag haben,
ist ein Zustand, an dem selbst die
schnelle Einführung eines Mindest-
lohns von 8,50 Euro nichts ändern
würde. Wir wollen nicht nur Min-
destlöhne. Wir wollen gute Tarif-
löhne in unserem Land. Das ist das,
was wir eigentlich erzeugen wollen.

Ich mache übrigens für den Ge-
danken kein Urheberrecht geltend.
Einer der Gründerväter der sozialen
Marktwirtschaft, Walter Eucken, so-
zusagen der Ordoliberale unseres
Landes, hat vor mehr als 60 Jahren
präzise das Gleiche formuliert.
Lohnverfall hat er als Anomalie des
Arbeitsmarktes bezeichnet. Wo der
Arbeitsmarkt nachhaltig anomal,
weil vermachtet ist, da wird – ich zi-
tiere – „die Festsetzung von Min-
destlöhnen akut“.

Darauf zu setzen, zeigt eine im
Kern ordoliberale Vorstellung. Das
Problem ist, dass in der Vergangen-
heit manche das Buch von Ludwig
Erhard zwar hochgehalten, aber
möglicherweise nur die Klappen-
texte gelesen haben.

Meine Damen
und Herren, die Ein-
führung eines Min-
destlohns ist nicht
nur sozialpolitisch,
sondern auch wirt-
schaftspolitisch ge-
boten. Der Mindest-
lohn ist sozusagen
Kernbestandteil der
sozialen Marktwirt-

schaft. Hatten wir Jahre, in denen
die Steigerung von Löhnen und Ge-
hältern nicht die Produktivitätsfort-
schritte und manchmal nicht ein-
mal die Inflationsentwicklung wi-
derspiegelten, so werden sich – das
ist die Projektion des Jahreswirt-
schaftsberichtes 2014 – Löhne und
Gehälter nun endlich wieder ent-
lang von Produktivität und Inflati-
onsrate entwickeln.

Ich habe gestern erleben müssen,
dass meine Formulierung, es sei
gut, wenn sich Löhne und Gehälter
entlang von Produktivität und In-
flationsrate entwickelten, als Auf-
forderung zur Lohnzurückhaltung
kritisiert worden ist. Ich habe – das
will ich hier einmal deutlich sagen
– mit 19 Jahren meinen ersten
Lehrgang bei der IG Metall besucht,
nämlich den Funktionärslehrgang
1. Das sollten Sie auch einmal tun.

Dort habe ich gelernt, was eine
gewerkschaftliche Lohnforderung
ist. Diese setzt sich zusammen aus
dem Ausgleich der Inflationsrate,
der Zunahme der Produktivitätsra-
te und, wenn Gewerkschaften rich-
tig kräftig sind, aus dem Element
der Umverteilung. Zwei Drittel der
Forderung der IG Metall hinsicht-
lich der Zusammensetzung der

Lohnsteigerung sind in diesem Jah-
reswirtschaftsbericht zu finden,
und Sie von der Opposition kriti-
sieren das immer noch. Also, ich
verstehe Sie nicht.

Es ist volkswirtschaftliche Nor-
malität und Grundlage jeder Tarif-
verhandlung, Tariferhöhungen da-
ran zu orientieren, wie sich Produk-
tivität und Inflationsrate entwi-
ckeln. Dann muss man schauen, ob
man die Kraft hat, noch ein biss-
chen mehr zu erreichen.

In unserem Land hatten wir in
den letzten Jahren eher sinkende
Reallöhne. Jetzt haben wir mit einer
Reallohnsteigerung von 1,1 Prozent
die stärkste Steigerung seit 2010.
Wir gehen in der Prognose davon
aus, dass die durchschnittliche Er-
höhung der Löhne bei 2,7 Prozent
liegen wird. Das ist aber der Durch-
schnitt für die gesamte Volkswirt-
schaft. Natürlich wird es Tarifberei-
che geben, in denen die Lohn- und
Gehaltsentwicklung darüber liegen
wird.

Ich finde diese Lohnentwicklung
in Deutschland gut; denn wir sehen
anhand der Jahresprojektion, dass
das wirtschaftliche Wachstum unse-
res Landes in den nächsten Jahren
im Wesentlichen durch die Binnen-
konjunktur getragen werden wird.

Der Mindestlohn, die Verhinde-
rung von Rentenkürzungen nach
langen Arbeitsjahren und die ge-
sellschaftliche Akzeptanz von Er-
ziehungsleistungen, die mit einer
höheren Rente verbunden sind –
das sind die Beschlüsse der Bundes-
regierung zur Rentenpolitik –, stär-
ken die Kaufkraft im Land. Das ist
auch wichtig, weil das prognosti-
zierte Wirtschaftswachstum von 1,8
Prozent in diesem Jahr sowie im
kommenden Jahr und im weiteren
Verlauf von sogar 2 Prozent ganz
wesentlich von der Binnenkon-
junktur getragen wird.

Deshalb gibt es die Entwicklung,
dass Menschen wie im letzten auch
in diesem Jahr mit steigenden Ein-
kommen rechnen können. Die
Menschen in Deutschland haben
übrigens das Gefühl, dass sich die
Wirtschaft gut entwickelt und sie
keine Sorgen um ihre Arbeitsplätze

DEBATTENDOKUMENTATION

Sigmar Gabriel (*1959)
Bundesminister 

Sigmar Gabriel, SPD, Bundesminister für Wirtschaft und Energie:

Die soziale Marktwirtschaft 
ist ein deutsches Erfolgsmodell 

Es ist richtig,
dass der

Mindestlohn
Eingang in den

Koalitionsvertrag
gefunden hat.

Regierungserklärung zur Sozialen Marktwirtschaft / 14. Sitzung des 18. Deutschen Bundestages am 13. Februar 2014
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haben müssen. Das ist die Grund-
lage für den wirtschaftlichen Auf-
schwung. Das ist die Grundlage da-
für, dass wir auch im europäischen
Vergleich einen Teil der Kritik, die
die Europäer an uns haben, näm-
lich dass wir zu geringe Löhne hät-
ten, zurückweisen können; denn
dann, wenn sich die ökonomische
Entwicklung unseres Landes gut
darstellt, gibt es Tarifabschlüsse
mit höheren Löhnen.

Wir sehen, dass in diesem Jahr
die Importe erheblich zunehmen
werden. Der Export, obwohl er
nach wie vor ein wichtiger Be-
standteil der deut-
schen Wirtschaft ist,
treibt nicht alleine
das Wirtschafts-
wachstum an. Des-
halb freuen wir uns
darüber, dass die
gute Lohn- und Ein-
kommensentwick-
lung im letzten und
in diesem Jahr dazu
führen wird, dass sich die Binnen-
konjunktur in unserem Land stär-
ker entwickeln wird.

Meine Damen und Herren, die
Exporte nehmen zu. Das ist Aus-
druck der hohen Wettbewerbsfä-
higkeit der deutschen Industrie.
Für die Importe gilt das aber eben
auch. Nur eine Bemerkung zum
Thema Leistungsbilanzüberschuss:
Durch die Importsteigerungen re-
duzieren wir diesen Überschuss
ein bisschen. Man sollte aber auch
noch einmal deutlich sagen, dass
die hohen Exporte unseres Landes
vor allen Dingen Ausdruck der In-
novationskraft und der hohen Pro-
duktivität unserer Unternehmen
sind – nichts anderes.

Die Grundlage dieser hohen Pro-
duktivität sind Forschung und Ent-
wicklung und die hohe Qualifikati-
on unserer Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer. Das ist die
Grundlage des Erfolges der Unter-
nehmen und der guten Exportzah-
len.

Die deutsche Industrie zieht Vor-
leistungen ins Land, die wir übri-
gens auch dringend brauchen;
denn sie sind Teil unserer und Teil
der europäischen Wertschöpfungs-
kette. Diese stützen auch die Erho-
lung in Europa; denn ein Großteil
der Einfuhren der europäischen
Länder kommt von ihren europäi-
schen Handelspartnern.

Meine Damen und Herren, zen-
trale Stütze des Aufschwungs in
diesem Jahr wird aber, wie schon
gesagt, der private Konsum sein.
Nach einer Steigerung des privaten
Konsums um real 0,9 Prozent im
letzten Jahr - das entspricht einem
Wachstumsbeitrag von 0,5 Pro-
zentpunkten – erreichte der Kon-
sumklimaindex im Januar den
höchsten Wert seit der Finanzkrise.

Dass die Deutschen der Mei-
nung sind, dass sie mehr konsu-
mieren können, weil sie höhere
Einkünfte haben, und glauben,
dass ihre Jobs sicher sind, macht
das doch nicht schlecht.

Es ist schwer, das zu kritisieren.
Selbst Sie müssten sich eigentlich
darüber freuen.

Ich dachte, 240 000 zusätzliche
Arbeitsplätze und ein Beschäfti-
gungsstand mit einem Rekordwert
von 42,1 Millionen Personen sind
ein Grund zur Freude – auch für
Sie.

Die zweite wichtige Stütze für
das Wirtschaftswachstum in die-
sem Jahr sind die Investitionen. Bei
den Unternehmensinvestitionen
haben wir im vergangenen Jahr die
Trendwende geschafft. Für das Jahr
2014 erwarten wir einen spürbaren

Anstieg um 4 Pro-
zent.

Angesichts der
zunehmenden Ka-
pazitätsauslastung
investieren die Un-
ternehmen verstärkt
in neue Maschinen
und Ausrüstungen.
Das ist ein ausge-
sprochen positives

Signal. Das Land braucht dringend
neue Investitionen. Wir dürfen
nicht zusehen, wie das Anlagekapi-
tal der Unternehmen veraltet, wie
die öffentliche Infrastruktur auf
Verschleiß läuft und wie Straßen,
Schienen, Brücken oder auch kom-
munale Gebäude vor die Hunde ge-
hen, und wir dürfen auch die digi-
tale Moderne nicht verschlafen und
müssen die Investitionen in Breit-
bandnetze vorantreiben – insbe-
sondere im ländlichen Raum, weil
die kleinen und mittelständischen
Betriebe dort ansonsten einen mas-
siven Wettbewerbsnachteil hätten.

Der Blick auf die aktuell günsti-
ge Konjunkturlage darf uns aber
nicht die Augen davor verschließen
lassen, dass es natürlich auch er-
hebliche Risiken und Herausforde-
rungen gibt. Ich will ein paar davon
nennen:

Da ist erstens die Entwicklung im
Euro-Raum. Wir müssen nach wie
vor um die Stabilisierung des Euro-
Raums und Europas kämpfen. Das
heißt, neben der Konsolidierung
und Strukturreformen müssen wir
in Wachstum und Arbeit in Europa
investieren.

Zweitens. Wir sehen es gerade in
den Schwellenländern: Die Regu-
lierung der Finanzmärkte, insbe-
sondere des Schattenbankenwe-
sens, ist nach wie vor eine der wich-
tigsten Aufgaben, vor denen wir
stehen.

Dort entstehen die Risiken für
die Realwirtschaft, und ich kann
nur hoffen, dass es uns trotz der
Schwierigkeiten gelingt, die Ban-
kenunion in diesem Jahr unter
Dach und Fach zu bekommen. Auf-
grund der aktuellen Debatte darauf
zu schließen, dass sie ein Jahr spä-
ter oder noch später kommt, wäre,
glaube ich, ein ganz schlechtes Sig-
nal für die Stabilität im Euro-
Raum.

Aber auch im Inland gibt es eine
ganze Reihe von Herausforderun-
gen. Eine davon ist zum Beispiel
die zu geringe Investitionsquote.

Wenn wir das von der OECD gefor-
derte Niveau erreichen wollen,
dann müssen wir wesentlich mehr
tun, als wir derzeit schaffen. Selbst
die erhöhten Investitionen durch
die Bundesregierung im Verkehrs-
sektor, in Hochschulen und im
Städtebau reichen nicht aus.

Ich bin gestern gefragt worden,
welche Chance wir haben, die öf-
fentlichen Investitionen zu verstär-
ken. Die Debatte über die Finanz-
beziehungen von Bund, Ländern
und Gemeinden, die wir im Koali-
tionsvertrag festgelegt haben – es
geht dabei darum, Aufgaben und
Finanzverantwortung endlich wie-
der zusammenzubringen –, muss
im Ergebnis zur finanziellen Ent-
lastung der Kommunen führen;
denn zwei Drittel der öffentlichen
Investitionen tätigen nicht Bund
und Länder, sondern Städte und
Gemeinden. Diese müssen wir in
ihrer Finanzkraft wieder stärken.
Dann sind wir auch in der Lage,
mehr zu investieren.

Wir haben erheblichen Nachhol-
bedarf in der öffentlichen Infra-
struktur. Wir haben Schwierigkei-
ten im Bereich der Energiekosten.
Natürlich erhöhen wir mit unseren
Beschlüssen zur Rente, zur Pflege-
versicherung und zum Arbeits-
markt die Arbeitskosten der deut-
schen Wirtschaft. Das darf nie-
mand verschweigen. Umso wichti-
ger ist es, dass wir die Kosten nicht
auch noch im Energiebereich und
in anderen Bereichen weiter anstei-
gen lassen. Unser ganzes Augen-
merk muss daher darauf gerichtet
sein, im Rahmen der Energiewende
Versorgungssicherheit und Kosten-
entwicklung in den Griff zu be-
kommen.

Ich verzichte heu-
te auf eine Reihe
von Bemerkungen
zur Energiepolitik,
weil wir im Haus
noch ausreichend
Gelegenheit haben
werden, darüber zu
sprechen.

Die Dynamik der
Unternehmensgründungen ist zu-
rückgegangen. Wir haben Schwie-
rigkeiten bei der Umsetzung von
Forschungsergebnissen in indus-
trielle Prozesse. Es gibt also eine
Reihe von Herausforderungen, die
wir in unserem Land bewältigen
müssen, um Rahmenbedingungen
zu erhalten, mit denen wir dafür
sorgen, dass diese wirtschaftliche
Entwicklung nicht nur im Moment
als positiv erscheint, sondern auch
nachhaltig fortgeschrieben wird.

Ostdeutschland – das wird in
der nächsten Woche die Debatte
um den Jahresbericht zum Stand
der Deutschen Einheit zeigen – hat
bei allen Erfolgen immer noch er-
hebliche Investitions-, Produktivi-
täts- und Lohnlücken. In der ost-
deutschen Wirtschaft haben sich
inzwischen industrielle Kerne ge-
bildet. Gerade in dieser Woche war
ich bei einem Unternehmen in
Leipzig, in dem eine halbe Milliar-

de Euro in die Produktion inves-
tiert wurde. Viele gute Beispiele
zeigen: Die Reindustriealisierung
in Ostdeutschland ist in vielen Be-
reichen gelungen. Aber wir dürfen
bei der regionalen Wirtschaftsför-
derung nicht nachlassen.

Diesem Ansatz entspricht auch
die Idee, dass wir im Zusammen-
hang mit der Reform der Gemein-
schaftsaufgabe für die Förderung
der regionalen Wirtschaft nicht nur
die Mittel wieder anheben, son-
dern in Zukunft auch Förderstruk-
turen entwickeln, bei denen wir,
wie das meine Kollegin in Nord-
rhein-Westfalen immer sagt, nicht
nach Himmelsrichtungen fördern,
sondern da fördern, wo der wirt-
schaftliche und soziale Nachholbe-
darf am größten ist. Ohne Zweifel
ist das auch in Zukunft in weiten
Bereichen Ostdeutschlands der
Fall. Wir haben Erfolge. Aber wir
dürfen uns mit ihnen nicht zufrie-
dengeben.

Nicht zuletzt ist auch die De-
ckung des Fachkräftebedarfs in den
kommenden Jahren eine der größ-
ten Herausforderungen. Wir haben
uns deshalb im Koalitionsvertrag
die Allianz für Fachkräfte auf die
Fahne geschrieben. Ich bin aller-
dings – das gebe ich zu – bei sol-
chen Allianzen gelegentlich er-
nüchtert. Da wird oft sehr viel be-
sprochen. Aber am Ende muss man
aufpassen, dass das, was verabredet
ist, auch umgesetzt wird. Wenn der
Streit um Zuständigkeiten unsere
einzige Aktivität ist, werden wir am
Ende scheitern. Deswegen sollten
wir uns konkrete Ziele setzen: we-
niger Schulabbrecher, mehr Ausbil-
dungsplätze, bessere Vereinbarkeit

von Familie und Be-
ruf, mehr Chancen
für Frauen und na-
türlich auch ein für
Z u w a n d e r i n n e n
und Zuwanderer of-
fenes Land, das sich
über diese Zuwan-
derung freut.

Wir mobilisieren
in dieser Legislatur-

periode 6 Milliarden Euro zur Ent-
lastung von Ländern bei der Finan-
zierung von Kitas, Schulen und
Hochschulen. 3 Milliarden Euro
kommen dem Aufwuchs bei der
universitären Forschung zugute.
Wir investieren in Köpfe, vor allem
auch in umsetzungsfähige und an-
wendungsnahe Ideen.

Das, was der Jahreswirtschafts-
bericht abbildet, ist einerseits das
Ergebnis einer guten wirtschaftli-
chen Entwicklung. Politische Rah-
menbedingungen haben in den
letzten zehn Jahren dazu geführt,
dass Unternehmen flexibel und in-
novativ sein konnten und Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer
ihre Qualifikation zugunsten der
wirtschaftlichen Leistungsfähig-
keit einsetzen konnten. Der Be-
richt markiert andererseits die He-
rausforderungen, denen wir uns in
diesem Jahr und in den kommen-
den Jahren stellen werden und bei

denen wir auch nachhaltige Erfol-
ge haben werden.

Eine der Möglichkeiten, den Er-
folg fortzuschreiben, ist die Neu-
verhandlung des Transatlantischen
Freihandelsabkommens. Ich sage
das deshalb, weil in der öffentli-
chen Debatte zu Recht Sorgen ge-
äußert werden: hinsichtlich der
Gefahr einer Absenkung von sozia-
len Rechten, hinsichtlich der Ge-
fahr von Lohndumping, auch hin-
sichtlich der Absenkung von kultu-
rellen Standards, die wir in unse-
rem Land erreicht haben.  Aber nur
die Sorgen zu formulieren und die
Chancen eines Freihandelsabkom-
mens zu verschweigen, ist auch
nicht der richtige Umgang mit die-
sem Thema. Ich finde, woran wir
ein Interesse haben müssen, ist,
dass das Freihandelsabkommen
nicht zum Dumpingabkommen
wird, in keinem Bereich. Dafür
werden wir uns miteinander ein-
setzen.

Wir wollen keine neue Runde der
blinden Privatisierung öffentlicher
Dienstleistungen. Das wollen wir
nicht.

Aber wir wollen die Chance nut-
zen, zwischen der Europäischen
Union und Amerika den größten
Freihandelsmarkt der Welt zu er-
zeugen und übrigens damit in un-
serem Land und in anderen Län-
dern ganz erheblichen wirtschaftli-
chen Erfolg und neue Arbeitsplätze
zu schaffen. Ich glaube, wir brau-
chen beides.

Die Bundesregierung ist dazu be-
reit, eine transparente Debatte über
das Freihandelsabkommen zu füh-
ren. Ich jedenfalls bin auch persön-
lich dazu bereit, zu erläutern, wo
aus meiner Sicht Risiken und Auf-
gaben liegen und worauf man ach-
ten muss, damit erreichte europäi-
sche und deutsche Standards nicht
nivelliert werden. Aber ich finde,
wir müssen in der Öffentlichkeit
auch darstellen, was wir für Chan-
cen mit diesem Freihandelsabkom-
men haben, damit nicht der Ein-
druck entsteht, dies sei sozusagen
ein Freihandelsabkommen für
amerikanische Spionage. Darum
geht es gerade nicht, meine Damen
und Herren.

Nein, es geht darum, dass wir ei-
ne Chance schaffen für viele, viele
Leute in diesem Land, die Zu-
kunftsperspektiven für sich und
übrigens auch für ihre Kinder
brauchen. Das, glaube ich, geht,
wenn man Debatten unideolo-
gisch, pragmatisch und unter Wah-
rung der eigenen Interessen führt.
So können wir gemeinsam wirt-
schaftlichen Erfolg für unser Land
herstellen, und der bedeutet im-
mer Erfolg für Unternehmen, aber
auch Erfolg und faire und gerechte
Arbeits- und Lebensbedingungen
für Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer. Beides ist Gegenstand
der sozialen Marktwirtschaft, und
die wollen wir weiterentwickeln.

(Anhaltender Beifall bei der SPD und

der CDU/CSU)

Fortsetzung von Seite 1: Sigmar Gabriel (Bundesminister für Wirtschaft und Energie)

Wir haben 
erheblichen

Nachholbedarf
in der

öffentlichen
Infrastruktur.

Für 2014 
erwarten wir

einen spürbaren
Anstieg der

Investitionen
um vier Prozent.



Ich lese Ihnen einmal vor, was ein
tapferer Oppositionspolitiker
vor etwa einem Jahr an diesem

Pult der schwarz-gelben Regierung
entgegengeschleudert hat:

25 Prozent der Beschäftigten in
Deutschland arbeiten in sogenann-
ten prekären Beschäftigungsverhält-
nissen …

Jeder zweite neu zu besetzende Ar-
beitsplatz ist befristet. …

Wir reden in Deutschland nicht
nur über Altersarmut. Wir reden
auch über Jugendarmut, Familienar-
mut, die Armut der Alleinerziehen-
den … Früher galt in unserem Land:
Fleiß und Anstrengung lohnen sich.
Heute führt nicht Leistung zum Auf-
stieg, sondern Beziehungen, Her-
kunft, Vermögen, im Zweifel Erb-
schaften. … 80 Prozent der Gemein-
wohllasten werden von den ganz
normalen Menschen … getragen.
Nur 12 Prozent der Gemeinwohllas-
ten tragen die Einkommensbesitzer
von Kapital und Vermögen.

So weit die Anklage.
Tja, der tapfere Oppositionspoliti-

ker ist heute Wirtschaftsminister, re-
det von sozialer Marktwirtschaft und
guten Löhnen. Herr Gabriel, das ist
vollkommen unglaubwürdig. Was
wollen Sie an den hier kritisierten
Verhältnissen in der Substanz wirk-
lich ändern? Gar nichts wollen Sie
ändern, wenn ich Ihren Koalitions-
vertrag richtig gelesen habe.

Sachgrundlose Befristung verbie-
ten? Fehlanzeige. Werkverträge, Leih-
arbeit? Nichts als heiße Luft. Nach
neun Monaten soll es gleiche Bezah-
lung geben. Aber so lange ist leider
kaum einer in einem Unternehmen.

Kinderarmut? Altersarmut? Die
Verbesserungen bei der Rente, die Sie
ja vornehmen, gehen aber an den
wirklich von Altersarmut Bedrohten
oder Betroffenen komplett vorbei.
Oder gar Vermögensteuer oder hö-
herer Spitzensteuersatz für Reiche?
Gott bewahre.

Während Sie hier den Macher
spielen, Herr Gabriel, ist Ihre Politik
in Wahrheit jämmerlich, weil Sie al-
les fortsetzen, was vorher der Fall
war.

Jetzt erzählen Sie uns etwas von
Beschäftigungsboom und fröhli-
chen Konsumenten. Das ist wirklich
sehr originell. Als uns Herr Rösler
das Gleiche erzählt hat, sahen die Er-
gebnisse so aus: 0,7 Prozent Wachs-
tum 2012 und 0,4 Prozent Wachs-
tum 2013, also Stagnation. Selbst
diese wäre ohne den riesigen Export-
überschuss nicht möglich gewesen.
Aber jetzt soll ja die große Konsum-
welle auf Deutschland zurollen.

Nun habe ich mit Zustimmung
zur Kenntnis genommen, dass Sie
die Tarifforderungen zum Beispiel
von Verdi unterstützen. Ich hoffe,
dass das nicht nur Dampfplauderei
ist. Wenn das tatsächlich Koalitions-
position ist, dann müssten diese Ver-
handlungen ja relativ schnell zum
Abschluss kommen. Das wäre ohne
Zweifel gut.

Allerdings reicht das nicht. Es ist
doch kein Zufall, dass exakt seit der
Agenda 2010 in Deutschland der
Konsum stagniert.

Schauen Sie sich doch die Einzel-
handelsumsätze an! Ja, es steigen die
Ausgaben für Lebensmittel, Energie
und Mieten. Aber der Einzelhandel
stagniert und hatte im letzten De-
zember sogar einen Einbruch zu ver-
zeichnen, und das nicht, weil die
Menschen in Deutschland keine
Lust mehr haben, sich Geschenke zu
Weihnachten zu machen. Vielmehr
stagniert der Einzelhandel, weil die
Lohnentwicklung nach wie vor mies
ist. Das letzte Jahr war eben kein po-
sitives Beispiel. Der Einzelhandel
stagniert, weil die Rentenentwick-
lung nach wie vor miserabel ist, weil
seit Jahren die Rentenerhöhungen
noch nicht einmal die Inflation aus-
gleichen.

Natürlich fressen auch die explo-
dierenden Strompreise, die Sie nicht
senken wollen, einen großen Teil des
Haushaltsbudgets der Menschen
weg. Das heißt, es liegt letztendlich
daran, dass die Menschen schlicht
nicht mehr genug Geld im Porte-
monnaie haben, um sich den Kon-
sum leisten zu können, den sie sich
liebend gern leisten würden.

Daran wird sich nichts ändern, so-
lange Sie an Leiharbeit, Werkverträ-
gen, Hartz IV und Rentenkürzungen
festhalten.

Ich sage Ihnen zum Mindestlohn:
Wir brauchen nicht löchrige 8,50
Euro irgendwann, sondern endlich
10 Euro die Stunde, und zwar sofort
und flächendeckend. Das entspricht

auch dem Maßstab unserer europäi-
schen Nachbarländer.

Auch die Investitionen sollen
plötzlich brummen, sagt Herr Ga-
briel. Man fragt sich nur, warum. Et-
wa seit der Jahrtausendwende inves-
tieren deutsche Unternehmen deut-
lich weniger als ihre Wettbewerber,
und das, obwohl die Gewinne gera-
de großer Unternehmen wegen
Lohndrückerei und Steuerentlastun-
gen sprudeln wie nie zuvor. Aber was
haben denn diese Unternehmen mit
den ganzen geschenkten Milliarden
gemacht? Sie haben jährlich etwa
viermal so viel Dividenden ausge-
schüttet wie in den 90er-Jahren üb-
lich. Sie haben die Gehälter ihres
Topmanagements hochgetrieben,
und sie haben über 300 Milliarden
Euro als Barreserven gebunkert. Das
heißt, das ganze geschenkte Geld ist
direkt auf die Konten der oberen
Zehntausend geflossen. Mästung der
Millionäre zulasten von Beschäftig-
ten und öffentlichen Einnahmen,
das war die Politik der Bundesregie-
rung, und genau diese Politik setzen
Sie fort, Herr Gabriel.

Auch die öffentlichen Investitio-
nen, von denen Sie geredet haben,
sind seit Jahren auf einem Tiefstand.
Das Deutsche Institut für Wirt-
schaftsforschung hat im letzten Jahr
vorgerechnet, dass die öffentliche
Hand 80 Milliarden Euro mehr im
Jahr investieren müsste, um we-nigs-
tens den Verschleiß der öffentlichen
Infrastruktur – Straßen- und Schie-
nennetze usw. – auszugleichen. Jetzt

kündigen Sie fröhlich mehr öffentli-
che Investitionen an. Angesichts der
steuerpolitischen Entscheidungen
der Großen Koalition fragt man sich
allerdings: Haben Sie neuerdings ei-
ne Maschine zum Gelddrucken?
Oder wer soll es bezahlen, vielleicht
am Ende die Autofahrer über die
Maut? Die kleinen Leute abzukassie-
ren, weil man sich an die Millionäre
und Großverdiener nicht herantraut,
das war schon der gemeinsame Nen-
ner der letzten Großen Koalition.
Aber eine solche Politik kann nur in
die Stagnation oder zu Schlimme-
rem führen. Das erleben wir ja euro-
paweit.

Der Ökonom Paul Krugman hat
vor kurzem festgestellt, dass Europa
heute eine schlechtere Wirtschafts-
entwicklung vorzuweisen hat als
nach der großen Weltwirtschaftskri-
se in den 30er-Jahren. Wer dafür ver-
antwortlich ist, sagt er auch, und
zwar in ziemlich deutlichen Worten
– ich zitiere Krugman –:

Es stimmt schon, harthäutige,
starrköpfige Konservative haben die
Politik bestimmt, aber ermutigt und
begünstigt worden sind sie von rück-
gratlosen, wirrköpfigen Politikern
der gemäßigten Linken.

Rückgratlose, wirrköpfige Politi-
ker, das ist das Urteil des Wirtschafts-
nobelpreisträgers Krugman über
Leute wie Sie, Herr Gabriel.

Nun habe ich zur Kenntnis ge-
nommen, Herr Gabriel, dass je-
mand, der die EU-Kommission eher
für einen Hort des Wirtschaftslibera-
lismus und Wirtschafts-lobbyismus
als für ein glühendes Beispiel funk-
tionierender Demokratie hält, in Ih-
ren Augen ein Antieuropäer ist.

Aber da muss ich Sie, Herr Gabriel,
wirklich bemitleiden, weil Sie von
Antieuropäern in diesem Sinne of-
fensichtlich geradezu umzingelt
sind. Ich erinnere mich zum Beispiel

daran, dass die Herren Habermas,
Nida-Rümelin und Bofinger im letz-
ten August einen Aufsatz verfasst ha-
ben, nachdem sie sich mit Ihnen un-
terhalten haben, in dem es hieß, dass
die Entwicklung Europas als – Zitat –
„Umwandlung der sozialstaatlichen
Bürgerdemokratie in eine marktkon-
forme Fassadendemokratie“ zu kriti-
sieren ist. Fassadendemokratie! Die-
ses europafeindliche Machwerk hat
die SPD bis heute auf ihrer Webseite 
stehen. Also nicht nur in der Linken,
Herr Gabriel, offensichtlich auch in
Ihrer Partei lauern die Europafeinde.

Die waren es wahrscheinlich auch,
die Jürgen Habermas zu Ihrer letzten
Klausur eingeladen haben, auf der er
Ihnen ziemlich deutlich gesagt hat,
was er von Ihrer Europapolitik hält.
„Europaumarmende Sonntagsrheto-
rik“ sei das, während Sie gleichzeitig
– ich zitiere Habermas – „eine strikt
anlegerfreundliche Politik“ betrei-
ben, „um den Preis der politischen
Entwürdigung ganzer Völker“ und
ihres sozialen Absturzes. Europäi-
sche Völker entwürdigen und in den
sozialen Absturz treiben und gleich-
zeitig die deutschen Steuerzahlerin-
nen und Steuerzahler mit immer
neuen Milliardenbeträgen zur Ret-
tung von Banken und Anlegern be-
lasten, das ist offensichtlich in Ihren
Augen, Herr Gabriel, eine proeuro-
päische Politik. Da kann ich nur sa-
gen: Wenn Europa solche Freunde
hat, dann braucht es keine Feinde
mehr.

Die Linke jedenfalls wird Ihrer Eu-
ropapolitik für Banken und Millio-
näre auch in Zukunft vehement wi-
dersprechen, und das Gleiche gilt für
Ihre Wirtschaftspolitik, die nichts
daran ändern wird, dass dieses Land
sozial und wirtschaftlich immer tie-
fer gespalten ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Sahra Wagenknecht (*1969)
Landesliste: Nordrhein-Westfalen

Dr. Sahra Wagenknecht, DIE LINKE:

Wenn Europa solche Freunde hat,
dann braucht es keine Feinde mehr
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Frau Wagenknecht, zuerst hatte
ich überlegt, ob ich auf Sie ein-
gehe. Aber wenn ich mir diesen

Quatsch anhören muss, dann tut das
schon weh.

Es sind körperliche Schmerzen, die
man hier erleidet, und dann ist es bes-
ser, man vergisst es einfach und geht
gar nicht groß darauf ein. Denn Sie
haben bis jetzt nicht kapiert, dass es
Deutschland gut geht. Ich würde ger-
ne einmal von Ihnen hören, dass
Deutschland im Vergleich zu anderen
Ländern heute das führende Land in
Europa ist, dass wir und die Politik der
Bundeskanzlerin dafür gesorgt haben,
dass es in Europa wieder aufwärtsgeht

und sich Länder langsam, aber sicher
aus der Krise herausentwickeln.

Was ist denn mit Irland? Was ist
mit Spanien? Was ist mit Grie-
chenland? Diese Länder sind auf
dem Sprung, aus der Krise, in der
sie sich lange Jahre befunden ha-
ben, wieder herauszukommen.
Dafür können wir dankbar sein.
Das war eine vernünftige Politik,
das war Konsolidierungspolitik.
Nur, davon verstehen Sie einfach
nichts; Sie führen Ihr kommunis-
tisches Gelaber immer weiter.

Michael Fuchs (*1949)
Wahlkreis: Koblenz

Dr. Michael Fuchs, CDU/CSU:

Eine Erfolgsstory, die wir
weiterführen müssen

Fortsetzung auf Seite 4
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Deutschland geht es gut. Dafür
haben eine Menge Politiker gesorgt.
Ich bin fair genug, um zu sagen, dass
das natürlich mit Gerhard Schröder
und der Agenda 2010 angefangen
hat.

Wir haben Maßnahmen ergriffen,
die den Arbeitsmarkt verbessert ha-
ben, und wir haben Maßnahmen 
ergriffen, die dazu geführt haben,
dass wir heute in Deutschland die
höchste Beschäftigungsrate haben,
die es jemals gegeben hat. Der Bun-
desminister hat voll-
kommen zu Recht
eben auf 42,1 Millio-
nen Erwerbstätige in
Deutschland hinge-
wiesen. Diese Zahl
hat es noch nie gege-
ben. Wir haben
knapp 30 Millionen
sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftig-
te. Auch diese Zahl hat es noch nie
gegeben. Das ist eine Erfolgsstory,
und die müssen wir weiterführen.

Die Beschäftigungslage ist so gut,
wie es seit Jahrzehnten nicht der Fall
war. Wir haben eine ständig sinken-
de Arbeitslosigkeit, wir haben die
niedrigste Jugendarbeitslosigkeit in
Europa, wir haben die niedrigste Ar-
beitslosigkeit überhaupt in Europa.
Vor allen Dingen bei der Reduzie-
rung der Jugendarbeitslosigkeit ha-
ben wir ein Erfolgsmodell. Ich bin
den Unternehmen dafür dankbar,
dass sie viel ausbilden; denn das ist
der richtige Weg.

Wir müssen auch weiterhin dafür
sorgen, dass mehr junge Menschen
in Arbeit kommen. Wir haben, nach
dem OECD-Standard gerechnet, im-
mer noch eine Jugendarbeitslosigkeit
von ungefähr 7 Prozent. Das sind im-
mer noch 7 Prozent zu viel. Wir müs-
sen den jungen Leuten eine Perspek-
tive geben.

Wenn ich den OECD-Standard auf
andere Länder anwende – zum Bei-
spiel auf Spanien, wo die Jugendar-
beitslosigkeit bei annähernd 55 Pro-
zent liegt; selbst Frankreich, unser di-
rektes Nachbarland, hat 
eine Jugendarbeitslosigkeit von 25
Prozent; in anderen Ländern ist sie
noch höher; in Griechenland liegt sie

bei rund 60 Prozent –, stelle ich fest:
Der Kampf gegen die Jugendarbeits-
losigkeit ist eine zentrale europäische
Aufgabe. Die Maßnahmen, die die
Bundeskanzlerin der EU-Kommissi-
on angeraten hat, greifen. Das Ganze
werden wir weiter verfolgen.

Meine Damen und Herren, auch
was den Aufschwung angeht, ist
Deutschland die Lokomotive. Die
Wachstumszahl von 1,8 Prozent in
diesem Jahr, die der Minister eben
verkündet hat, ist konservativ ge-

schätzt. Ich gehe da-
von aus, dass der Fi-
nanzminister ein
bisschen den Dau-
men draufgehalten
hat, damit diese
Schätzung nicht zu
hoch ausfällt. Sie,
Herr Gabriel, haben
Ihre Wachstums-
schätzung nach Ih-

rem Jahreswirtschaftsbericht aus-
schließlich auf den Binnenmarkt
konzentriert. Danach erwarten Sie
für den Export so gut wie kein Wachs-
tum. Doch da bin ich ein klein biss-
chen optimistischer als Sie. Beispiels-
weise haben die deutschen Exporte
nach China im letzten Monat ein
Wachstum von 10,6 Prozent ver-
zeichnet. Das ist natürlich schon ein
Anzeichen dafür, dass es auch in die-
ser Ecke der Welt wieder vorwärts-
geht. Also können wir ziemlich si-
cher sein, dass unser Exportwachs-
tum stärker sein wird als projiziert.
Ich bin so optimistisch, dass ich sa-
ge: Wir werden beim Wachstum am 
Ende des Jahres auch das 2 Prozent-
Ziel erreichen können. Das ist her-
vorragend.

Daraus resultiert, dass wir hier im
Hohen Hause trotzdem alle jene
Punkte diskutieren müssen, die
wichtig sind, damit wir das Ganze
weiter und stärker unterstützen kön-
nen. Es gibt nämlich eine ganze Rei-
he Risiken in Deutschland. Ein zen-
trales Risiko ist die demografische
Entwicklung. Das Arbeitskräfteange-
bot hätte im Jahre 2013 eigentlich
um 240 000 zurückgehen sollen;
trotzdem wurden mehr Personen
eingestellt. Das bedeutet, dass ver-
stärkt Zuwanderer aus dem Ausland

eingestellt worden sind und dass
mehr Frauen und auch mehr ältere
Arbeitnehmer erwerbstätig gewor-
den sind. Das ist erfreulich.

Wir haben in vielen Regionen und
auch in vielen Berufen einen heftigen
Fachkräftemangel. Das ist ein Pro-
blem, das wir angehen müssen. Wir
müssen die Erwerbstätigkeit in unse-
rem Land besser ausschöpfen. Dabei
müssen wir auch nach neuen Wegen
suchen; denn das wird nicht einfach
sein. Gleichzeitig müssen wir – Sie
haben es eben erwähnt – die Zuwan-
derung qualifizierter Fachkräfte för-
dern.

Der Erfolg gibt uns recht: Die Zahl
der Erwerbstätigen und der sozialver-
sicherungspflichtigen Dauerbeschäf-
tigten ist gewachsen. Frau Wagen-
knecht, Sie fangen immer wieder an,
von der Zeitarbeit zu sprechen: Wis-
sen Sie eigentlich, wie viele Arbeit-
nehmer in Deutschland überhaupt
in Zeitarbeit beschäftigt sind? Nur
circa 2,1 Prozent der Beschäftigten
sind in Zeitarbeitsunternehmen. Das
heißt, wir reden über 850 000 bis
900 000 Personen, die in solchen Be-
schäftigungsverhältnissen sind. Für
viele ist die Zeitarbeit eine Brücke in
den ersten Arbeitsmarkt, und das ist
gut so.

Die Zahl der Erwerbstätigen zwi-
schen 55 und 64 ist, nebenbei gesagt,
ebenfalls gestiegen. Es heißt die gan-
ze Zeit, dass zu wenig ältere Men-
schen im Erwerbsleben stehen. Nein,
das ist falsch: In den letzten vier Jah-
ren ist die Zahl der Erwerbstätigen
zwischen 55 und 64 um 13 Prozent
gestiegen. Das zeigt, dass es auch da
eine Veränderung gibt, dass also
mehr ältere Menschen den Weg in
den Arbeitsmarkt gefunden haben.
Auch das halte ich für sehr gut.

Insofern habe ich ein bisschen ein
Problem damit – das
ist einer der wenigen
Punkte, wo wir uns
nicht einig sind –,
dass wir mit der Ren-
te mit 63 unter Um-
ständen das falsche
Signal setzen. Ich
möchte auf jeden
Fall – das halte ich
für sehr wichtig –,
dass wir Anreize für Frühverrentun-
gen begrenzen. Da helfen keine Ap-
pelle. Wir müssen die gesetzlichen
Regelungen so ausgestalten, dass wir
ein vorzeitiges Ausscheiden aus dem
Erwerbsleben nicht unterstützen.

Es kann nicht sein, dass jemand
bereits mit 61 Jahren in die Arbeits-
losigkeit und mit 63 abschlagsfrei in
Rente geht. Das zu verhindern, dazu
müssen Möglichkeiten gefunden
werden. Eine Möglichkeit wäre, dass
Zeiten der Arbeitslosigkeit nach dem
1. Januar 2014 oder zumindest Zei-
ten der Arbeitslosigkeit unmittelbar
vor Renteneintritt nicht berücksich-
tigt werden. Bei vorgeschalteter Al-
tersteilzeit sollte auch der Zugang in
die Rente ab 63 nur mit entsprechen-
den Abschlägen möglich sein.

Das sind Punkte, die wir noch dis-
kutieren müssen. Es muss gerade auf-
grund der demografischen Situation

darauf geachtet werden, dass wir
wertvolle Fachkräfte nicht verlieren;
denn der Arbeitsmarkt wird diese
Fachkräfte brauchen.

Meine Damen und Herren, der
Bundesminister sprach zu Recht die
Risiken der Energiewende an. Ich bin
für diese Energiewende; sie muss um-
gesetzt werden. Aber wir müssen die
Energiewende so ausgestalten, dass
sie von den Bürgerinnen und Bür-
gern und von den Unternehmen be-
zahlt werden kann. Irgendwann hört
die Akzeptanz bei der Bevölkerung
für diese Energiewende auf, nämlich
dann, wenn sie nicht mehr bezahlbar
ist, und da sehe ich große Risiken.

Wir haben Firmen, die absolut
stromabhängig sind, und zwar nicht
deshalb, weil sie unbedingt Strom
verbrauchen wollen. Sie würden alles
daransetzen, weniger Strom zu ver-
brauchen. Aber wenn sie technische
Prozesse haben, beispielsweise Elek-
trolysen, dann brauchen sie Strom.
Sie brauchen dummerweise ein Elek-
tron, das den ganzen Prozess antreibt
– wenn man ein ganz kleines biss-
chen über Physik oder Chemie weiß,
dann kann man das verstehen –; oh-
ne das geht es nicht.

Genau dieses Problem ist nun ein-
mal da, und das wissen wir auch.
Deswegen müssen wir stromintensi-
ve Unternehmen unterstützen. Ich
erwarte, dass wir dafür eine vernünf-
tige Lösung finden.

Es gibt einen zweiten Punkt, Herr
Minister, bei dem ich mit Ihnen nicht
einig sein kann. In Ihrem Eckpunkte-
papier für Meseberg stand, dass die
Eigenerzeugung von Strom ebenfalls
der EEG-Umlage unterfallen soll.
Das geht nicht.

Die industrielle Eigenerzeugung
von Strom muss für bestehende An-
lagen weiterhin von der EEG-Umla-

ge befreit sein. Der
Koali t ionsvertrag
sieht dies, nebenbei
bemerkt, ausdrück-
lich vor. Bestands-
schutz ist kein Privi-
leg nur der erneuer-
baren Energien, son-
dern das muss
natürlich auch für
die Eigenstromerzeu-

gung gelten.
Hier haben wir Vertrauensschutz

zu gewährleisten. Daran müssen wir
gemeinsam arbeiten. Wir müssen da-
für eine vernünftige Regelung finden.

Ich sehe mit Sorge, dass es Indus-
trien gibt, die heute schon darüber
nachdenken, ob sie noch in energie-
intensive Anlagen in Deutschland in-
vestieren können. Ich will dazu den
VDMA anführen. Der hat eine Analy-
se gemacht, nach der in den letzten
fünf Jahren nur noch etwa 85 Pro-
zent der Mittel aus Abschreibungen
reinvestiert werden. Das macht mir
Sorge. Das bedeutet schlicht und er-
greifend, dass 15 Prozent woanders
investiert werden. Ich gehe nicht da-
von aus, dass sich diese Unterneh-
men aus dem Markt verabschieden,
aber sie investieren nicht mehr in
energieintensive Anlagen in
Deutschland. Wenn das der Fall ist,

dann heißt das am Ende des Tages,
dass sie sich aus Deutschland verab-
schieden. Bei Unternehmen ist es,
nebenbei bemerkt, nicht so, dass sie
zum Einwohnermeldeamt gehen
müssen, um sich zu verabschieden.
Das machen sie klammheimlich; auf
einmal sind sie weg.

Das muss verhindert werden; denn
ich möchte, dass dieses Land ein in-
dustrielles Land bleibt. Deutschland
ist der Industriestandort Nummer
eins in Europa. Wir müssen alles da-
ransetzen, liebe Kolleginnen und
Kollegen, dass es das bleibt.

Wenn es nicht so bleibt und wenn
wir nicht mehr geschlossene Wert-
schöpfungsketten haben, dann wird
sich dieses Land verändern, und zwar
so, wie Sie es in großen Teilen von
Großbritannien beobachten kön-
nen. Das ist nicht meine Vorstellung
von Deutschland.

Meine Damen und Herren, dafür
werden wir bei der Energiewende
noch etliche schwierige Aufgaben zu
lösen haben. Es muss eine EU-kon-
forme Regelung für besondere Aus-
nahmen gefunden werden. Es muss
dringend mit Kommissar Almunia
verhandelt werden. Ich weiß, dass
der Minister schon auf dem Weg ist,
das zu tun. Wir müssen bis zum 1.
Juli eine vernünftige Regelung ha-
ben, die die EU notifizieren kann.
Wenn wir das nicht schaffen, dann
haben wir ein heftiges Problem für
die deutsche Wirtschaft. Das möchte
ich nicht. Die Unternehmen, die jetzt
befreit sind, müssen in wesentlichen
Teilen auch befreit bleiben. Die Grü-
nen haben die Schienenbahnen be-
rücksichtigt. Ob man nun die Stra-
ßenbahn in Rostock als im interna-
tionalen Wettbewerb stehend emp-
finden kann, weiß ich nicht; ich tue
das nicht. Das könnte zum Beispiel
ein Bereich sein, den wir von den
Ausnahmen herausnehmen müssen,
damit wir ein Opfer an die EU liefern
können. Das wird uns abverlangt
werden. Darüber müssen wir nach-
denken.

Ich bin froh, dass Sie eben das
Transatlantische Freihandelsabkom-
men angesprochen haben. Das ist
mit Sicherheit eine Riesenchance.
Man sieht es, nebenbei bemerkt, an
Bali, wo die letzte WTO-Verhand-
lung stattgefunden hat. Die OECD
hat ausgerechnet, dass allein Europa
dadurch schon in den nächsten Jah-
ren Exportchancen in Höhe von 60
Milliarden Euro zusätzlich be-
kommt. Das zeigt: Solche Freihan-
delsabkommen sind der richtige
Weg. Daran werden wir gemeinsam
arbeiten. Es hat keinen Sinn, die
NSA-Problematik mit einem Frei-
handelsabkommen zu verknüpfen.
Das ist sicherlich nicht der richtige
Weg.

Ich bin davon überzeugt, dass die-
ser Jahreswirtschaftsbericht die
Chancen, die wir haben, und eben-
so die Risiken aufzeigt. Wir müssen
gemeinsam hart daran arbeiten, die
Risiken möglichst kleinzuhalten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei

Abgeordneten der SPD)

Die
Beschäftigungs-
lage ist so gut,

wie es seit
Jahrzehnten nicht
mehr der Fall war.

Wir werden beim
Wachstum am

Ende des Jahres
auch das 

Zwei-Prozent-Ziel
erreichen können.

Fortsetzung von Seite 3: Dr. Michael Fuchs (CDU/CSU)

Die Bundesregierung erwartet 2014 eine Arbeitslosenquote von 6,8 Prozent.
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Ach, Herr Gabriel, es ist ja
schön, wenn die wirtschaft-
liche Lage bei uns gut ist. Es

ist schön, wenn die Löhne steigen.
Es ist schön, wenn es den Men-
schen einigermaßen gut geht. Aber
erstens trifft das nicht auf alle Men-
schen in unserem Lande zu, und
zweitens ist von einem Bundeswirt-
schaftsminister schon etwas mehr
zu erwarten, wenn er über die wirt-
schaftspolitischen Perspektiven
spricht, als eine Beschreibung der
derzeitigen Lage. Da hätte man
auch jemanden vom Statistischen
Bundesamt einladen können; der
hätte das hier mindestens so inspi-
riert vorgetragen wie Sie.

Wenn Sie sagen, dass eine offene
Gesellschaft, dass Zuwanderung
Voraussetzungen für ökonomi-
schen Erfolg sind, dann geben wir
Ihnen recht. Aber haben Sie eigent-
lich bemerkt, dass Sie in einer Ko-
alition mit CDU und CSU sind?
Haben Sie eigentlich einmal mit
Ihrem Koalitionspartner darüber
gesprochen, der ja nicht nur Un-
sinn erzählt, sondern die Stim-
mung im ganzen Land vergiftet?
Sorgen Sie doch einmal dafür, dass
das abgestellt wird! Das ist nicht
nur eine ökonomische Frage, son-
dern auch eine des Anstandes.

Herrn Fuchs möchte ich Folgen-
des sagen: Wenn man schon die
Linkspartei angreift, dann bitte
nicht mit völligem fachlichen Un-
sinn.

Denn wenn Sie behaupten, Zeit-
arbeit sei eines der großen Sprung-
bretter auf dem Weg zu einer dau-
erhaften Beschäftigung, und die
Statistiken sagen, dass es im besten
Falle 7 Prozent schaffen, dann kön-
nen Sie das nicht als Beispiel an-
führen. Lesen Sie doch einfach ein-
mal Ihre eigenen Statistiken; dann
werden Sie feststellen, wie es wirk-
lich aussieht.

Zu Ihrer Energiewende. Sie ha-
ben gesagt, Sie wollen die Energie-
wende. Erstens glaube ich Ihnen
das nicht; denn das ist mir völlig

neu. Dass Sie eine Energiewende
von der Atomkraft hin zur Braun-
kohle wollen, könnte man Ihnen
vielleicht noch glauben.

Aber wenn Sie wirklich eine
Energiewende wollen, die dazu bei-
trägt, dass die Strompreise stabil
bleiben, dann müssen Sie sich
doch um die kostengünstigsten Be-
reiche der Stromproduktion küm-
mern.

Und was ist inzwischen die kos-
tengünstigste Form der Strompro-
duktion? Wir reden hier überhaupt
nicht über die ökologischen Kos-
ten, die zum Beispiel Braunkohle
verursacht. Wir reden auch über-
haupt nicht über das Risiko, das
Atomkraft verursacht, sondern wir
betrachten das rein betriebswirt-
schaftlich.

Die kostengünstigste Form der
Stromproduktion ist eine Wind-
kraftanlage an Land. Aber ausge-
rechnet diese Produktion wollen
Sie deckeln. Das macht doch über-
haupt keinen Sinn. Selbst wenn Ih-
nen die Umwelt und die Lebens-
grundlagen vollkommen egal sind:
Es macht auch ökonomisch keinen
Sinn, ausgerechnet die kostengüns-
tigste Form der Stromproduktion
zu deckeln, wenn man die Strom-
preise in den Griff kriegen will.

Aber schauen wir uns einmal an,
was in Ihrem schönen Bericht steht
und was die Bundesregierung in
wirtschaftlicher Hinsicht eigentlich
vorhat; davon ist bis jetzt kaum ge-
sprochen worden. Beim Lesen und
Hören musste ich manchmal an
die eine oder andere Wahlkampfre-
de von Ihrem Kollegen Steinbrück
denken. Er hat Frau Merkel immer
vorgeworfen, dass sie schöne Papp-
schachteln ins Fenster stellt, in de-
nen nichts drin ist. Solche Papp-
schachteln werden nicht schöner,
bloß weil man sie rot anmalt, Herr
Gabriel.

Schauen wir uns einmal einige
dieser Pappschachteln an, zunächst
die Investitionsoffensive. Im Rah-
men dieser Investitionsoffensive
wollen Sie 1,2 Milliarden Euro
mehr für den Erhalt und Neubau
im Bereich Straße ausgeben. Das
klingt erst einmal gut; das ist
scheinbar eine hohe Summe. Das
Problem ist bloß: Die gemeinsame
Expertenkommission der 16 Län-
der hat festgestellt, dass 7,2 Milli-
arden Euro notwendig sind, und
zwar allein für den Erhalt.  Sie ge-
ben nur einen Bruchteil mehr für
Erhalt und Neubau aus. Ist Ihnen
eigentlich nicht klar, dass zwischen
1,2 Milliarden und 7,2 Milliarden
Euro durchaus ein relevanter Un-
terschied besteht? Oder gehen Sie
so nachlässig mit Zahlen um, wie
das der ADAC tut?

Schauen wir uns den Bericht der
OECD an. Laut OECD ist Deutsch-
land Schlusslicht bei den Investi-
tionen. Der Durchschnitt der gro-
ßen Industrieländer liegt bei 20
Prozent des BIP. Wir
liegen bei 17 Pro-
zent.

Mit Ihrer Investi-
tionsoffensive errei-
chen Sie 17,1 Pro-
zent, das heißt, Sie
steigern die Quote
um 0,1 Prozent. Das
nennen Sie Investi-
tionsoffensive? Das
ist doch lachhaft. Das ist doch
nicht ernst zu nehmen.

Sorgen Sie dafür, dass die Infra-
struktur verbessert wird, dass Stra-
ßen und Brücken saniert werden,
anstatt wie Don Quichotte gegen
Windräder zu kämpfen! Bei diesem
Vergleich stellt sich natürlich die
Frage, wer eigentlich Sancho Pansa
ist. Beim Kampf gegen Windräder
könnte es Horst Seehofer sein; aber
das passt doch nicht so ganz. Stop-
pen Sie also den Verfall!

Herr Finanzminister, es ist ja
schön, dass der nominale Schul-

denstand sinkt. Aber was haben wir
von einem nominal sinkenden
Schuldenstand, wenn de facto die
implizite Staatsverschuldung wei-
ter steigt, weil Sie die vorhandene
Infrastruktur vergammeln lassen?
Davon haben wir nichts, sondern
am Ende wird alles nur noch teurer
und die Lasten werden in die Zu-
kunft verschoben. Das ist in der
Form einfach Unsinn.

Das Gleiche gilt für den Breit-
bandausbau. Ursprünglich war da-
für noch 1 Milliarde Euro vorgese-

hen. Irgendwie ist
die den Koalitions-
verhandlungen zum
Opfer gefallen. Wo-
her wollen Sie denn
das Geld dafür neh-
men? Geld dafür
könnte man schon
finden. Sie müssten
auch gar nicht die
Steuern erhöhen. Es

wäre schon schön, wenn Sie sich an
den Subventionsabbau herantrau-
en würden.

Laut Ihrem eigenen Bericht be-
laufen sich die jährlichen Subven-
tionen auf 21 Milliarden Euro. Bau-
en Sie doch wenigstens einen Teil
davon ab, dann hätten Sie Geld für
Investitionen. Aber nein, Sie haben
ja jetzt einen Minister für Auslän-
dermaut auf der Straße und für Da-
ten. Vielleicht führen Sie ja noch ei-
ne Ausländermaut für Datenver-
kehr ein. Geld kommt damit je-
doch auch nicht herein.

Herr Gabriel, Sie selbst haben ja,
auch wenn Sie sonst nicht viel von
Wirtschaftspolitik, sondern vor al-
lem von Statistik gesprochen ha-
ben, in Ihrer Rede erwähnt, dass ei-
ne Bankenunion notwendig ist, um
die Probleme in den Griff zu be-
kommen. Ja, eine Bankenunion ist
notwendig. Darin sind sich die
SPD-Fraktion und unsere Fraktion
auf europäischer Ebene einig. Aber
die Bundesregierung blockiert eine
effiziente Bankenunion.

Da stellt sich schon die Frage:
Wer bestimmt denn jetzt: die euro-
päische Sozialdemokratie oder die
Bundesregierung?

Unterlassen Sie das! Beenden Sie
die Blockadehaltung Deutschlands
in der Frage der Bankenunion! Sor-
gen Sie dafür, dass wir schnell Ban-
ken abwickeln können; denn sie
sind eine relevante Gefahr.

Herr Gabriel, wenn ich mir Ihre
Rede insgesamt anschaue, dann
kann ich nur feststellen – der Koali-
tionsvertrag hieß ja „Deutschlands
Zukunft gestalten“ –: Es war leider
wieder bloß Statistik und
„Deutschlands Zukunft verwalten“.
Das ist zu wenig. Sorgen Sie für ei-
ne andere Politik, damit „Wohl-
stand für Alle“ gilt. Mit dieser Poli-
tik, mit dem Verlesen von Statisti-
ken oder ein paar harmlosen Ver-
waltungsakten werden Sie dieses
Ziel mit Sicherheit nicht erreichen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN)

Anton Hofreiter (*1970)
Landesliste: Bayern

Dr. Anton Hofreiter, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Sorgen Sie für 
eine andere Politik 

Beenden
Sie die

Blockadehaltung
Deutschlands 

in der Frage der
Bankenunion.
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Lieber Kollege Hofreiter, ich
war ja auch vier Jahre lang
Oppositionspolitiker. Wenn

man als Oppositionspolitiker eine
Rede hält, dann ist sie wirksamer,
wenn man nicht sozusagen alles in
Bausch und Bogen verdammt und
schlechtredet, sondern sich auf die
Punkte konzentriert, bei denen ei-
ne Regierung angreifbar ist. Inso-
fern kann ich nur eines sagen: 

Ihre Rede ist der Sache nicht ange-
messen gewesen. Die Opposition
scheint noch zu üben. Der Bun-
deswirtschaftsminister regiert. Das
ist der Unterschied.

Ich habe Ihren Antrag gelesen.
Ich finde im Antrag der Grünen
den einen oder anderen sympathi-
schen Punkt. Aber eines darf man
doch bitte einmal zur Kenntnis
nehmen: Die Rede des Bundes-
wirtschaftsministers zum Jahres-
wirtschaftsbericht, die wir heute
gehört haben, unterscheidet sich
von denen seiner Vorgänger.

Oft haben Bundeswirtschaftsmi-
nister bei der Vorstellung des Jah-
reswirtschaftsberichts im Wesent-
lichen die Lage beschrieben, meis-
tens sehr rosig, und sich damit be-
gnügt. Sie finden ganz tolle
Begriffe wie XXL-Aufschwung oder
Ähnliches. Der Unterschied ist:
Dieser Bundeswirtschaftsminister
hat ein realistisches Bild der wirt-
schaftlichen Entwicklung dieses
Landes gezeichnet, mit allen Stär-
ken, die wir haben, aber auch mit
allen Herausforderungen und Risi-

ken. Er begnügt sich aber nicht da-
mit, sondern er sagt, was diese
Bundesregierung tun will und tun
wird. Das ist der Unterschied.

Politik heißt, die Wirklichkeit
zu betrachten, sie aber auch zu
verändern. Das ist der Unterschied
zur Vorgängerregierung.

Ich will Ihnen sagen, was kon-
kret wir uns vorgenommen haben.
Es geht um leistungsfähige Infra-
strukturen, die wir bereitstellen
müssen, damit dieses Land wirt-
schaftlich erfolgreich bleibt. Es
geht um die Sicherung der Fach-
kräftebasis in diesem Land. Es
geht – das hat Sigmar Gabriel
deutlich gemacht – um die Über-
windung der Spaltung am Arbeits-
markt, weil die Spaltung nicht nur
ungerecht ist, sondern weil wir sie
uns ökonomisch mit Blick auf die
demografische Entwicklung gar
nicht leisten können, weil wir
Wohlstand und Teilhabe für alle
brauchen, nicht nur aus Gründen

Hubertus Heil (*1972)
Wahlkreis: Gifhorn - Peine

Hubertus Heil, SPD:

Eine realistische Betrachtung
der Situation 

Fortsetzung auf Seite 6
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des gesellschaftlichen Zusammen-
halts, sondern auch aus Gründen
der wirtschaftlichen Vernunft. Wir
können uns Ausgrenzungen von
Menschen am Arbeitsmarkt durch
schlechte Löhne oder Dauerar-
beitslosigkeit dauerhaft nicht leis-
ten. Das ist eine ökonomische
Weisheit, meine Damen und Her-
ren, die wir begrif-
fen haben.

Es geht um Inno-
vation, Forschung
und Entwicklung.
Und es geht darum,
die Energiewende
zu gestalten, sowie
nicht zuletzt da-
rum, die nach wie
vor schwelende Kri-
se im Euro-Raum in den Griff zu
bekommen; denn die ist mitnich-
ten überstanden. Es gilt der Satz:
Wir haben gute Chancen, diese Re-
formen jetzt zu stemmen, weil wir
in Deutschland eine gute wirt-
schaftliche Lage haben. Es gilt aber
nach wie vor auch der Satz: Wer
morgen sicher leben will, muss
heute für Reformen kämpfen. Das
tun wir mit den im Jahreswirt-
schaftsbericht aufgezeigten Instru-
menten.

Auch wenn Statistik Sie lang-
weilt, Herr Kollege Hofreiter, soll-
te man sich trotzdem mit ein paar
wirtschaftlichen Fundamentalda-
ten zumindest auseinandersetzen.
Es ist nicht zu bestreiten, dass wir
eine ganz ordentliche wirtschaftli-
che Entwicklung haben.

Die Prognose für dieses Jahr
liegt bei 1,8 Prozent. Wir sagen
nicht, dass das ein Grund ist, sich
zurückzulehnen. Es ist mitnichten
ein Grund, sich zurückzulehnen.
Wir können etwas daraus machen.
Wir sollten darüber reden, welches

die Auseinandersetzungen der Zu-
kunft sein werden, welche Heraus-
forderungen auf uns zukommen.

Es geht darum, dass wir uns dem
demografischen Wandel, dessen
Folgen inzwischen auch den Ar-
beitsmarkt erfasst haben, stellen.
Auf der einen Seite suchen immer
mehr Unternehmen händeringend

qualifiziertes Fach-
personal. Auf der
anderen Seite gibt
es in Deutschland
nach wie vor viel zu
viele Menschen, die
abgehängt sind. Die
Frauenerwerbsbe-
teiligung in
Deutschland er-
scheint zwar pro-

zentual hoch, das Arbeitsvolumen
aber ist zu niedrig. Auch viele jun-
ge Leute sind abgehängt. Nach wie
vor verlassen Jahr für Jahr 70 000
junge Menschen in Deutschland
die Schule ohne Schulabschluss.
1,5 Millionen Menschen zwischen
20 und 30 Jahren haben keine be-
rufliche Erstausbildung. Wir haben
viel zu viele Menschen, die im er-
werbsfähigen Alter sind, aber zum
alten Eisen gehören. Wir müssen
nicht nur die Frage der Ausbildung
in den Vordergrund stellen, son-
dern auch die Frage der Weiterbil-
dung und der Beschäftigungsfähig-
keit von Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern behandeln.

Arbeitnehmerrechte sind nicht
nur Bürgerrechte, sondern sie sind
in diesem Land auch ein Instru-
ment, um über Mitbestimmung
für gute Arbeitsbedingungen und
so dafür zu sorgen, dass Men-
schen auch beschäftigungsfähig
bleiben können. Wir können es
uns nicht mehr leisten, Menschen
am Arbeitsmarkt auszugrenzen.

Wenn wir über Fachkräftesiche-
rung reden, gehört dazu auch, dass
wir über qualifizierte Zuwande-
rung in dieses Land reden müssen.
Dafür brauchen wir nicht nur ge-
setzliche Regelungen, sondern vor
allen Dingen eine Willkommens-
kultur, eine Weltoffenheit, die
deutlich macht, dass dieses Land
von Einwanderung und Zuwande-
rung profitiert und keinen Scha-
den nimmt.

Deshalb, meine Damen und
Herren, ist die eine oder andere
xenophobe Rede, die Politiker im
Wahlkampf halten, nicht nur un-
anständig, sondern auch ökono-
misch schädlich für dieses Land.
Wir brauchen qualifizierte Zuwan-
derung. Wir müssen die inländi-
schen Potenziale nutzen. Und wir
brauchen Menschen, die zu uns
kommen, damit sie hier arbeiten,
lehren und leben. Das ist die Er-
kenntnis, die wir aus der demogra-
fischen Entwicklung ziehen müs-
sen. Deshalb ist es gut, dass wir
hier einen Schwerpunkt setzen.

Es geht bei dem, was wir vorha-
ben, im Kern um eine Strategie,
die auf Investitionen setzt. Frau
Wagenknecht, Herr Hofreiter, es
geht da um öffentliche Investitio-
nen – gar keine Frage! Diese Bun-
desregierung wird in dieser Legis-
laturperiode 23 Milliarden Euro
zusätzlich investieren, 6 Milliar-
den Euro in den Bereich Kitas,
Schulen, Hochschulen, 3 Milliar-
den Euro in den Bereich For-
schung, 5 Milliarden Euro in den
Bereich der Verkehrsinfrastruktur.
Und ja, ich würde mir auch das ei-
ne oder andere mehr wünschen.
Aber es geht eben nicht nur um öf-
fentliche Investitionen, sondern
im gleichen Maße um die Bedin-
gungen für private Investitionen.

Wir haben da ein Risiko, Herr
Fuchs. Wir haben die Situation,
dass deutsche Unternehmen tat-
sächlich nicht wenig investieren,
vor allen Dingen große Unterneh-
men, aber leider viel zu wenig in
Deutschland. Das ist eine Diskus-
sion, die wir führen müssen. Da-
bei müssen wir über die Standort-
bedingungen in diesem Land
sprechen. Ich rede davon, dass
man für Innovationen auch Inves-
titionen braucht, aber wir uns in
diesem Land auch einmal vor Au-
gen führen müssen, dass wir bei
der Herausforderung der Digitali-
sierung, bei dem technischen Fort-
schritt, der vor uns liegt, nicht ab-
gehängt werden dürfen. Da mache
ich mir Sorgen. Wer weiß, dass der
IKT-Anteil, der Anteil des Bereichs
der Informations- und Kommuni-
kationstechnologie an der Wert-
schöpfung, bei einem deutschen
Auto heute 30 Pro-
zent ausmacht, wer
weiß, dass der IKT-
Anteil bei Autos im
Jahr 2025 aufgrund
technischen Fort-
schritts bei unge-
fähr 60 Prozent lie-
gen wird, und sich
dann anschaut, wo
die wesentlichen
IKT-Unternehmen in der Welt sit-
zen, um dann festzustellen, dass
nur noch 10 Prozent der Wert-
schöpfung im Bereich der Infor-
mations- und Kommunikations-
technologie in Europa stattfindet,
der muss sich auf lange Sicht da-
rum kümmern, dass wir in diesem
Land und in Europa insgesamt im
Bereich der digitalen Wirtschaft
vorankommen. Deshalb, Herr
Bundesminister, ist es gut, dass
dieses Thema im Jahreswirt-
schaftsbericht angesprochen wird.
Ich bitte diese Bundesregierung
ganz herzlich darum, das Thema
digitale Ökonomie, digitale Agen-
da, Industrie 4.0 als Herausforde-
rung zu begreifen, die ähnlich
groß ist wie das, was wir gerade im
Bereich der Elektromobilität erle-
ben, dass wir also die Kräfte bün-
deln müssen, wir Infrastrukturen
benötigen, wir Investitionen in
Bildung und Forschung brauchen,
wir dafür sorgen müssen, dass wir
da nicht zurückfallen, damit wir
die Chancen digitaler Wirtschaft
auch für Deutschland und Europa
nutzen können.

Ja, es geht um Innovationen, es
geht auch um Integration in gute
Arbeit. Dazu hat der Bundeswirt-
schaftsminister eine ganze Menge
gesagt. Es geht letztendlich auch
um Internationalisierung. Des-
halb bin ich dankbar, dass der
Bundeswirtschaftsminister da ei-
nen differenzierten Blick auf die
Chancen und die Risiken der Frei-
handelspolitik und des internatio-
nalen Freihandelsabkommens ge-
worfen hat. Wir in Deutschland
diskutieren ja ganz intensiv die Ri-
siken. Es gibt viele Ängste in der
Bevölkerung, in der Wirtschaft üb-

rigens auch, dass bestimmte Stan-
dards, die wir in Deutschland und
Europa gewohnt sind, abgesenkt
werden könnten. Dagegen muss
man sich stemmen. Aber ich sage
im gleichen Atemzug: Es geht
beim Thema Transatlantisches
Freihandelsabkommen auch da-
rum, die außen- und sicherheits-
politischen und ökonomischen
Chancen zu sehen.

Wir haben vor einigen Jahren ei-
ne Rede von Präsident Obama er-
lebt, in der er beschrieben hat,
dass die Vereinigten Staaten von
Amerika eine pazifische Nation
seien.

Er hat also einen Blick von der
pazifischen Küste Kaliforniens in
Richtung Fernost – so nennen wir
es – geworfen. Es ist ohne Zweifel
so, dass die Vereinigten Staaten
von Amerika auch eine pazifische
Nation sind. Aber wir müssen ein

politisches und
wirtschaftliches In-
teresse daran ha-
ben, dass die Verei-
nigten Staaten von
Amerika und Nord-
amerika insgesamt
eben auch eine
transatlantische Be-
ziehung haben.
Meine Damen und

Herren, vor diesem Hintergrund
muss man - bei allem, was wir in-
tensiv diskutieren, um sicherzu-
stellen, dass das Transatlantische
Freihandelsabkommen nicht so-
zusagen ein wirtschaftsradikaler
Trojaner in Europa wird – über die
Chancen dieses Abkommens re-
den und die Verhandlungen so ge-
stalten, dass wir sie zum Nutzen
Deutschlands und Europas füh-
ren. Deshalb ist meine ganz herz-
liche Bitte, in diesem Haus diffe-
renziert darüber zu reden. Ich
muss schon sagen, dass mich da
der Beschluss von Bündnis 90/Die
Grünen, bei denen ich viele Atlan-
tiker kenne, ein bisschen über-
rascht hat, weil er ein bisschen zu
sehr die Risiken und nicht die
Chancen berücksichtigt.

Meine Damen und Herren, Poli-
tik fängt damit an, die Wirklich-
keit zu betrachten, um sie zu ver-
ändern.

In diesem Sinne hat der Bundes-
wirtschaftsminister mit dem Jah-
reswirtschaftsbericht eine realisti-
sche Betrachtung der Situation in
diesem Land vorgelegt. Es geht
nicht darum, nur die rosarote Bril-
le aufzusetzen. Aber es geht eben
auch nicht darum, alles in Grund
und Boden zu reden, Frau Wagen-
knecht. Wir brauchen Macher und
nicht Miesmacher, wenn es um die
Wirtschaftspolitik in diesem Land
geht. Das ist der Unterschied zu
diesem Bundeswirtschaftsminister.

Ich danke Ihnen für die Auf-
merksamkeit. Wir brauchen tat-
sächlich Anpacker, und die gibt es
in dieser Bundesregierung.

(Beifall bei der SPD und der

CDU/CSU)

Wir können uns
Ausgrenzungen
von Menschen 

am Arbeitsmarkt
dauerhaft nicht

leisten.

Diese
Bundesregierung

wird in dieser
Legislaturperiode
23 Milliarden Euro

investieren.

Fortsetzung von Seite 5: Hubertus Heil (SPD)

Die Kauflaune der Deutschen trägt laut dem Jahreswirtschaftsbericht auch zum Wirtschaftswachstum bei.
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Herr Gabriel, Sie haben nicht
nur jahrelang Tarifpolitik
betrieben, sondern in Ge-

werkschaftsschulen Tarifpolitik auch
unterrichtet. Nun haben Sie sich ge-
outet, dass wichtige Dinge, die man
Ihnen beigebracht hat, auch hängen-
geblieben sind.

Es ist erfreulich, dass Sie heraus-
stellen, dass sich faire Tariferhöhun-
gen mindestens an der Preissteige-
rungsrate – an dem Ausgleich der In-
flation – und natürlich auch an der
Produktivitätssteigerung orientieren
müssen. Es ist richtig – und ich fin-
de es gut, dass Sie auch das heraus-
gestellt haben –, dass es für Gewerk-
schafter immer angezeigt ist, bei den
Tarifverhandlungen eine deutliche
Umverteilungskomponente heraus-
zuholen, also mehr als nur den Aus-
gleich der Preissteigerung und eine
Anpassung an die Produktivitätsstei-
gerung.

Gerade in diesen Zeiten ist das
von außerordentlicher Bedeutung;
denn durch die Politik der letzten
zehn, zwölf Jahre, durch die Rah-
menbedingungen, mit denen Ge-
werkschaften konfrontiert waren, ist
den Gewerkschaften ein dramati-
sches Lohndumping aufgezwungen
worden. Die Gewerkschaften konn-
ten jahrelang – das haben Sie selbst
in Ihrer Rede eben angesprochen –
nicht einmal Lohnerhöhungen he-
rausholen, die die Preissteigerungen
und Produktivitätssteigerungen be-
rücksichtigten. Vielmehr wurden sie
gezwungen, sich auf niedrigere
Lohnabschlüsse einzulassen. Das
muss jetzt ausgeglichen werden. Da-
für ist in der Tat Jahr für Jahr eine
massive Umverteilungskomponente
notwendig.

Grundsätzlich kann ich die
Grundsätze, die Sie formulieren, lo-
ben. Aber machen Sie etwas, damit
diese Grundsätze in der Realität
auch umgesetzt werden können?
Fehlanzeige! Als Gewerkschafter
kann ich keine Tariferhöhungen
durchsetzen, indem ich den Unter-
nehmern am Verhandlungstisch er-

zähle: Hört mal zu, es gibt da jetzt
einen Wirtschaftsminister, der dieses
und jenes sagt. – Das interessiert die
im Regelfall nicht, sondern Unter-
nehmer interessiert
immer nur, was in
Tarifauseinanderset-
zungen und auch in
Streikauseinander-
setzungen durchge-
setzt werden kann.

Die in der Vergan-
genheit im Rahmen
der Agenda von Ih-
nen durchgesetzte
massive Deregulierung am Arbeits-
markt führte zu Befristungen, Leih-
arbeit, Minijobs, Verunsicherung
durch Hartz IV und Verängstigung
der Beschäftigten. Das ist der Grund

dafür, dass wir jetzt seit über zehn
Jahren ein dramatisches Lohndum-
ping in unserem Land zu verzeich-
nen haben. Das muss geändert wer-

den.
Ändern Sie denn

nun tatsächlich et-
was an dieser ver-
hängnisvollen Poli-
tik? Wieder Fehlan-
zeige! Es gibt keine
Veränderungen bei
Befristungen; denn
mit befristet Be-
schäftigten, das sage

ich aus Erfahrung, streikt es sich
nicht besonders gut, weil sie natür-
lich Angst haben, dass ihr Vertrag
nicht verlängert wird. Es streikt sich
nicht besonders gut mit Leihar-

beitskräften. Es streikt sich auch
nicht besonders gut mit Minijob-
bern – mittlerweile sind es 7 Millio-
nen –, die in atomisierten Arbeits-
verhältnissen eingesetzt werden.
Diese kennen im Regelfall nicht
einmal die Kollegen aus der Mittel-
oder Spätschicht. Unter solchen
Umständen ist es sehr schwierig,
Widerstand in Form einer Streikbe-
wegung zu organisieren.

Ein Wille zur Veränderung ist in
Ihrer Politik nicht festzustellen. Es
ist allerdings festzustellen, dass Sie
im zurückliegenden Wahlkampf zu
all diesen Punkten wunderbare For-
derungen formuliert haben. Aber
mit politischen Kräften wie uns, die
mit Ihnen in diesem Bereich voran-
kommen wollten, wollten Sie in
Form von Koalitionsverhandlungen
nichts zu tun haben.

Die Lohnerhöhung, die Sie jetzt
erwarten, ist außerordentlich be-
scheiden. Sie gehen von einem Plus
von 2,7 Prozent aus, schreiben aber
selbst in Ihren Bericht hinein, dass
die Einkommen aus Unternehmer-
tätigkeit und Vermögen um das

Doppelte ansteigen sollen. Das
heißt, dass davon auszugehen ist,
dass die Umverteilung von unten
nach oben sogar noch weiter zu-
nimmt. Anscheinend finden Sie das
gut. Das passt aber mit Ihren sonsti-
gen Reden nicht zusammen. Inso-
fern entpuppen sich Ihre sonstigen
Reden als Sonntagsreden.

Sie haben von Lohnverfall ge-
sprochen. Den gibt es in der Tat.
Daher ist es dringend notwendig,
dass von politischer Seite gegenge-
wirkt wird, dass Befristungs- und
Leiharbeitsregelungen zurückge-
nommen werden. Wir müssen zu
einer neuen Ordnung am Arbeits-
markt kommen. Nur dann haben
Gewerkschaften bei Streiks und
Auseinandersetzungen eine Chan-
ce, Lohnsteigerungen entsprechend
den Preis- und Produktivitätssteige-
rungen sowie unter Umständen
auch eine Umverteilungskompo-
nente durchzusetzen. Die Politik
muss aber die Rahmenbedingun-
gen dafür schaffen.

(Beifall bei der LINKEN)

Michael Schlecht (*1951)
Landesliste: Baden-Württemberg

Michael Schlecht, DIE LINKE:

Wir müssen zu einer neuen
Ordnung am Arbeitsmarkt kommen

Ein 
Wille zur

Veränderung
ist in 

Ihrer Politik nicht 
festzustellen.

Deutschland geht es in der Tat
gut. Das ist nicht vom Him-
mel gefallen, sondern das ist

das Ergebnis von harter Arbeit, von Re-
formen in den letzten zehn Jahren.
Wir haben uns aus einer Abwärtsspira-
le mit immer mehr Arbeitslosen, mit
einer immer höheren Verschuldung
und immer mehr Sozialausgaben
durch Reformen herausgearbeitet und
befinden uns nun in einer Aufwärts-
spirale mit immer mehr Beschäfti-
gungsverhältnissen, höheren Steuer-
einnahmen und weniger
Sozialausgaben. Wir haben eine wett-
bewerbsfähigere Wirtschaft. Die Refor-
men bezogen sich auf die Flexibilisie-
rung des Arbeitsmarktes, Technologie-
förderung und Gründungsförderung.
Viele Dinge sind zusammengekom-
men. Diese Reformen haben es er-
möglicht, dass beispielsweise die Be-

schäftigungsschwelle in Deutschland,
die vor zehn Jahren noch bei 1,5 Pro-
zent des Wirtschaftswachstums lag,
auf jetzt 0,5 Prozent zurückgegangen
ist. Das heißt, wenn der Wirtschaftsmi-
nister für dieses Jahr ein Wachstum
von 1,8 Prozent voraussagt, dann hat
dies außerordentlich positive Beschäf-
tigungs-effekte in diesem Land.

Die Zahlen, die hier von Teilen der
Opposition angeführt wurden – of-
fensichtlich wurden bewusst falsche
Zahlen genannt; ich kann kaum glau-
ben, dass Sie es nicht besser wissen –,
sind wirklich hanebüchen. Frau Wa-
genknecht spricht davon, dass 25 Pro-
zent der 42 Millionen Menschen in
Deutschland prekär beschäftigt wä-
ren.

Es würde mich interessieren, woher
diese Zahl kommt. Gerade letzte Wo-
che hat die Bundesagentur die Zahlen
zu den Aufstockern korrigiert.

Es gibt in diesem Land 47 000 Auf-
stocker, die Singles sind, und 170 000,
die in Mehrpersonenhaushalten woh-
nen. Das sind insgesamt circa 230 000
Aufstocker. Das sind 0,5 Prozent von
42 Millionen und nicht 25 Prozent.
Ich glaube, da ist Ihnen das Komma
ein bisschen verrutscht.

Behaupten Sie hier nicht irgendwel-
che Sachen, die wirklich hanebüchen
sind!

Wenn ich den Kollegen Hofreiter
höre, sehne ich mich fast nach dem
Herrn Trittin zurück; das muss ich
wirklich sagen. Das, was der erzählt
hat, hatte wenigstens noch ein gewis-
ses intellektuelles Niveau.

Auch Ihre Zahlen stimmen nicht,
Herr Hofreiter. Sie behaupten, dass 7
Prozent in der Zeitarbeit Arbeit finden.
Allein der Klebeeffekt – dabei geht es
um die Menschen, die nach der Zeit-
arbeit beim Kundenunternehmen ver-
bleiben – macht 15 Prozent aus. Das
ist mehr als das Doppelte von dem,
was Sie insgesamt der Zeitarbeit zu-
schreiben.

Zwei Drittel der Menschen, die Zeit-
arbeit als Brücke nutzen, bleiben über
die Zeitarbeit hinaus dauerhaft in Ar-
beit. Das ist die richtige Zahl. Wenn Sie
nicht einmal Statistiken richtig lesen
können, sollten Sie vielleicht etwas lei-
ser sein und hier nicht irgendwelche
Behauptungen aufstellen.

Weil wir diese Reformen unternom-
men haben, haben wir heute höhere
Steuereinnahmen und sind wettbe-
werbsfähiger.

Deswegen können wir uns heute
auch entsprechend etwas leisten in
diesem Land. Deshalb werden wir jetzt
mit der Mütterrente und mit der Ren-
te mit 63 Dinge umsetzen können, die
vor zehn Jahren unmöglich waren. Da-
mals waren die Kassen leer, heute sind
die Kassen voll.

Wir müssen aber aufpassen, dass
wir diese positive Spirale nicht an
mancher Stelle stoppen oder gar ins
Gegenteil verkehren. Das ist wie beim
Olympioniken: Wenn der hart trai-
niert, kann er ganz oben auf dem Po-
dest stehen. Es ist, glaube ich, unstrit-
tig, dass Deutschland nicht nur in
Europa, sondern weltweit ganz oben
auf dem Podest steht. Wenn er nicht

weiter trainiert, wenn er nicht weiter
hart arbeitet, dann wird er bei den
nächsten Olympischen Spielen in vier
Jahren nicht automatisch wieder auf
dem Treppchen stehen. Deshalb soll-
ten wir uns genau anschauen, was wir
tun.

Wir müssen aufpassen: Die Demo-
grafie ist, wie sie ist. Deshalb sind heu-
te die Probleme anders als vor 10, 15,
20 Jahren. Uns fehlen bis 2025 6,5
Millionen Fachkräfte. Sie alle sind
nicht geboren, und so viele Fachkräfte
werden wir sicher nicht durch Zuwan-
derung bekommen. Deshalb brau-
chen wir die älteren Menschen im Ar-
beitsmarkt. Kollege Fuchs hat es schon
angesprochen: Von 2000 bis heute, bis
2014, ist die Beschäftigungsquote der
Älteren, der 55- bis 64-Jährigen, von
38 Prozent auf im letzten Jahr wahr-
scheinlich 65 Prozent gestiegen. Das
heißt, zwei Drittel der Menschen im
Alter von 55 bis 65 sind heute erwerbs-
tätig und nicht mehr nur 38 Prozent.
Die Menschen arbeiten länger. Das ist
ein Grund dafür, dass so viele Men-
schen in Beschäftigung sind und wir
weniger für Sozialausgaben, sei es Ar-
beitslosengeld, sei es Arbeitslosenhil-
fe, oder auch für Rente ausgeben müs-
sen.

Deshalb dürfen wir jetzt keine neu-
en Frühverrentungsmodelle einfüh-
ren. Die Gefahr ist sehr konkret. Mir
wurde dieser Tage ein Beispiel eines
mittelständischen Unternehmens aus
dem Sauerland zugetragen. Das Unter-
nehmen stellt mit 35 Mitarbeitern
Steuerungssysteme für Fregatten her.
In der Abteilung Prüffeld arbeiten vier
Mitarbeiter. Zwei davon könnten nach
der jetzt angedachten Regelung bereits
Ende 2014 statt wie bisher Ende 2016
in Rente gehen. Qualifizierungen für
jüngere Mitarbeiter sind bereits im

Joachim Pfeiffer (1967)
Wahlkreis: Waiblingen

Dr. Joachim Pfeiffer, CDU/CSU:

Das Ergebnis von
harter Arbeit und Reformen
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Gange; es dauert aber mindestens 18
Monate, bis diese beendet sind. Wenn
die jetzt angedachte Regelung umge-
setzt werden würde, würde der Fach-
kräftemangel verstärkt. Dieses mittel-
ständische Hochtechnologieunter-
nehmen wäre direkt davon betroffen.
Auch dort würden Fachkräfte fehlen.
Es wäre dadurch bedroht. Insofern
müssen wir uns ganz genau anschau-
en, was wir auf diesem Gebiet machen.

Herausforderungen, die wir ange-
hen müssen, gibt es in der Tat noch vie-
le; hier kann ich dem Minister nur zu-
stimmen. Ich nenne da die Bereiche
Internet, digitale Wirtschaft, For-
schung und Entwicklung. Auch die
Haushaltskonsolidierung müssen wir
weiter vorantreiben. Das Maastricht-
ziel, dass der Schuldenstand maximal
70 Prozent des Bruttoinlandsprodukts
betragen soll, müssen wir in dieser Le-
gislaturperiode fest im Blick behalten;
in der nächsten wollen wir auf 60 Pro-
zent kommen.

Bei der Entbürokratisierung brau-
chen wir alle. Ich freue mich, dass ich
hier die Kollegin Andreae sitzen sehe.
Gestern Abend waren wir bei einer Ver-
anstaltung, wo sie sich sehr dafür ein-
gesetzt hat, dass wir weiter entbürokra-
tisieren und beispielsweise die steuer-
rechtlichen Aufbewahrungsfristen ver-
kürzen. Da holen wir Sie gerne ins
Boot. Sie hatten dort weiter ausge-

führt, dass man die Grünen hierfür
auch im Bundesrat braucht, weil es so
viele grüne Landesminister gibt. In der
Tat, wir hatten in der letzten Legislatur-
periode zusammen mit der FDP ent-
sprechende Vorschläge gemacht. Die-
se sind im Bundestag verabschiedet
worden und dann lei-
der im Bundesrat
nicht auf Gegenliebe
gestoßen. Insofern sa-
ge ich herzlichen
Dank für die Ankün-
digung Ihrer Unter-
stützung auch im
Bundesrat. Wenn wir
unsere Vorschläge
umsetzen können,
bringen wir den Standort weiter voran.

Ein wichtiges Thema ist die Be-
kämpfung der Langzeitarbeitslosig-
keit. Auch wenn wir beim Abbau der
Arbeitslosigkeit erfolgreich waren – sie
ist um über ein Drittel gesunken –, ver-
zeichnen wir bei der Zahl der Langzeit-
arbeitslosen einen Rückgang um nur
25 Prozent. Das zeigt, dass wir das
Thema angehen müssen. Im Bundes-
haushalt sind dafür 1,4 Milliarden
Euro vorgesehen, unter anderem für
spezielle Programme. Diese Program-
me müssen für die Qualifizierung, für
die Förderung dieser Menschen ge-
nutzt werden und nicht, um sie weg-
zusubventionieren. Manche fordern

hier einen dritten Arbeitsmarkt, um
die Langzeitarbeitslosen quasi durch
kommunale Arbeitsbeschaffungspro-
gramme wegzusubventionieren. Das
ist nicht unser Ansatz. Vielmehr wol-
len wir diese Arbeitslosen aktivieren.
Jeder von ihnen müsste eigentlich je-

den Tag ein Angebot
für Qualifizierung
oder auch für einen
Arbeitseinsatz erhal-
ten, um zurück in den
Arbeitsmarkt zu kom-
men. Es reicht nicht,
dass sie einfach nur fi-
nanziell unterstützt
werden.

Lassen Sie mich
auch noch ein paar Argumente zum ge-
planten Transatlantischen Freihandels-
abkommen anführen. Es geht nicht
nur darum, dass wir wahrscheinlich
das letzte Mal die Chance haben, in
Europa und Nordamerika inklusive
Kanada weit ins 21. Jahrhundert hinein
Standards zu setzen und Impulse zu
geben, sondern es geht auch darum,
den größten Binnenmarkt der Welt mit
800 Millionen Menschen zu schaffen.
Es geht um Wachstumsimpulse von
120 Milliarden Euro auf europäischer
Seite und fast 100 Milliarden Euro auf
amerikanischer Seite. Es geht auch um
den Abbau nicht tarifärer Handels-
hemmnisse und Chancen bei Beschaf-

fungsprozessen. Diese Woche war der
Chefunterhändler im Wirtschaftsaus-
schuss. Er hat dort ganz klar gesagt,
dass beispielsweise bei den Beschaf-
fungsprozessen natürlich auch in Ame-
rika Standards gefunden werden, die
dazu führen, dass europäische Unter-
nehmen dort besser agieren können als
in der Vergangenheit.  Erinnern wir uns
an den US-Auftrag über Tankflugzeuge,
Stichwort Airbus/EADS. So stellen wir
uns den Beschaffungsprozess nicht vor.
Mit nichttarifären Hemmnissen wurde
das Ganze letztlich umgangen.

Lassen Sie uns auch einmal die
Chancen eines solchen Abkommens
sehen! Es werden ja immer nur Risi-
ken und Gefahren betrachtet, sogar bei
den von Frau Künast – sie ist gerade
nicht da – gern ins Feld geführten
Chlorhühnchen. Es wird so getan, als
drohe Europa von Chlorhühnchen
überschwemmt zu werden. Wie ist
denn die Situation? In den USA wird
Geflügel in der Tat seit Jahrzehnten
oder schon immer, um Salmonellen-
befall vorzubeugen, beim Schlachten
mit keimtötenden Substanzen desinfi-
ziert. Diese Chlorhühnchen dürfen –
Stand: heute – in Europa nicht impor-
tiert werden; das ist richtig. Aber die
USA haben bereits 2009 vor dem Dis-
pute Settlement Body der WTO eine
entsprechende Klage eingereicht. Alle
Gutachten der Europäischen Union

besagen, dass Chlorhühnchen nicht
gesundheitsschädlich sind. Was wird
also passieren? Wenn diese Klage er-
folgreich ist, dann werden diese Chlor-
hühnchen, die manche hier als Sym-
bol für den Untergang europäischer
Standards betrachten, in unbegrenzter
Zahl und ungekennzeichnet nach
Europa exportiert werden dürfen.
Wenn es uns aber gelingt, im Rahmen
der TTIP-Verhandlungen Standards
durchzusetzen und auch über Mengen
zu sprechen, dann haben wir die
Chance, hier etwas zu ändern. Das
heißt, selbst bei den Chlorhühnchen
ist die TTIP eine Chance zur Lösung
und nicht Ursache des Problems.

Das bitte ich Sie wirklich einmal in
Betracht zu ziehen, anstatt hier einsei-
tig Emotionen zu schüren und aufzu-
hetzen.

Insoweit muss man sagen: Die Rich-
tung stimmt. Wir werden diesen Weg
konsequent weitergehen, um Wachs-
tum und Beschäftigung zu fördern.
Nachhaltige Konsolidierung verbun-
den mit Technologiepolitik wird dazu
führen, dass Deutschland nach vier
Jahren unter dieser Koalition wieder-
um besser dasteht. Der Jahreswirt-
schaftsbericht, den wir heute diskutie-
ren, ist ein wichtiger Meilenstein dafür.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei

Abgeordneten der SPD)

Sehr geehrter Herr Gabriel, 
angesichts der Rede von
Herrn Pfeiffer will ich meine

Rede ein bisschen sachlicher anfan-
gen: Ihr Jahreswirtschaftsbericht
enthält – das möchte ich sagen –
durchaus einige richtige Analysen.
Sie sagen zum Beispiel zu Recht:
Deutschland braucht eine stärkere
Binnennachfrage. Die Reduzierung
von ökonomischen Ungleichge-
wichten in Europa ist  eine der zen-
tralen Aufgaben bei der Lösung der
aktuellen Krise. Dieser Aufgabe
muss sich endlich auch Deutsch-
land stellen, um die Europäische

Union wirtschaftlich zu stabilisie-
ren.

Dieser Teil des Jahreswirtschafts-
berichts ist richtig, Herr Gabriel. Das
Problem an Ihrem Bericht ist aller-
dings die fehlende Umsetzung; denn
für eine stärkere Binnennachfrage
und eine günstige wirtschaftliche
Entwicklung braucht es höhere Löh-
ne und größere Investitionen, nicht
nur aktuell, sondern auch zukünftig.
Was Sie zur Investitionsförderung
vorschlagen, wirkt auf mich jedoch
eher wie der Scheinriese aus dem
Kinderbuch Jim Knopf und Lukas
der Lokomotivführer – ich weiß
nicht, ob Sie dieses Buch kennen –:
Je näher man Herrn Tur Tur kommt,
desto kleiner wird der Scheinriese.

Da bringt es auch nichts, wenn Sie
sich hier – ich formuliere es jetzt ein-
mal positiv – doch sehr selbstbe-
wusst hinstellen und große Ankün-
digungen machen. Sie müssen sich
an Ihren Taten messen lassen, Herr
Gabriel.

Für die Infrastruktur versprechen
Sie 5 Milliarden Euro. Das klingt erst
einmal super. Das Problem ist aller-
dings: Sie wollen diese 5 Milliarden
Euro über vier Jahre investieren. Tat-
sächlich werden mindestens 7 Milli-
arden Euro gebraucht - jährlich. Das-
selbe bei den Kommunen: Auch hier

versprechen Sie 5 Milliarden Euro,
und zwar für die Eingliederungshil-
fe. Dieses Geld soll aber erst mit dem
Bundesteilhabegesetz kommen, und
das kommt wahrscheinlich erst in
drei bis vier Jahren, also dann, wenn
Ihre Regierung wahrscheinlich gar
nicht mehr im Amt ist.

Bis dahin planen Sie nur mit 1
Milliarde Euro, und das werden
auch keine zusätzlichen Mittel sein.
Da Sie in der heutigen Debatte noch
einmal betont haben, wie wichtig
gerade die Rolle der Kommunen für
Investitionen in unserem Land ist,
frage ich Sie: Wie sollen die Städte
und Gemeinden investieren, wenn
jede dritte Kommune in diesem
Land gar nicht mehr in der Lage ist,
ihre Schulden zu bedienen?

Einige Ihrer Vorhaben sind noch
nicht einmal Scheinriesen, sondern
einfach gar nicht vorhanden. Ich will
ein Beispiel nennen: die energeti-
sche Gebäudesanierung. Das ist mei-
ner Meinung nach eine der wichtigs-
ten Baustellen der Energiewende. 40
Prozent des Energieverbrauchs ent-
stehen im Gebäudebereich. Hier
gibt es immense CO2-Einsparpoten-
ziale. Gleichzeitig gibt es große Job-
chancen in Deutschland. Die steuer-
liche Förderung dieser Maßnahmen
kommt in Ihrem Jahreswirtschafts-

bericht nicht vor. Aus meiner Sicht
enthält Ihr Bericht noch eine ganze
Reihe anderer Themen, die Sie zwar
richtig analysieren, aber bei denen
Sie falsch ansetzen.

Mit Blick auf die Zeit möchte ich
noch einen Punkt ansprechen, der
mir sehr wichtig ist, nämlich das EU-
amerikanische Freihandelsabkom-
men. Ich hatte Sie eigentlich darauf
ansprechen wollen, dass Ihr 80-seiti-
ger Bericht nur einen Halbsatz zu
diesem Freihandelsabkommen ent-
hält. Da Sie das Thema in dieser De-
batte aber angesprochen haben, bin
ich erst einmal erleichtert; denn Sie
haben erkannt, dass wir im Plenum
über dieses Thema diskutieren soll-
ten.

Was Sie zum Freihandelsabkom-
men gesagt haben, trägt aus meiner
Sicht nicht zu der ernsthaften Debat-
te bei, die wir dazu führen müssen.
Sie hätten nämlich sagen müssen,
wie wir es schaffen können, die Um-
welt-, Verbraucher- und Sozial-
schutzstandards in der Europäi-
schen Union zu sichern. Das hätten
Sie erklären müssen. Denn selbst
Herr Bercero, der Chefunterhändler
der EU, der, wie Herr Pfeiffer richtig
sagt, am Montag bei uns im Wirt-
schaftsausschuss war, hat bestätigt,
dass es aktuell Probleme mit dem
Thema Investitionsschutzklausel
gibt.

Wir denken uns das nicht aus. Es
geht dabei nicht darum, über Risi-
ken und Chancen zu reden. Das sind
reale Probleme. Ich will daher von
Ihnen wissen: Wie sichern Sie unse-
re Standards? Wie garantieren Sie,
dass wir am Ende nicht hier im Par-

lament ein Abkommen beraten
müssen, das zum Abbau dieser Stan-
dards führt?

Sie haben die Stichworte Wachs-
tumseffekte und Arbeitsplatzeffekte
im Hinblick auf die TTIP angespro-
chen. Ich möchte wissen, welche
Wachstumseffekte es bei der TTIP
denn noch gibt, wenn Sie die Um-
welt-, Verbraucher- und Sozial-
schutzstandards ausklammern?
Denn ein Großteil der Wachstumsef-
fekte beruht gerade auf dem Abbau
nicht tarifärer Handelshemmnisse.
Was für Wachstumschancen bleiben
ohne diese Standards also noch?

Ich finde, Sie müssen sich zu die-
ser Debatte äußern. Wir müssen da-
hin gehend konkret miteinander
diskutieren. Dieses Thema bewegt
die Menschen nämlich gerade wirk-
lich.

Herr Gabriel, als ich mich auf die
Rede vorbereitet habe, ist mir aufge-
fallen, dass Sie zufällig genau 25 Jah-
re älter sind als ich. Da habe ich mir
gedacht: In 25 Jahren, wenn ich so
alt bin wie Sie jetzt, dann hoffe ich,
in einem Land zu leben, das heute
die richtigen Entscheidungen getrof-
fen hat, in einem Land, das nicht un-
ter einem schlecht verhandelten
Freihandelsabkommen leidet, in ei-
nem Land, das seine Städte verant-
wortlich finanziert, und in einem
Land, in dem sich die Menschen und
die Wirtschaft darauf verlassen kön-
nen, dass Straßen, Schienen und
Brücken nicht zerbröseln.

Damit müssen Sie heute anfan-
gen.

(Beifall)

Katharina Dröge (*1984)
Landesliste: Nordrhein-Westfalen

Katharina Dröge, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Ihre Vorhaben
sind Scheinriesen 
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Ein
wichtiges Thema

ist die
Bekämpfung der

Langzeit-
arbeitslosigkeit.

Fortsetzung von Seite 7: Dr. Joachim Pfeiffer (CDU/CSU)
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Wi stahn d'för, wi mutten
d'dör – so würde ein
Ostfriese aus meiner

Heimat in seiner Sprache eine Si-
tuation beschreiben, in der er vor
großen Aufgaben steht und nicht
zögern möchte, diese Aufgaben
auch in Angriff zu nehmen. Diese
Beschreibung passt meiner Mei-
nung nach auch auf den Jahres-
wirtschaftsbericht 2014 der Bun-
desregierung, den der Bundesmi-
nister für Wirtschaft und Energie,
Sigmar Gabriel, vorgelegt hat.

Wir können mit Fug und Recht,
gerade auch mit Blick auf die eu-

ropäischen Nachbarn, konstatie-
ren, dass sich die Wirtschaft und
der Arbeitsmarkt in Deutschland
in guter Verfassung befinden.
Trotzdem stehen wir vor einigen
Herausforderungen, die zu bewäl-
tigen sind, damit sich die wirt-
schaftliche Entwicklung der Bun-
desrepublik auch weiterhin posi-
tiv im Sinne der Menschen unseres
Landes vollziehen
kann.

Eine dieser He-
rausforderungen ist
die Reform des Er-
n e u e r b a r e - E n e r -
gien-Gesetzes, über
die ich heute reden
möchte. Es gibt ver-
schiedene Gründe,
warum es einer Re-
form des EEG bedarf.

Die erneuerbaren Energien in
Deutschland sind aus den Kinder-
schuhen längst herausgewachsen.
Hinsichtlich der Maßnahmen zur
Einführung sehen wir uns folglich
von der Lebenswirklichkeit über-
holt. Längst haben wir Ziele er-
reicht, die vor einigen Jahren noch
als ehrgeizig beschrieben worden
wären. 25 Prozent des erzeugten
Stroms werden mit erneuerbaren
Energien produziert. Das allein

beweist den Erfolg der Energie-
wende in Deutschland.

Nun ist es an uns, die Energie-
wende in eine neue Phase zu füh-
ren. Der Minister hat dazu in sei-
nen Eckpunkten die Leitlinien
Kosteneffizienz, Wirtschaftlich-
keit, Planbarkeit und Verlässlich-
keit formuliert. Was es bedeutet,
wenn Planbarkeit und Verlässlich-

keit nicht gegeben
sind, das musste
meine Heimat Ost-
friesland in den
letzten Jahren
schmerzlich erfah-
ren. Circa 2 000
qualifizierte Ar-
beitsplätze sind bei
uns im Bereich der
Offshorewindener-

gie in den vergangenen zwei Jahren
verlorengegangen. Nicht nur, aber
auch deshalb ist es wichtig, die
Ausbauziele in den nächsten Jah-
ren planbar und verlässlich zu ge-
stalten.

Dabei geht es nicht darum, die
erneuerbaren Energien auszu-
bremsen. Vielmehr geht es darum,
den Ausbaukorridor angemessen
festzulegen. Durch die Verlänge-
rung des Stauchungsmodells bis
2019 wird gerade die Entwicklung

im Bereich der Offshorewindener-
gie planbar und verlässlich gesteu-
ert. Wir benötigen die Windener-
gieanlagen auf See als einen Bau-
stein der Erneuerbaren, da die Off-
shorewindenergie mit über 4 000
Volllaststunden im Jahr für eine
stetige Grundlast sorgt. Die ange-
strebten 6,5 Gigawatt bis zum Jahr
2020 sind ein ehrgeiziges Ziel.

Bei der Onshorewindenergie ist
mit einem jährlichen Ausbauziel
von 2,5 Gigawatt sozusagen ein at-
mender Deckel vorgesehen. Dieses
Ziel ist in den letzten zehn Jahren
nur einmal überhaupt übertroffen
worden. Deshalb dient dieses Aus-
bauziel in erster Linie der Planbar-
keit hinsichtlich der Anpassung
der Stromnetze und sollte nicht als
Beschränkung der erneuerbaren
Energien angesehen werden, Herr
Hofreiter. Es bleibt dabei: Wir wol-
len bis 2050 einen Anteil von 80
Prozent erneuerbare Energien im
Stromnetz erreichen.

Insbesondere weil wir die Ener-
giekosten der Menschen im Auge
behalten und Ener-
gie auch noch in
Zukunft bezahlbar
halten wollen, wer-
den wir die Über-
förderungen ab-
bauen. Die Über-
förderungen der
letzten Jahre waren
beim Start der
E n e r g i e w e n d e
zwingend erforderlich. Bei dem
jetzt erreichten Ausbaustand der
erneuerbaren Energie muss hier
nun allerdings ein Umdenken ein-
setzen. Dabei möchten wir, dass
die sehr positive Entwicklung der
direkten und indirekten Bürgerbe-
teiligung über Bürgerwindparks
oder Bürgerenergiegenossenschaf-
ten weiter fortgesetzt werden
kann.

Nicht zuletzt hängt auch die Ak-
zeptanz der Bürgerinnen und Bür-
ger an der direkten Beteiligung bei
der Umsetzung der Energiewende.

Zur Akzeptanz gehört auch Ehr-
lichkeit. Daher bin ich dem Minis-
ter dankbar, dass er kürzlich klar-
gemacht hat, dass wir die Kosten
für die Verbraucher nicht zulasten
der Energiewende senken werden.
Es geht beim weiteren Ausbau der
Energiewende vielmehr darum, ei-
nen rasanten Kostenanstieg mit
seinen Folgen für die Menschen zu
verhindern. Auch das trägt zur ge-
rade erwähnten Akzeptanz der
Energiewende durch die Bürgerin-
nen und Bürger bei.

Ohne diese Akzeptanz – das
muss uns allen klar sein – würde es
extrem schwer werden, die Ener-
giewende umzusetzen. Problema-
tisch erscheint mir, wenn bereits
an oberster Stelle die Akzeptanz
der Energiewende infrage gestellt
wird; über die Bedeutung der Kom-
munalwahlen in Bayern für die
Energiewende in Deutschland und
Europa werden wir noch in der Ak-
tuellen Stunde debattieren kön-
nen.

Unstrittig ist – das hat auch Frau
Bundeskanzlerin deutlich gemacht
–, dass wir die Leitungen brau-
chen. Beim Netzausbau lautet die
Devise: So viel wie nötig, aber so
wenig wie möglich.

Sehr geehrter Herr Minister, Sie
haben in der gestrigen Ausschuss-
sitzung das Struck'sche Gesetz an-
gesprochen. In diesem Zusammen-
hang würde ich gerne darüber be-
richten, was man mir in meiner
Heimat nach Bekanntgabe des Eck-
punktepapiers mit in den Rucksack
gelegt hat. Bei uns stehen Wind-
parks in einigen Gemeinden kurz
vor der Genehmigung, die nicht
nur in den jeweiligen Gemeinden,
sondern auch mit den Gemeinden
und deren Bürgerinnen und Bür-
gern realisiert werden sollen. Das
sind Projekte, für die bereits Ver-
pflichtungen eingegangen und Ver-
träge unterschrieben werden muss-
ten. Angesichts des Vorlaufs für
Windenergieprojekte sollten wir
uns – das ist meine Meinung – über
die Stichtagsregelung noch einmal

Gedanken machen.
Die Energiewen-

de muss auch im eu-
ropäischen Kontext
betrachtet werden.
Wenn der Sachver-
ständigenrat die
Umsetzung der
Energiewende in
Deutschland als Al-
leingang bezeich-

net, bedeutet das, dass wir voran-
gegangen sind und damit schon
wesentlich mehr Fortschritte ge-
macht haben als die anderen Mit-
gliedstaaten.

Vor allem den CO2-Zertifikaten
möchte der Sachverständigenrat
mehr Bedeutung beimessen.  Dass
CO2-Zertifikate für den Börsenpreis
des Stroms eine wichtige Bedeutung
haben, steht außer Frage. Der Weg
zur notwendigen Reduzierung der
Zertifikate ist aber sehr komplex,
und wir haben es in Deutschland
nicht allein in der Hand, wie sich
die EEG-Umlage entwickeln wird;
denn über die CO2-Zertifikate wird
in Brüssel entschieden. Die wenigs-
ten Mitgliedsstaaten wollen dieses
Thema so ambitioniert anfassen
wie Deutschland. Deswegen sollten
wir uns vehement für die 40-pro-
zentige Reduktion der Zertifikate
einsetzen.

Bis zur Verabschiedung des Ge-
setzentwurfes im Juni wird noch
viel Arbeit auf uns alle zukommen.
Vor dieser Arbeit stehen wir nun,
und da müssen wir durch - oder
wie wir Ostfriesen sagen: Wi stahn
d'för, wi mutten d'dör.

Besten Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei

Abgeordneten der CDU/CSU)

Johann Saathoff (*1967)
Wahlkreis: Aurich - Emden

Johann Saathoff, SPD:

Das Erneuerbare-Energien-Gesetz
bedarf einer Reform 
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Dies ist eine gekürzte Version der
Debatte. Außerdem sprachen: Dr. Andreas
Lenz (CDU/CSU), Gabriele Katzmarek
(SPD), Andreas G. Lämmel (CDU/CSU)
und Ulrich Freese (SPD).

Die erneuerbaren
Energien 

sind aus den
Kinderschuhen

längst herausge-
wachsen.

Wir wollen bis
2050 einen Anteil

von 80 Prozent
erneuerbare

Energien 
erreichen.

Eine Stromautobahn soll Strom aus Windkraftanlagen in Norddeutschland nach Süddeutschland transportieren.
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Das letzte Mal entscheiden wir
über die Verlängerung des
ISAF-Mandates für Afgha-

nistan. Der längste, härteste und op-
ferreichste Kampfeinsatz der Bundes-
wehr geht nach zwölf Jahren am En-
de dieses Jahres zu Ende. Ich bin si-
cher: Über Erfolg oder Misserfolg
werden wir auch in diesem Hause
noch streiten. Das muss auch so sein.
Lessons learned, das gehört dazu.
Wir müssen analysieren – auch im
Hinblick auf künftige Auslandsein-
sätze –: Was lässt sich eigentlich er-
reichen, was aber auch nicht? Das zu
bewerten, ist Aufgabe der Öffentlich-
keit und auch Aufgabe dieses Parla-
ments.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
das darf uns alles aber nicht verges-
sen lassen, dass es Angehörige der
Bundeswehr, vieler ziviler Hilfsdiens-
te, Polizisten und Diplomaten wa-
ren, die in diesen letzten zwölf Jah-
ren den Kopf in Afghanistan hinge-
halten haben. Deshalb vorab mein
herzlicher Dank den Tausenden, die
in diesen zwölf Jahren, von 2002 bis
2014, in Afghanistan mehr als ihre
Pflicht getan haben. Herzlichen
Dank dafür!

Ich ahne es natürlich: Manche wer-
den sagen – vielleicht schon heute –
: Zwölf Jahre Einsatz in Afghanistan
– zwölf verlorene Jahre.

Ich warne nur davor, so reflexhaft
zu agieren. Wer erinnert sich eigent-
lich noch, wie das damals begann? 
3 000 Tote beim Anschlag auf das
World Trade Center, Anschläge isla-
mistischer Attentäter auf Bali, Djerba
und in Casablanca: Überall dort sind
auch Deutsche zu Opfern geworden.

Haben auch wir nicht damals be-
fürchtet, dass das, was da in Amerika
seinen Ausgang genommen hat, bei
uns in Europa ankommen könnte,
dass auch Menschen in Berlin, Ham-
burg oder München zu Opfern wer-
den könnten? Europa ist nicht ver-
schont geblieben. Hunderte sind bei

den Anschlägen in London und Ma-
drid gestorben. Wir in Deutschland
sind verschont geblieben, aber die
Angst, ob es Gesinnungsgenossen
der Hamburger Attentäter geben
könnte, die vielleicht in Köln, Ulm,
Frankfurt oder anderswo zuschlagen
könnten, war doch auch hier unter
uns. Damals war die Bedrohung je-
denfalls nicht abstrakt, sie wurde ge-
fühlt. Sie kam von Attentätern, deren
Blutspur ihren Ausgang in den Trai-
ningscamps von Tora Bora oder an-
derswo in Afghanistan nahm.

Ja, vielleicht haben wir nicht an je-
dem Tag alles richtig gemacht in Af-
ghanistan; das kann sein. Aber aus
meiner Sicht wäre es zynisch gewe-
sen, nichts zu tun, andere vorzuschi-
cken, um den Ausbildern des Terrors
ihr Handwerk zu legen, aber selbst
hier in Deckung zu bleiben. Es ging
auch um den Schutz unserer Bürger
hier in Deutschland.

Deshalb haben wir
uns gemeinsam mit
40 anderen Nationen
entschieden, nach
Afghanistan zu ge-
hen. Vieles von den
hehren Zielen, die
auf dem Bonner Pe-
tersberg vereinbart
worden sind, mögen
wir nicht erreicht haben. Aber jeden-
falls ist Afghanistan heute nicht mehr
die Ausbildungszentrale für weltwei-
ten islamistischen Terrorismus.

Wenigstens das ist erreicht. Wer die
Jahre des Terrors und die Toten nicht
vergessen hat, liebe Freunde, der
weiß auch: Schon damit ist viel er-
reicht.

Jetzt sind zwölf Jahre seit Beginn
des Einsatzes in Afghanistan vergan-
gen. Dieses Jahr 2014 ist ein Schlüs-
seljahr. Die internationalen Streit-
kräfte beenden ihren Kampfeinsatz,
ein neuer Präsident wird gewählt,
und am Ende dieses Jahres wird Af-
ghanistan die volle Verantwortung
für die eigene Sicherheit im Land
übernehmen. Während sich gegen-
wärtig Tausende von ISAF-Soldaten
in Kabul, Herat, Kandahar, Masar
und anderswo auf den Rückweg in
die Heimat vorbereiten, bleibt für
uns die Frage: Haben sich die An-
strengungen, der Einsatz von finan-
ziellen Mitteln, die Opfer und die po-
litischen Risiken gelohnt? Mit Blick
auf das Ende des Jahres stellt sich
aber vor allem die Frage: Wie sichern
wir eigentlich das, was mit vielen
Mühen in Afghanistan auf den Weg
gekommen ist?

Nun ist üblich geworden, kleinzu-
reden, was auf den Weg gekommen
ist. Nach zwölf Jahren Einsatz – in

fast jedem Jahr begleitet durch viele
schlechte Nachrichten – hat sich das
Interesse der Öffentlichkeit von Af-
ghanistan etwas abgewandt. Die Bi-
lanz, die wir für Afghanistan zu zie-
hen haben, ist gemischt; sie ist nicht
eindeutig. Aber geschönte Bilanzen
helfen in der öffentlichen Debatte,
die wir vor uns haben, überhaupt
nicht weiter. Die Hoffnungen von Pe-
tersberg sind in der einen oder ande-
ren Hinsicht unerfüllt geblieben. Es
ist nicht einmal garantiert, dass das,
was in Afghanistan in den letzten
zwölf Jahren entstanden ist, so
bleibt. Das ist aber gerade das Ent-
scheidende. Was uns in den letzten
Jahren aus dem Blick geraten ist, ist
für die Menschen in Afghanistan, die
30 oder mehr Jahre Krieg und Bürger-
krieg hinter sich haben, überlebens-
wichtig. Wir haben dort Schulen,
Straßen und Brunnen gebaut. Wir

haben dabei gehol-
fen, dass 10 Millio-
nen Kinder zur Schu-
le gehen – von die-
sen 10 Millionen
Kindern sind etwa 40
Prozent Mädchen –
und heute der elek-
trische Strom in Ka-
bul stabiler fließt als
auf der anderen Seite

der Grenze, in Pakistan. In vielen Re-
gionen in Afghanistan gibt es eine
medizinische Basisversorgung, die
nicht an unseren Maßstäben gemes-
sen werden kann, die aber dazu ge-
führt hat, dass die Kindersterblich-
keit deutlich gesunken ist.

Am Wochenende bin ich auf dem
Flughafen Masar-i-Scharif gelandet.
Er wurde jahrelang militärisch ge-
nutzt. Wir haben ihn für die zivile
Nutzung vorbereitet für den Zeit-
punkt, in dem die deutschen Solda-
ten dort abziehen. Es ist der einzige
Flughafen, jetzt auch Zivilflughafen,
in ganz Nordafghanistan und des-
halb ein Wirtschaftsfaktor mit ganz
erheblichem Potenzial.

Da, wo wir konnten, haben wir ge-
holfen, dass so etwas wie eine wache
Zivilgesellschaft entsteht. Wir unter-
stützen junge Afghanen und noch
mehr junge Afghaninnen, die ihre
Gesellschaft moderner und offener
machen wollen, immer noch gegen
harte Widerstände. Ich darf Ihnen
nach meinem letzten Besuch versi-
chern: Auch das trägt Früchte. Die
Vorbereitungen der Wahlen belegen,
dass es zum gegenwärtigen Zeitpunkt
Eintragungen in die Wahllisten gibt,
wie es sie in diesem Umfang in der
Vergangenheit nicht gegeben hat. Es
gibt ziemlich gute technische Vorbe-
reitungen, Diskussionen zwischen

den Kandidaten in Hallen und im
Fernsehen, wie man es auch bei west-
lichen Wahlkämpfen sieht.

Das alles, meine Damen und Her-
ren, liebe Kolleginnen und Kollegen,
mag für viele bei uns zu wenig sein.
Aber das, was ich berichtet habe, ist
für die Afghanen unheimlich viel.
Das verdient verteidigt zu werden.
Dafür sollten wir einstehen.

Wenn ich sage, dass das verteidigt
werden muss, dann meine ich nicht
in erster Linie uns. Es muss vor allen
Dingen von den Afghanen selbst ver-
teidigt werden. Ich finde, wir sollten
den Afghanen über dieses Jahr hi-
naus zur Seite stehen, aber anders als
in den letzten zwölf Jahren, in gerin-
gerem Umfang, nicht mehr mit
Kampfauftrag, aber unterstützend,
damit die Afghanen den Übergang
von fremder Verantwortung im eige-
nen Land hin zu eigener Verantwor-
tung organisiert bekommen. Das
sind wir nicht nur den Afghanen
schuldig, sondern auch uns selbst.

Wenn wir über ein Engagement
nach dem Ende von ISAF nachden-
ken, dann hat das Voraussetzungen.
Darüber habe ich am Wochenende
mit Präsident Karzai anderthalb
Stunden lang gesprochen. Wir haben
auch über die Sicherheitslage gespro-
chen, die trotz größter afghanischer
Anstrengungen nicht überall unter
Kontrolle ist. Das kann man daran
sehen, dass die Zahl der afghani-
schen Sicherheitskräfte nach wie vor
erfreulich steigt. Aber tragisch ist die
Zahl der Verluste. Im Jahr 2013 sind
fast 5 000 afghanische Polizisten und
Soldaten bei der Ausübung ihrer Tä-
tigkeit ums Leben gekommen. Das
zeigt, dass die Bedrohung durch radi-
kale Kräfte im Land weiterhin viru-
lent ist. Natürlich können im Umfeld
der Präsidentschaftswahlen – das
will ich nicht verschweigen – alte
Konflikte längs der alten ethnischen
Grenzen, die wir noch in Erinnerung
haben, jederzeit wieder aufbrechen.
Ich habe deshalb dem Präsidenten in
diesem langen Gespräch gesagt: Wir
sind, wahrscheinlich gemeinsam mit
unseren Partnern in Europa, gern be-
reit, den zivilen Wiederaufbau in Af-
ghanistan weiterhin zu unterstützen.
Dazu gehört aus meiner Sicht auch
die Ertüchtigung von Sicherheitskräf-
ten, Armee und Polizei, in Afghanis-
tan. Aber diese Bereitschaft ist natür-
lich an Voraussetzungen geknüpft.
Erstens müssen wir willkommen
sein. Das sind wir, glaube ich; jeden-
falls versichern das alle. Aber es reicht
nicht aus, willkommen zu sein. Da-
rüber hinaus brauchen wir zweitens
Rahmenbedingungen, auch Sicher-
heitsrahmenbedingungen, die einen
Aufenthalt nach 2014 erlauben.

Der Schlüssel zu diesen Sicher-
heitsrahmenbedingungen – das wis-
sen Sie – ist das bilaterale Sicher-
heitsabkommen zwischen Afghanis-
tan und den USA. Nur wenn der Kern
stimmt, wenn 8 000 bis 10 000 US-
amerikanische Soldaten über 2014
hinaus in Afghanistan sind, dann

sind wir in der Lage, darüber nachzu-
denken, tatsächlich Aufgaben im
Rahmen der Ausbildung, des Trai-
nings und der Beratung der afghani-
schen Sicherheitskräfte zu überneh-
men. Deshalb habe ich Karzai in al-
ler Offenheit und Klarheit gesagt: Es
mag ein bilaterales Abkommen zwi-
schen Afghanistan und den USA
sein, aber es ist für uns die Vorausset-
zung dafür, über eine weitere Unter-
stützung in Afghanistan nachzuden-
ken.

Wie Sie wissen, ist das Abkommen
bisher nicht unterzeichnet. Ich habe
die Gründe und mögliche Lösungs-
wege mit Karzai besprochen. Aber
der Stand ist – das will ich Ihnen in
aller Offenheit sagen –: Es gibt kei-
nen festen Zeitplan für die Unter-
schrift. Karzai hat zu meiner Zufrie-
denheit sehr eindeutig erklärt, Afgha-
nistan werde unterschreiben, aber es
gebe bisher keinen Zeitplan für die
Unterschrift. Ich habe deshalb gesagt
– weil man das in einer solchen Si-
tuation sagen muss –, dass wir als
Bundesregierung nicht nur die Öf-
fentlichkeit in Deutschland, sondern
auch dieses Parlament davon über-
zeugen müssen, dass die Fortsetzung
des Engagements in Afghanistan not-
wendig ist.

Ich habe dem afghanischen Präsi-
denten jedenfalls sehr deutlich ge-
sagt: Wenn wir im Deutschen Bun-
destag über ein Nach-ISAF-Engage-
ment sprechen, dann scheint das aus
afghanischer Sicht etwas Selbstver-
ständliches zu sein; aber für die deut-
sche Öffentlichkeit ist es das keines-
wegs. Bei der Unterschrift geht es um
eine Frage der Glaubwürdigkeit. Die
Unterschrift unter das bilaterale Se-
curity Agreement ist deshalb so wich-
tig, weil wir nur dann in die Detail-
planung des möglichen Engage-
ments für die Jahre 2015 und folgen-
de eintreten können.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
ich bin am Schluss meiner Rede. Ich
habe zum letzten Mal vor fünf Jah-
ren, im Jahre 2008, von diesem Pult
aus um Zustimmung für ein ISAF-
Mandat gebeten. Ich erinnere mich
noch gut an die Debatte, die wir hier
geführt haben. Damals haben nicht
wenige in diesem Hohen Hause ge-
fordert, dass wir uns sofort und ein-
seitig aus dem ISAF-Einsatz ausklin-
ken; Sie erinnern sich so gut wie ich.

Ich glaube, Herr Gehrcke, dass es
gut war, dass wir zu unserer Verant-
wortung gestanden haben und dass
der Grundsatz, den ich 2008 vertre-
ten habe, bis heute gilt. Er lautet: Wir
gehen da gemeinsam rein und ge-
meinsam raus.

Jetzt stehen wir vor der letzten Ver-
längerung des ISAF-Mandates. Ge-
meinsam mit unseren Partnern und
im Einklang mit den Resolutionen
des Sicherheitsrates werden wir ISAF
zum Ende dieses Jahres beenden. Ich
darf Sie im Namen der Bundesregie-
rung um Ihre Zustimmung bitten.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Frank-Walter Steinmeier (*1956)
Bundesminister 

Dr. Frank-Walter Steinmeier, SPD, Bundesminister des Auswärtigen:

Wir gehen da gemeinsam
rein und gemeinsam raus 

Die Bilanz,
die wir für

Afghanistan zu
ziehen haben, ist
gemischt; sie ist
nicht eindeutig.
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Sie haben recht, Herr Bundesau-
ßenminister: Letztmalig wird
der Deutsche Bundestag heute

über die Verlängerung des Einsatzes
der knapp 3 200 Bundeswehrsolda-
tinnen und Bundeswehrsoldaten in
Afghanistan beraten und entschei-
den. Nach Abschluss des Jahres 2014
werden allerdings noch 600 bis 800
Soldatinnen und Soldaten vor Ort
bleiben, um bei der Ausbildung zu
helfen sowie Beratung und Unter-
stützung zu gewähren.

Dazu habe ich mehrere Fragen.
Die erste Frage lautet: Warum kann
die Ausbildung eigentlich nicht hier
oder anderswo stattfinden? Warum
müssen unsere Soldaten in Afgha-
nistan bleiben? Meine zweite Frage:
Selbst wenn sie dort bleiben, dann
ist es doch kein Kampfeinsatz mehr.
Müsste dann nicht die UN-Resoluti-
on dahin gehend geändert werden,
dass nicht Kapitel VII der Charta als
Grundlage herangezogen wird, son-
dern Kapitel VI? Dann dürften Sol-
daten wie im Inland nur noch in
Notwehr schießen und in keinem
anderen Fall; denn ein Kampfeinsatz
wäre damit untersagt. Meine Frage
an Sie: Werden Sie sich dafür einset-
zen, dass in der UN-Resolution Ka-
pitel VII durch Kapitel VI der Charta
ersetzt wird? Das wäre nämlich
zwingend notwendig.

Sie haben über das Sicherheitsab-
kommen zwischen den USA und Af-
ghanistan gesprochen. Herr Ströbele
hat dazu eine richtige und wichtige
Frage gestellt, mit der er uns auch ein
bisschen darüber informiert hat, um
welche Teile es geht. Abgesehen 
davon: Haben Sie eigentlich einen
Plan B? Was passiert, wenn der Ver-
trag nicht zustande kommt? Ich ha-
be versucht, das herauszubekom-
men; aber das weiß keiner. Das
scheint mir wenig systematisch, we-
nig koordiniert und wenig geplant
zu sein. Weshalb gibt es überhaupt
den Abzug der Soldaten, nicht nur
der deutschen, sondern auch der an-
derer Nationen? Ich sage Ihnen: Das
hängt mit dem Scheitern des NATO-

Krieges in Afghanistan zusammen.
Es gibt keine andere logische Fest-
stellung.

Der Einsatz war die falsche Ant-
wort auf die Anschläge auf das
World Trade Center am 11. Septem-
ber 2001 in den USA. Man hätte an-
dere Wege gehen können. Schauen
wir uns doch einmal die Bilanz nach
13 Jahren Krieg an – die haben Sie
hier nicht benannt –: über 70 000
Tote, unter den Toten Tausende Zivi-
listinnen und Zivilisten, auch Kinder
und eben Frauen, allein in Kunduz,
auch von unseren Soldaten verur-
sacht, bis zu 142 tote Zivilistinnen
und Zivilisten und Hunderttausende
Verwundete.  Ich bitte, nicht zu ver-
gessen, dass auch 54 Bundeswehr-
soldaten ihr Leben gelassen haben.
Das hat große Trauer und großes
Entsetzen in deren
Familien und bei de-
ren Freundinnen
und Freunden ausge-
löst. Bisher waren
mehr als 100 000
deutsche Soldatin-
nen und Soldaten in
Afghanistan. Ein
Drittel von ihnen lei-
det unter posttrau-
matischen Belastungsstörungen.
Das sind über 30 000 Menschen. Wir
werden sie noch jahrelang betreuen
und behandeln müssen. Auch das ist
ein Ergebnis dieses Krieges.

Lassen Sie mich auch ein Wort zu
den Kosten sagen – gerade haben wir
eine Wirtschaftsdebatte geführt; wir
führen auch Sozialdebatten –: Der
ganze Krieg kostet uns nach Ein-
schätzung des Deutschen Instituts
für Wirtschaftsforschung bis Ende
2014  23 Milliarden Euro.

Was waren die Ziele, Herr Stein-
meier, und was ist davon erreicht
worden? Das erste Ziel lautete: 
Al-Qaida muss vernichtet und die
Ausbildung von Terroristinnen und
Terroristen durch al-Qaida verhin-
dert werden. Das ist aber nicht ver-
hindert worden. Al-Qaida bildet
weiter Terroristinnen und Terroris-
ten aus. Sie sagen, es ist ein großer
Erfolg, dass das nicht mehr in Afgha-
nistan stattfindet? Jetzt findet das in
Pakistan, im Jemen und in anderen
Ländern statt. Das ist doch kein Er-
folg, ganz im Gegenteil.

Wie wollen Sie das lösen? Wollen
Sie in diesen Ländern jetzt auch
Krieg führen? Was soll die Antwort
darauf sein?

Zweitens. Es sollte ein Regime-
wechsel erreicht werden. Die Taliban
sollten endgültig entmachtet wer-
den. Nun sprechen selbst die USA
mit den Taliban darüber, ob sie nicht
bereit sind, in die Regierung zurück-
zukehren. Auch dieses Ziel ist also
völlig verfehlt worden.

Drittens. Es wurde gesagt, dass die
inneren Kämpfe beendet werden
müssen. Ist das wirklich gelungen?
Seit 2013 nehmen die Kämpfe wie-
der deutlich zu. Heute sind in Afgha-
nistan 65 ehemalige Kämpfer aus
den Gefängnissen entlassen worden
– gegen den Willen der USA. Nicht
einmal darauf achtet die afghanische
Regierung jetzt noch. Es gibt einen
gewaltigen Anstieg der Zahl der Op-
fer, gerade im Jahr 2013. Herr Stein-
meier, die UN-Organisation UNA-
MA stellt fest, dass das Jahr 2013 das
gewaltreichste Jahr in Afghanistan
seit 2001 war. Wenn Sie diesen Hin-
tergrund sehen, beweist das doch
das Scheitern des Krieges. Die Ge-
walt hat nicht abgenommen, son-
dern zugenommen.

Allein im Jahr 2013 haben wir im
Vergleich zum Vor-
jahr eine Verdoppe-
lung der Verluste bei
den afghanischen
Streitkräften und bei
der afghanischen Po-
lizei zu verzeichnen: 
4 600 Gefallene auf
deren Seite. Die Zahl
der zivilen Opfer hat
sich im Vergleich

zum Vorjahr um 700 erhöht. Das
heißt, im Jahr 2013 gab es 8 615 zi-
vile Tote in Afghanistan. Im Verant-
wortungsbereich der Bundeswehr, al-
so in den nordafghanischen Provin-
zen, gibt es eine dramatische Zunah-
me der Angriffe und Kämpfe. Die
Anzahl der sicherheitsrelevanten
Vorfälle ist im Jahr 2013 im Vergleich
zum Jahr 2012 um 35 Prozent gestie-
gen. Das ist das Ergebnis.

Im Übrigen ist es wirklich nicht
hinnehmbar – auch das muss ich sa-
gen, Herr Bundesaußenminister –,
dass die Zahlen, die Sie der Bevölke-
rung zur Verfügung stellen, immer
knapper werden. Wir brauchen hier
Transparenz. Wir müssen wissen,
was dort passiert.

Das vierte Ziel war – darauf sind Sie
ein bisschen eingegangen –, in Afgha-
nistan in kultureller, humaner, demo-
kratischer und rechtsstaatlicher Hin-
sicht einen Fortschritt zu 
erzielen. Schauen wir uns die Realitä-
ten an: 2,7 Millionen Afghaninnen
und Afghanen haben Afghanistan
verlassen, sind geflüchtet. Die Zahl
der Binnenflüchtlinge hat mit 590
000 ihren Höchststand erreicht. Hin-
sichtlich der Lebenserwartung, des
Lebensstandards und der Bildung –
Sie haben die Bildung erwähnt – hat
sich Afghanistan deutlich verschlech-
tert. Es nimmt jetzt Platz 175 von 187
Ländern ein. Von Fortschritt kann da
gar keine Rede sein. Die Müttersterb-
lichkeit liegt bei 500 pro 100 000 Ge-
burten. Das ist im internationalen
Vergleich eine sehr hohe Zahl. 10 Pro-

zent der Kinder sterben vor Erreichen
des fünften Lebensjahres. Nur 39 Pro-
zent der Afghaninnen und Afghanen
haben Zugang zu Trinkwasser. Nur
7,5 Prozent der Afghaninnen und Af-
ghanen haben Zugang zur Abwasser-
entsorgung. 7,5 Prozent! Die Gewalt
gegen Frauen hat dramatisch zuge-
nommen: Im ersten Halbjahr 2013
gab es über 4 100 Fälle. Das ist die
letzte Zahl, die wir bekommen ha-
ben. Die Anbaufläche für Opium
wurde während des Krieges versechs-
undzwanzigfacht. Ich bitte Sie! Af-
ghanistan ist heute Weltmeister im
Opiumexport. Das alles haben wir
zugelassen. Das muss man ehrlicher-
weise hier erklären.

Auch die Bundeswehr arbeitet in-
zwischen mit den Drogenbaronen
zusammen.

Die Menschenrechtsverletzungen
nehmen zu. Die UN-Organisation
UNAMA bestätigt, dass es systemati-
sche Folterungen und Misshandlun-
gen in den Gefängnissen, Plünde-
rungen und Morde auch von Polizei
und Milizen der Warlords auch im
deutschen Zuständigkeitsbereich,
speziell in den Provinzen Kunduz
und Baghlan, gibt.

Ein Bericht des Afghanistan Ana-
lysts Network vom November 2013
kommt zu dem Schluss, dass die Prä-
senz der Bundeswehr im Norden
zwölf Jahre lang nichts an der wirk-
lichen Machtverteilung änderte und
die Bundeswehrverantwortlichen
am Schluss mit den stärksten Macht-
habern, das heißt mit den Warlords
und ihren Banden, kooperierten.
Das sagt diese Organisation, nicht
Die Linke. Jede Vorstellung, dass die
Bundeswehr Entwicklung vorantrei-
ben kann, ist auch vom früheren Ver-
teidigungsminister de Maizière in
unserer Fraktion zu Recht zurückge-
wiesen worden. Er hat gesagt: Die
Bundeswehr ist kein Entwicklungs-
helfer, sondern eine Armee. Eine Ar-
mee – das sage ich Ihnen – hat gänz-
lich andere Aufgaben und ein gänz-
lich anderes Selbstverständnis.

Mit anderen Worten: Keines der
Ziele wurde erreicht. Den Afghanin-
nen und Afghanen geht es nicht bes-
ser, sondern schlechter. Wir haben
Tote verursacht und eigene Tote zu
beklagen.

Dieser Krieg wurde hinsichtlich
der Bundeswehr durch SPD und

Grüne, durch Bundeskanzler Schrö-
der, Kanzleramtschef Steinmeier,
Verteidigungsminister Scharping
und Außenminister Fischer mit Zu-
stimmung von Union und FDP ein-
geleitet und durchgeführt. Wir, die
Linken, haben nicht nur dagegen ge-
stimmt, sondern immer wieder er-
klärt, dass man die Probleme der
Menschheit mit Kriegen nicht lösen
kann. Im Gegenteil!

Ich hatte gehofft und hätte er-
wartet, Herr Steinmeier, dass Sie
heute das Desaster eingestehen
und sich zumindest entschuldigen
bei den Afghaninnen und Afgha-
nen sowie unseren Soldatinnen
und Soldaten.

Ja, das hätte ich erwartet. Dass es
ein völliges Desaster ist, räumen Sie
schon deshalb ein – ich werde es Ih-
nen jetzt belegen –, weil Sie die af-
ghanischen Mitarbeiter und Mitar-
beiterinnen der Bundeswehr nach
Deutschland einreisen lassen; denn
dort befinden sie sich in Lebensge-
fahr.

Die Tatsache, dass sie sich in Le-
bensgefahr befinden, beweist doch,
dass sie als Kollaborateure einer
fremden Besatzungsmacht betrach-
tet und verfolgt werden und von der
Bevölkerung nicht anerkannt und
begrüßt werden.

Das ist doch das Problem, und das
müssen Sie akzeptieren. Natürlich
müssen wir sie jetzt in unser Land
lassen – darüber streiten wir nicht –
, aber die Gründe dafür, dass sie ei-
ner solchen Lebensgefahr ausgesetzt
sind, sind interessant.

Was ist jetzt Ihre Schlussfolge-
rung, Herr Kauder? Ihre Schlussfol-
gerung ist, dass die Bundeswehr jetzt
auch noch verstärkt nach Afrika ge-
hen soll. Ich kann Ihnen nur sagen:
Der Wahnsinn muss endlich aufhö-
ren. Das wird höchste Zeit.

Kommen Sie doch endlich zur Be-
sinnung!

Ich sage Ihnen: Deutschland kann
ein wichtiges Land auf der Erde sein,
wenn wir uns weltweit für Frieden,
für Konfliktvorbeugung, gegen Hun-
ger, Elend und Not, für soziale Ge-
rechtigkeit, für ökologische Nach-
haltigkeit, aber eben nicht für Kriege
einsetzen und uns schon gar nicht
an ihnen beteiligen.

(Beifall bei der LINKEN)

Gregor Gysi (*1948)
Wahlkreis: Berlin-Treptow - Köpenick

Dr. Gregor Gysi, DIE LINKE:

Der Einsatz war die falsche
Antwort auf die Anschläge von 9/11

Ich bitte, nicht zu
vergessen, dass

auch 54
Bundeswehrsol-
daten ihr Leben
gelassen haben.
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Herr Gysi, Ihre Alternative
des Wegduckens, die Sie
hier gerade dargelegt ha-

ben, ist absurd.
Es gab im Jahr 2001 angesichts

der dramatischen Situation, in der
sich das afghanische Volk befand,
keine Alternative zu dieser Ent-
scheidung.

Ich sage Ihnen, Herr Gysi: Ent-
schuldigen Sie sich bei denen, die
mit Leben und Gesundheit für ein
besseres Afghanistan bezahlt haben!

Was sollen die Mütter und Väter
der toten Soldaten und zivilen Hel-
fer angesichts Ihrer Rede denken?

Die ISAF-Soldaten gehen und die
Entwicklungsexperten bleiben, das
ist heute auch die Botschaft des
Entwicklungsministers. Meine Da-
men und Herren, uns allen ist klar:
Militärische Einsätze allein schaf-
fen keinen Frieden.

Ein friedliches Afghanistan hat
nur eine Chance mit einer nach-
drücklichen, international und na-
tional abgestimmten Entwick-
lungszusammenarbeit. Die Ausga-
ben für das Militär sind hoch, in
Milliardenhöhe. Diese Investitio-
nen waren nicht umsonst. Aber
jetzt bedarf es einer Verstärkung der
Investitionen in Friedensarbeit und
Aufbauleistung. Dazu brauchen
wir ein abgestimmtes, europäisch-
internationales Gesamtkonzept,
das auch von der afghanischen Re-
gierung getragen wird.

Notwendig ist – Außenminister
Steinmeier hat es dargestellt – ein
klares Bekenntnis des afghanischen
Präsidenten, Herrn Karzai, und sei-
nes Nachfolgers sowie der afghani-
schen Regierung zur Sicherheit, zur
Zusammenarbeit, zur Bekämpfung
der Korruption, zur Rechtssicher-
heit, zur Wahrung der Menschen-
rechte, zur Sicherung der Frauen-
rechte; denn unsere Hilfe, unser
Engagement ist an Konditionen ge-
bunden. Unser Einsatz ist erfolg-
reich, unser Einsatz ist wirksam.

Das zivile Engagement, der groß-
artige Einsatz der vielen Organisa-

tionen, gilt ungeteilt den Men-
schen in Afghanistan. Viele dieser
Organisationen waren schon vor
ISAF in Afghanistan tätig. Die Zu-
sammenarbeit mit dem afghani-
schen Volk geht bis in die 50er-,
60er-Jahre zurück. Die Ausgangsla-
ge in Afghanistan vor 20, 30, 50
Jahren war düster, schwierig, bru-
tal, Herr Gysi.

Ich möchte mich der großartigen
Arbeit unserer Entwicklungsorga-
nisationen und unserer Partner in
Afghanistan widmen; denn der Fo-
kus - das möchte ich an dieser Stel-
le einmal sagen - lag in der Afgha-
nistan-Diskussion in den letzten
zwölf Jahren allzu sehr auf dem
Militär. Das müssen wir auch ge-
genüber der deutschen Öffentlich-
keit ein Stück zurechtrücken. Na-
türlich würdigen wir alle zu Recht
den großartigen Einsatz der Solda-
tinnen und Solda-
ten; aber wir würdi-
gen zugleich den
Einsatz der zivilen
Experten, die ge-
nauso vor Ort ihr
Leben einsetzen.

Sie verdienen die-
selbe Anerkennung.
Natürlich sorgen die
Schutztruppen für
ein Stück Sicherheit. Aber wer baut
die Krankenhäuser, die Schulen,
die Wasserleitungen? Das sind die
zivilen Experten, deren Einsatz vor
Ort großartig ist.

Der Herr Außenminister hat die
Erfolge dargestellt; ich möchte das
nicht wiederholen. Wir wissen,
dass es Probleme gibt. Man muss
aber auch die Fortschritte sehen:
Seit 2000 hat sich das Bruttonatio-
naleinkommen Afghanistans ver-
doppelt. Besonders wichtig ist für
mich, dass die Frauen und Mäd-
chen in Afghanistan auf dem Weg
zur Gleichberechtigung sind. 2001
gingen 1 Million Jungen zur Schu-
le. Heute sind es 9 Millionen Schü-
ler, und fast alle Mädchen haben
Zugang zu Schulen. Ganz beson-
ders freue ich mich über den Aus-
tausch mit jungen Afghanen, mit
Eliten, an den deutschen Hoch-
schulen, den wir weiter ausbauen
werden.

Ich sage noch einmal: Die Ent-
wicklungsorganisationen vor Ort
leisten diesen herausragenden Bei-
trag unabhängig vom Militär. Wir
werden auch in Zukunft die -Si-
cherheit gewährleisten. Wir leisten
diesen Beitrag in Freundschaft mit
dem afghanischen Volk seit nahezu
hundert Jahren; das können Sie in
den Geschichtsbüchern nachschla-
gen. Die Freundschaft mit dem af-
ghanischen Volk muss auch die
Botschaft dieser Sitzung sein.

Der zivile Aufbau Afghanistans
muss gelingen. Er ist entscheidend
für die Stabilität in der gesamten
Region. Deshalb hat die Bundesre-
gierung zugesagt, bis 2016 jährlich
bis zu 430 Millionen Euro in die
wirtschaftliche, soziale und politi-
sche Entwicklung Afghanistans zu
investieren. Das ist eine hohe
Summe. Ich sage an dieser Stelle
aber auch: Es ist eine weit geringe-
re Summe als die, die wir in
militärische Einsatztruppen zu in-
vestieren bereit waren. An dieser
Stelle ist nun auch eine internatio-
nale bzw. europäische Friedensdi-
vidende gefragt, die ich einfordern
möchte.

Der Steuerzahler beziehungswei-
se das deutsche Volk fragt zu Recht:
Wie wird dieses Geld eingesetzt?
Die Amerikaner haben Probleme,
die Wirksamkeit ihres Einsatzes

n a c h vo l l z i e h b a r
darzulegen; für uns
gilt das nicht. Wir
werden in den Auf-
bau und in die Leis-
t u n g s f ä h i g k e i t
recht s s taa t l i cher
Strukturen investie-
ren.

Wir werden au-
ßerdem den Kampf

gegen Korruption in den Mittel-
punkt rücken, da dieser von zentra-
ler Bedeutung ist. Unser Geld muss
bei den Menschen direkt ankom-
men und darf nicht in korrupten
Kanälen versickern.

Weiterhin setzen wir auf eine
nachhaltige Wirtschaftsentwick-
lung und auf eine gute Lebensper-
spektive für die Menschen. 400
000 junge Afghanen strömen jedes
Jahr auf den Arbeitsmarkt. Unsere
Investitionen fließen daher in die
berufliche Ausbildung, in Mikro-
kredite und in Wirtschaftspartner-
schaften. Ohne zivile Strukturen
kann es keine Stabilität geben.

Ein besonderes Augenmerk wer-
den wir auch auf die Wertschöp-
fungsketten und die Produktivitäts-
steigerung in der Landwirtschaft le-
gen. An dieser Stelle besteht ein ech-
tes Defizit. Afghanistan muss weg
vom Mohnanbau. Die Entwicklung
läuft in den ländlichen Regionen in
die komplett falsche Richtung.

Wir setzen nachdrücklich – an
diesem Beispiel sehen die Kritiker
auf der ganz linken Seite, was sich
in Afghanistan in den letzten zehn
Jahren getan hat – auf die Stär-
kung der Rechte der Frauen, auf
die Integration der Frauen in die
Arbeitswelt und auf den gleichbe-
rechtigten Zugang zu Schulen. Die
Stärkung der Rechte der Mädchen
und der Frauen ist uns sehr wich-
tig.

Wir setzen unsere Arbeit nicht
nur in den Städten, sondern auch
außerhalb der Städte fort.

Wir brauchen außerdem eine
breitere Basis. Afghanistan ist bereit
für Investitionen. Dieser Aufruf
geht an unsere deutsche Wirtschaft.
Die deutsche Wirtschaft hat sich in
Bezug auf Afghanistan bisher sehr
stark – zu stark, wie ich meine – zu-
rückgehalten.

Es gibt Bereiche, in denen wir un-
sere Ziele absolut nicht erreicht ha-
ben. Das ist zum Beispiel bei der
ländlichen Entwicklung und der Re-
duzierung des Mohnanbaus der
Fall. Wir müssen aber auch darüber
reden, wer in diesem Fall die Ver-
antwortung dafür trug. Das war ein
Einsatzbereich, der im Zuweisungs-
bereich der Briten lag, und zwar
ganz eindeutig.

Die Ziele wurden nicht erreicht.
Zur Frage der Sicherheit. Sie ha-

ben gehört, dass ich sehr deutlich
und sehr bewusst darauf hingewie-
sen habe, dass die Entwicklungszu-
sammenarbeit nicht erst 2001 be-
gonnen hat. Der Einsatz von Ent-
wicklungsexperten – ich spreche
nicht nur von Helfern – geht zurück
bis in die 20er-Jahre des letzten
Jahrhunderts. Afghanistan hat tra-
ditionell eine freundschaftliche
Verbindung zu Deutschland, und
eine solche haben wir zum afghani-
schen Volk. Deshalb waren unsere
Entwicklungshilfeorganisationen
auch in den 50er-, 60er- und 80er-
Jahren in Afghanistan.

Schon 2001 war die Frage strittig:
Schaffen die ISAF-Truppen mehr
Schutz oder weniger? Ich glaube,
dass die ISAF-Truppen auch für den
zivilen Aufbau und die zivilen Auf-
bauhelfer mehr Schutz, mehr Si-
cherheit und mehr und bessere Op-
tionen gebracht haben.

Aus Gesprächen mit den Organi-
sationen, die wir natürlich geführt
haben, weiß ich: Es gibt unabhän-
gig von der ISAF-Truppe ein Sicher-
heitskonzept, das umgesetzt wurde,
das die Sicherheit der zivilen Auf-
bauhelfer auch in den nächsten
fünf bis zehn Jahren grundlegend
gewährleistet. Die Organisationen
im zivilen Bereich
können dort auch
ohne Soldaten ar-
beiten.

Wir erwarten
selbstverständlich,
dass in den nächs-
ten Jahren ein ver-
netztes Konzept von
Außenministerium,
Verteidigungsminis-
terium, nationalen und internatio-
nalen Organisationen vorgelegt
wird. Aber unabhängig davon gibt
es ein eigenes Sicherheitskonzept
für die zivilen Organisationen.

Ich nehme Ihre Frage zum Anlass,
kritisch nachzufragen – das sollten
wir alle tun –, welche Lehren wir
aus den Erfahrungen in Afghanistan
für andere Krisenherde ziehen kön-
nen. Ich denke beispielsweise an
den afrikanischen Kontinent. Wir
im BMZ haben ein neues Afrika-

Konzept entwickelt und werden in
unserem Denken und in unserer
Politik einige neue Akzente setzen
und Veränderungen vornehmen
müssen. Das heißt, wir brauchen ei-
ne Stärkung bei der Krisenpräventi-
on. Krisenprä-vention muss vor In-
terventionen kommen. Das ist ganz
zentral.

Wir brauchen einen Aufbau re-
gionaler Krisenreaktionskräfte vor
Ort. Wir brauchen höhere Investi-
tionen zur Stärkung der zivilen
Strukturen und der Zivilgesell-
schaft. Das kann ich am Beispiel
von Mali darlegen. Das Militär
kann in das Land gehen und ein
Stück weit Ordnung und Stabilität
schaffen, es kann aber nicht Frieden
zwischen Freund und Feind schaf-
fen. Um langfristig Stabilität her-
stellen zu können, benötigen wir in
Afghanistan und in Mali zivile
Strukturen.

Hier müssen wir unsere Politik
verändern.

Meine Damen und Herren, ich
möchte nun nicht weiter auf unser
Afrika-Konzept eingehen. Wir müs-
sen aus dem langjährigen Einsatz in
Afghanistan die Lehren für die Kri-
senbewältigung auch im Nahen Os-
ten ziehen. Angesichts von 6 Millio-
nen Flüchtlingen in Syrien, der in-
stabilen Lage im Libanon, der Si-
tuation in Jordanien müssen wir
uns fragen: Wie lange schauen wir
zu, bis auch dort aus der Instabili-
tät Krisen, Konflikte und Kriege
werden?

Wo ist unsere Krisen- bezie-
hungsweise Friedenskonzeption,
dort jetzt einzugreifen und Akzente
zu setzen?

Meine Damen und Herren, ich
möchte in Richtung der Europäi-
schen Union sagen: Die Mittel aus
dem vollgefüllten EU-Entwick-
lungstopf müssen im Rahmen einer
EU-Krisenpräventionsstrategie
auch in Afghanistan investiert und
zentriert werden.

Ich gedenke in dieser Stunde na-
türlich der toten und verletzten Sol-
datinnen und Soldaten und Ent-
wicklungsexpertinnen und Ent-
wicklungsexperten und deren Fami-

lien. Wir danken für
die großartige Zu-
sammenarbeit mit
den ISAF-Truppen
und ihren großarti-
gen Einsatz.

Ich sage noch ein-
mal: Die Sicherheit
ist natürlich zentral.

Zum Schluss
möchte ich betonen:

Afghanistan wird uns weiter be-
schäftigen. Die Politik hat es leider
an sich, dass man kurzfristig rea-
giert. Wir beschließen das Mandat
bis Ende des Jahres; wir brauchen
aber eine mit den Europäern und
international abgestimmte Gesamt-
strategie, ein friedenspolitisches
Gesamtkonzept, das über 2016 hi-
nausgeht und bis 2020/2030 reicht.

(Beifall bei der CDU/CSU und der

SPD) 

Gerd Müller (*1955)
Bundesminister 

Dr. Gerd Müller, CDU/CSU, Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit:

Wir brauchen eine international
abgestimmte Gesamtstrategie 

Die Entwicklungs-
organisationen
vor Ort leisten

einen 
herausragenden

Beitrag.
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Wir werden in den
Aufbau und die
Leistungsfähig-

keit rechtsstaatli-
cher Strukturen

investieren.
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Lieber Gregor Gysi, Sie dürfen
der Bundesregierung nicht al-
les glauben. Die Bundesvertei-

digungsministerin hat gesagt,
Deutschland solle sich mehr enga-
gieren. Heute legt sie aber ein Man-
dat vor, das vorsieht, künftig 3 000
Soldatinnen und Soldaten weniger
im Ausland einzusetzen.

Der Kampfeinsatz soll 2014 been-
det werden. Ein solches Mandat, ein
geordneter Abzug und die Übergabe
der Sicherheitsver-
antwortung an die
Afghanen, haben wir
sehr lange gefordert.
Dieses Abzugsman-
dat ist überfällig,
und deswegen fällt es
mir leicht, zu sagen:
Das jetzt zu been-
den, ist richtig.

Ich sage aber: Es ist
auch an der Zeit, eine Bilanz zu zie-
hen. – Ich habe damals der Regie-
rung angehört, die die Soldatinnen
und Soldaten nach Afghanistan ge-
schickt hat.

Deswegen und natürlich auch an-
gesichts der Opfer der Afghanen und
der Deutschen muss man sich dieser
Frage sehr ernsthaft stellen.

Wenn ich nach diesen zwölf Jah-
ren darüber nachdenke, dann kom-
me ich nicht zu einer einfachen
Wahrheit, sondern zu einem parado-
xen Befund: Es war richtig, das Tali-
banregime zu stürzen.

Dennoch sind wir und ist die
NATO in Afghanistan ein Stück ge-
scheitert. – Man muss sich beiden
dieser Wahrheiten stellen.

Der internationale Terrorismus
wäre eine größere Gefahr und diese
Welt wäre erheblich unsicherer,
wenn er in Afghanistan noch einen
Rückzugsraum hätte. Vor 2001 stand
er übrigens regelmäßig unter dem
Schutzschirm des pakistanischen
Geheimdienstes. Das Leben der Af-
ghaninnen und Afghanen wäre er-
bärmlicher, wenn die Taliban weiter-
hin in weiten Teilen des Landes die
Mädchen am Schulbesuch hinderten

und Ehebrecherinnen und Opposi-
tionelle nach Belieben steinigen -
würden. Es ist übrigens nicht so,
dass der Krieg in Afghanistan mit der
Intervention des Westens angefan-
gen hat; dort herrschte zu dem Zeit-
punkt Krieg.

Dennoch sind wir gescheitert. Ich
zitiere: Die „Förderung von Sicher-
heit, Entwicklung und Rechtsstaat-
lichkeit“ ist „trotz großer und aner-
kennenswerter Anstrengungen“ nur
unzureichend gelungen. – Das
schreibt Herr Papier für die Evange-
lische Kirche in Deutschland.

Wir sind von einem echten State
Building weit entfernt. Die Sicher-
heitslage hat sich übrigens noch in
2013 gegenüber 2012 verschlechtert.
Nach Angaben der UNAMA ist die
Zahl der zivilen Opfer noch einmal
um 16 Prozent angestiegen, und
auch die Zahl der Anschläge hat um
10 Prozent zugenommen.

Wir als internationale Gemein-
schaft werden noch über Jahre hin-
weg den afghanischen Sicherheits-
sektor finanzieren, ausbilden und
ausrüsten müssen. Von selbsttragen-
der Sicherheit sind wir trotz der

Übergabe der Sicher-
heitsverantwortung
an die Afghanen ein
ganzes Stück ent-
fernt.

Das ist der andere
Teil der Wahrheit.

Worin hat dieses
Scheitern bestan-
den? Ich glaube, dass
die EKD das an ei-

nem Punkt ganz klug beschrieben
hat. Sie hat ausgeführt:

Ein friedens- und sicherheitspoli-
tisches Gesamtkonzept unter dem
Primat des Zivilen, – nicht unter Ver-
zicht des Militärischen, sondern un-
ter dem Primat des Zivilen – hat
weitgehend gefehlt. Die enge Ver-
knüpfung des ISAF-Mandates mit
der von den US-Amerikanern als Teil
des „War-on-Terror“ geführten Ope-
ration „Enduring Freedom“ hat die
Glaubwürdigkeit der Friedens- und
Unterstützungsmission ISAF erheb-
lich beeinträchtigt.

Das ist der Kern. Man kann keinen
Rechtsstaat aufbauen, wenn man je-
de Nacht Drohnen zu extralegalen
Tötungen losschickt. Das zerstört die
Glaubwürdigkeit eines solchen Ein-
satzes und eines zivilmilitärischen
Ansatzes.

Wir dürfen nie wieder zulassen,
dass auf einem Gebiet zwei sich ge-
genseitig ausschließende militäri-
sche Operationen stattfinden, wie es
dort der Fall gewesen ist.

Ich sage sehr deutlich: Mit dem
Beginn von ISAF hätten die OEF und
auch diese ganzen Strategien been-
det werden müssen, egal unter wel-

chem Plakat sie gemacht worden
sind.

Dann gibt es einen zweiten Feh-
ler, über den wir noch gründlicher
nachdenken müssen. Asymmetri-
sche Kriege – wir sprechen hier
über Krieg – unterscheiden sich
von konventionellen Kriegen in ei-
nem wichtigen Punkt: Konventio-
nelle Kriege kennen am Ende häu-
fig einen Sieger und einen Verlierer.
Asymmetrische Kriege kennen häu-
fig keine Sieger, sondern nur Verlie-
rer.

Durch den Militäreinsatz wird das
Kräfteverhältnis verschoben. Aber
am Ende eines solchen Konflikts
steht, wenn er denn beendet wird, in
der Regel eine Verständigung, ir-
gendein Kompromiss zwischen den
Konfliktparteien. Genau dieser rich-
tigen Erkenntnis haben wir uns viel
zu lange entzogen.

Ich erinnere mich noch, wie der
damalige SPD-Vorsitzende Kurt
Beck insbesondere von der
CDU/CSU ausgelacht worden ist,
als es hieß, es müsse mit den Tali-
ban Gespräche geben. Uns schlug
wegen dieser Forderung Empörung
entgegen. Heute sind Sie selber
froh, dass der Botschafter Steiner
im Auftrag der Bundesregierung
den Taliban ein Büro in Katar an-
gemietet und Gesprächskanäle zu
den USA eröffnet hat. Wir sind al-
le gemeinsam besorgt, dass diese
Gesprächskanäle am Ende wegen

der Fortsetzung des Drohnenkrie-
ges zum Erliegen gekommen sind.

Deswegen sage ich: In Afghanistan
ist die NATO nicht an zu wenig Mi-
litär gescheitert. Wir sind gemein-
sam daran gescheitert, dass wir von
Beginn an zu wenig Entwicklung
und zu wenig Willen zu einer politi-
schen Lösung auf die Tagesordnung
gesetzt haben. Das ist der Kern des
Problems.

Das bleibt nicht ohne Konsequen-
zen. Man hat sich einmal die NATO
in der Rolle des globalen Dienstleis-
ters für Sicherheit für die Weltge-
meinschaft vorge-
stellt. Ich sage Ihnen:
Nach Afghanistan
und Libyen wird es
dafür kaum neue
Mandate geben.
Auch und gerade un-
sere demokratischen
Verbündeten unter
den Schwellenlän-
dern werden das
nicht mehr akzeptieren.

Dennoch glaube ich, dass der
Bundespräsident recht hat: Deutsch-
land muss mehr internationale Ver-
antwortung übernehmen. Der Bun-
despräsident hat das wie folgt be-
schrieben: Das bedeutet nicht – ich
zitiere – „mehr Kraftmeierei“. Er setzt
dagegen „auf Prävention, auf inter-
nationale Zusammenarbeit sowie
auf die Entwicklung von Frühwarn-
systemen gegen Massenverbrechen“.

Deswegen müssen wir uns im
Rahmen der Vereinten Nationen
mehr organisieren und engagieren.
Da, wo das Militäreinsatz bedeutet,
wird es mehr DPKO und weniger
NATO sein. Wir müssen mehr zivile
Missionen auf den Weg bringen.
Deswegen ist eine gemeinsame euro-
päische Außen- und Sicherheitspoli-

tik künftig von wachsender, zentra-
ler Bedeutung.

Nur, werden wir, Herr Bundesau-
ßenminister, dieser Herausforde-
rung auch gerecht? Sie haben in
München gesagt: Außenpolitische
Verantwortung muss immer konkret
sein. – Ich frage die Bundesregie-
rung: Wo sind denn eigentlich die
für Postkonfliktländer notwendigen
1 000 Polizeibeamtinnen und Poli-
zeibeamte, die wir angeblich auf
Stand-by vorhalten? Die gibt es nicht
einmal auf dem Papier.

Wenn wir über Früherkennung
und Prävention re-
den: Ist es wirklich
klug, im Großkon-
flikt zwischen Saudi-
Arabien und dem
Iran die eine Seite mit
Hermesbürgschaften
hochzurüsten?

Aber, meine Da-
men und Herren –
damit komme ich

zum Schluss –, es gibt einen einfa-
chen Prüfstein dafür, ob Deutsch-
land seiner Verantwortung außenpo-
litisch gerecht wird – das hat der ehe-
malige Bundespräsident Horst Köh-
ler ganz gut formuliert, das ist eine
Frage der Glaubwürdigkeit –: Schaf-
fen wir es wenigstens, wenn wir
schon die Zusagen für 2015 reißen,
bis 2017 0,7 Prozent des Bruttosozi-
alprodukts für Entwicklungshilfe auf
den Weg zu bringen? Das ist der
Prüfstein für die Glaubwürdigkeit
für mehr internationale Verantwor-
tung, und das ist die Frage, ob wir
auch aus dem Scheitern in Afghanis-
tan endlich etwas lernen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der

SPD)

Jürgen Trittin (*1954)
Landesliste: Niedersachsen

Jürgen Trittin, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Das Mandat jetzt 
zu beenden ist richtig

Deshalb sage ich:
In Afghanistan 

ist die NATO 
nicht an 

zu wenig Militär 
gescheitert.

Man kann keinen
Rechtsstaat auf-

bauen, wenn man
jede Nacht
Drohnen 

losschickt.
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Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen (CDU) besucht deutsche ISAF-Soldaten in Afghanistan.
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Zuerst möchte ich auf Bemer-
kungen von zwei Kollegen in
der Debatte eingehen. Herr

Kollege Gysi, Sie haben den Vorwurf
erhoben, die Bundesrepublik
Deutschland habe sich im Rahmen
des ISAF-Mandats mit den Drogen-
baronen in Afghanistan gemein ge-

macht. Das entspricht einfach nicht
den Tatsachen, Herr Gysi. Das weise
ich mit voller Entschiedenheit zu-
rück. Es war oft Gegenstand der De-
batten in diesem Hause – der Ent-
wicklungsminister hat das gesagt –,
ob wir in die Auseinandersetzung
um den Drogenanbau aktiv eintre-
ten sollten. Aus guten Gründen ha-
ben wir darauf verzichtet, das zu tun.
Das heißt aber noch lange nicht,
dass wir uns mit den Drogenbaro-
nen gemein gemacht haben. Einen
solchen Rückschluss lasse ich Ihnen
an dieser Stelle nicht durchgehen.

Herr Trittin, Sie haben ausführlich
über den Beginn des Mandats ge-
sprochen. Sie waren damals quasi
hautnah daran beteiligt. Der Kollege
Annen hat sehr anschaulich deutlich
gemacht, welch große Zäsur dieses
Mandat für unser Land war. Ich wür-
de aber nicht davon sprechen, dass
das Mandat gescheitert ist und dass
wir die Ziele, die wir uns gesetzt ha-
ben, allesamt nicht erreicht haben.

Sie waren bei der Formulierung
der ursprünglichen Ziele beteiligt.
Zwar möchte ich nicht jedes Wort
von Joschka Fischer auf die Gold-
waage legen, aber es gehört zur kriti-
schen Betrachtung auch dazu – da-
rüber sind wir uns im Auswärtigen
Ausschuss doch einig –, uns zu fra-
gen: Waren vielleicht die Ziele zu
hoch, die wir uns gesetzt haben?
Den kompletten Einsatz als geschei-
tert zu bezeichnen, geht mir zu weit;
aber vielleicht waren die Ziele etwas
beziehungsweise wesentlich zu hoch
gegriffen.

Einen wichtigen Punkt möchte ich
meinen eigentlichen Bemerkungen
voranstellen, auch mit Blick auf den
Beitrag, den der Bundespräsident in
München geleistet hat. Das ist in die-
ser Debatte schon mehrmals von
uns gesagt worden. Von uns glaubt
niemand, dass es rein militärische
Lösungen von Konflikten gibt. Wir
wählen immer den politischen An-
satz. Wir glauben aber, dass es, um

überhaupt wieder politischen Spiel-
raum zu erreichen, manchmal als
äußerstes Mittel notwendig ist, Mili-
tär einzusetzen. Deshalb diskutieren
wir hier auch so intensiv. Deshalb ist
auch das Parlament in einem so gro-
ßen Umfang wie bei kaum einem
anderen Politikfeld eingebunden
und trifft letztendlich die Entschei-
dung autonom. Das geschieht alles
vor dem Hintergrund, dass wir in
Deutschland den Parlamentsvorbe-
halt haben. Das soll auch so bleiben.

Vorhin wurde
über Drohnen unter
einem anderen Ge-
sichtspunkt disku-
tiert; es ging vor al-
lem um Fragen wie
extralegale Tötun-
gen, die von den
USA ausgehen. Ich
möchte diesen
Punkt ebenfalls an-
sprechen, weil oft etwas vermengt
wird, was nichts miteinander zu tun
hat: Der Vorfall bei Kunduz 2009
wäre beim Einsatz einer Drohne an-
ders abgelaufen.

Vor diesem Hintergrund sage ich
an dieser Stelle: Zu einer kritischen
Betrachtung gehört auch, dass wir all
den Soldatinnen und Soldaten den
besten Schutz sowie die besten Mög-
lichkeiten der Aufklärung zur Verfü-

gung stellen, um Risiken zu mini-
mieren.

Das gibt mir die Gelegenheit, auch
im Namen meiner Fraktion an die-
sem wichtigen Tag so vielen Men-
schen, die im Einsatz waren oder im
Einsatz sind – die Veteranen sind
vorhin schon erwähnt worden – und
die hervorragende Arbeit für unser
Land leisten, und deren Angehöri-
gen an dieser Stelle zu danken.

Natürlich ist dieser Einsatz eine
Zäsur. Als das zugrundeliegende

Mandat am 16. No-
vember 2001 auf den
Weg gebracht wor-
den ist, ist dem keine
einfache Abstim-
mung vorausgegan-
gen; schließlich war
sie mit der Vertrau-
ensfrage verknüpft.
Nach wie vor unter
dem Eindruck der

schrecklichen Ereignisse vom 11.
September 2001 stehend, hat Ger-
hard Schröder damals von der „un-
eingeschränkten Solidarität“ mit
Amerika gesprochen. Dieser Solida-
rität sind wir wie noch nie zuvor in
der Geschichte unseres Landes ge-
recht geworden. Schon damals hat
Deutschland einen starken Beitrag
geleistet. Selbst wenn damals – übri-
gens in allen Parteien – sehr strittige

Philipp Mißfelder (*1979)
Landesliste: Nordrhein-Westfalen

Philipp Mißfelder, CDU/CSU:

Dieser Einsatz 
ist eine Zäsur 
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Ich finde, Herr Kollege Trittin, Sie
haben dieser Debatte einen
Dienst erwiesen, weil Sie die Dis-

kussion auf den Punkt gebracht ha-
ben, die wir miteinander zu führen
haben. Das ISAF-Mandat ist von An-
fang an umstritten gewesen. Das ist
auch in Ordnung. Übrigens war das
auch in meiner eigenen Fraktion
und Partei immer umstritten. Wir
haben darum richtig gerungen. Ich
glaube, das ist auch ein Teil der de-
mokratischen Auseinandersetzung.

Wir haben übrigens, weil wir da-
rum gerungen haben, auch mit da-
für gesorgt – gemeinsam übrigens –

, dass dieses mehr Gegeneinander
als Miteinander zwischen ISAF und
OEF beendet worden ist. Dass es ein
Fehler war, dass wir das nicht früher
durchsetzen konnten, gestehe ich Ih-
nen gerne zu. Denn das ist ein Aus-
druck dieser strittigen Debatten ge-
wesen.

Ja, ich würde auch sagen, unsere
Ziele in Afghanistan waren hochge-
steckt. Vielleicht waren sie auch zu
hoch gesteckt. Wir sind in vielerlei
Hinsicht unvorbereitet in diesen
Einsatz gegangen. Das ist richtig.
Aber niemand konnte den Anschlag
am 11. September vorhersehen. Das
ist auch ein Teil eines
Reifeprozesses in
diesem Land gewe-
sen.

Wir sind in Afgha-
nistan zum Teil auf
dem Boden der Rea-
lität gelandet. Das
war nicht immer ein-
fach, vor allem für
die Menschen, die
wir nach Afghanistan geschickt ha-
ben: Soldatinnen und Soldaten, zivi-
le Angehörige, Polizeibeamte und
Diplomaten. Trotzdem, Herr Trittin:
„Gescheitert“ ist ein großes Wort.
Darüber müssen wir in diesem
Raum, in diesem Hauen Hose, Ent-

schuldigung: Hohen Hause diskutie-
ren.

Ich finde, die Frage, ob dieser Ein-
satz gescheitert ist oder nicht, ent-
scheidet sich nach 2014. Wir sollten
alles dafür tun, dass unser Einsatz
dazu führt, dass das, was wir erreicht
haben, und dass die Möglichkeiten,
die wir für die Menschen in Afgha-
nistan geschaffen haben, erhalten
bleiben, damit wir am Ende dieser
Auseinandersetzung sagen können,
dass wir eben nicht gescheitert sind.

Ich will auch auf eines hinweisen:
Der Bundeswehreinsatz hat auch un-
ser Land und unsere politische Spra-

che verändert. Wir
reden heute von
Krieg. Wir reden von
Gefallenen, und wir
reden von Vetera-
nen. Wir haben eine
Diskussion, die not-
wendig ist – darauf
ist auch hingewiesen
worden –, und wir
haben eine Ver-

pflichtung gerade für die Menschen,
die wir dorthin geschickt haben.

Aber ich habe eine Bitte an diesem
Tag, vor allem an einen Teil der Op-
position. Es ist ja in Ordnung, über
die Frage von Militäreinsätzen zu
streiten. Ich respektiere immer – wir

haben auch in unserer eigenen Frak-
tion diese Debatte –, wenn man sich
grundsätzlich dagegen ausspricht.
Das ist eine legitime Position. Aber,
Herr Kollege Gysi, lassen Sie uns
über die Lage in Afghanistan reden.

Ihr Bezugspunkt ist doch ganz of-
fensichtlich nicht die Zeit der Talib-
anherrschaft gewesen; denn sonst
könnten Sie gar nicht zu solchen Er-
gebnissen kommen.

Die Lebenserwartung in diesem
Land ist inzwischen höher. Viele
Menschen dort ha-
ben Zugang zur Ge-
sundhei t sver sor -
gung; das ist zuvor
genannt worden.

Nicht nur unsere
Gesellschaft, son-
dern vor allem auch
die Gesellschaft in
Afghanistan hat sich
durch den Einsatz
verändert. Dort gibt es inzwischen in
den großen Städten eine Medien-
landschaft, die ihresgleichen in der
Region sucht. Ein Großteil der Men-
schen in Afghanistan – auch auf dem
Land – verfügt über Zugang zu einem
Mobiltelefon. Das Meinungsmono-
pol der Dorfältesten und der Mullahs
ist in vielen Bereichen Afghanistans
längst gebrochen. Deswegen gibt es
vitale Debatten über alle Probleme,
die es dort gibt, im afghanischen Par-
lament. Die entscheidende Frage, die
sich uns allen stellt, lautet: Sind wir
fähig, nach Ablauf des ISAF-Mandats
eine Politik zu betreiben und eine
Struktur zu entwickeln, die die Men-
schen, die auch von unserem Einsatz
profitiert haben, die zur Schule ge-

hen und studieren, die sich wieder
auf Wahlen vorbereiten und für ein
Parlament kandidieren können, in
die Lage versetzen, über die Zukunft
ihres Landes selber zu entscheiden?
Das ist die Herausforderung, vor der
wir stehen.

Ich bin der Meinung: Die kritische
Debatte – auch über Fehler, die wir
in den letzten zwölf Jahren gemacht
haben – ist richtig. Meine Fraktion
wird sich an dieser Debatte beteili-
gen. Ich bin sehr dankbar, dass der

Außenminister eine
kritische – auch
selbstkritische – Bi-
lanz gezogen hat.
Aber wir dürfen über
diese grundsätzliche
Debatte nicht verges-
sen, dass wir in den
letzten zwölf Jahren
der afghanischen Ge-
sellschaft Chancen

gegeben haben. Wir müssen den
Menschen in Afghanistan helfen,
diese Chancen wahrzunehmen. Des-
wegen werbe ich nicht nur für Zu-
stimmung, sondern auch dafür, dass
wir uns mit demselben Engagement
über den richtigen Weg streiten,
wenn es nicht nur um militärische
Fragen geht, sondern um die Frage –
das ist die Nagelprobe –, ob wir in
der Lage sind, mit zivilen, diploma-
tischen und politischen Mitteln da-
für zu sorgen, dass Afghanistan als
Freund der Bundesrepublik
Deutschland eine Zukunft hat.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU

sowie bei Abgeordneten des

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Niels Annen (*1973)
Wahlkreis: Hamburg-Eimsbüttel

Niels Annen, SPD:

Die kritische Debatte über den
Afghanistan-Einsatz ist richtig

Nicht nur unsere,
sondern auch die

Gesellschaft in
Afghanistan hat
sich durch den

Einsatz verändert.

Wir sind in
Afghanistan
zum Teil auf 
dem Boden 
der Realität

gelandet.

Dieser wichtige
Beitrag ist auch
ein Ausdruck der
Leistungsfähig-

keit der
Bundeswehr.
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Wir haben eine dauerhafte,
nachhaltige, alte und in-
tensive Beziehung zu Af-

ghanistan, zum afghanischen Volk.
Ich hoffe, das bleibt so.

In den letzten zwölf Jahren sind
Tausende Deutsche nach Afghanis-
tan gegangen: allein 129 724 Sol-
daten, dazu zahllose Zivilisten,
Polizisten, Peacekeeper, Entwick-
lungshelfer oder Experten, Mitar-
beiter von internationalen Organi-
sationen – wie ich –, von nationa-
len Botschaften, NGOs, Stiftungen
usw. Uns alle hat eines verbunden:
eine Begeisterung, dorthin zu ge-
hen und für die richtige Sache ein-
zustehen. Dort hat uns empfangen

eine Faszination, nicht nur von der
Landschaft, sondern auch vom af-
ghanischen Volk, von den Afgha-
nen selbst. Ich kenne keinen, der
länger als drei Monate in Afghanis-
tan gewesen ist, der diese Faszina-
tion nicht gespürt hat. Diese Faszi-
nation begeistert viele von uns
nach wie vor; auch darüber reden
wir.

Es gibt einen weiteren Punkt, der
neu für viele von uns war: Das waren
die internationalen Teams. Das war
neu für mich bei den Vereinten Na-
tionen, für andere in internationalen
NGOs und für die
Soldaten in multina-
tionalen Einheiten.
Es waren ja nicht nur
die 28 Staaten der
NATO beteiligt, son-
dern es waren 50
Staaten, darunter 22
Nicht-NATO-Staa-
ten beteiligt: von der
Schweiz bis Tonga,
von der Mongolei
bis zur Ukraine. Uns alle hat die Be-
geisterung verbunden, für die richti-
ge Sache einzustehen und aufseiten
der Afghanen zu kämpfen, die für
Menschenrechte und Menschenwür-
de einstehen – oft mit ihrem Leben
–, die für Bildung und Gleichberech-
tigung sind, für Demokratie und
Entwicklung.

Eine Zeit lang hat die Stabilisie-
rungsmission der ISAF auch funk-
tioniert. Bis 2005 gab es keinen
Krieg. Eine Zeit lang hat das Peace-
keeping funktioniert. Erst als da
„no peace to keep“ war, ist das um-
geschlagen. Eine Zeit lang ist es
auch gelungen, gegen die totalitä-
ren Kräfte anzukämpfen, gegen die
Gotteskrieger und Ideologen, so
ungefähr bis 2004/05. Der Irak-
krieg, der Absturz der Amerikaner
von ihrem Moral High Ground
durch die Geschehnisse in Abu
Ghureib und Guantánamo haben

dazu beigetragen,
dass die Taliban sich
dann auch ideolo-
gisch neu formieren
konnten, übrigens
international und
von Pakistan aus.

Als Peacekeeper
war ISAF bei den Af-
ghanen populär.
Später erst, mit dem
Eintritt der Kämpfe

gegen die Aufständischen, mit der
Counterinsurgency, schlug das um.
Es gibt eine Langzeituntersuchung
über Meinungen im Norden von
Afghanistan. Noch 2007 waren 80
Prozent der Leute der Meinung,
dass ISAF die Sicherheit verbessert.
2013 waren es nur noch 15 Pro-
zent. Oder: 2007 haben sich nur 5

Prozent der afghanischen Bevölke-
rung im Norden vor ISAF gefürch-
tet; heute sind es 80 Prozent, ge-
nauso viele, wie sich vor den Tali-
ban fürchten. Deshalb ist es Zeit,
abzuziehen.

Mit mehr Soldaten lässt sich
nicht mehr ausrichten. Das finden
wir hier in Deutsch-
land, und das fin-
den auch die Afgha-
nen.

Einem Anliegen,
das immer wieder
an uns herangetra-
gen wird, gerade
von denen, die mit
uns gearbeitet ha-
ben, den Parlamen-
tarierinnen und
Par lamentar ie rn ,
den Journalistinnen und Journa-
listen, den liberalen Demokraten
in Afghanistan, auf deren Seite wir
ja gekämpft haben, müssen wir
uns stellen, indem wir selbst eine
Antwort auf die Frage geben, was
auf afghanischer Seite jetzt von
uns, von den Entwicklungspoliti-
kern, von den internationalen –
zivilen – Organisationen erwartet
wird. 

Nebenbei bemerkt: Ich glaube,
eine militärische Nachfolgemissi-
on wird es nicht geben; aber darü-
ber werden wir noch sprechen
müssen.  

Die Afghanen sagen sehr deut-
lich, was sie von uns erwarten, und
das können wir auch leisten, näm-
lich Bildung, Ausbildung, Fortbil-
dung, Capacity Building, Bil-
dungseinrichtungen, Universitäts-
partnerschaften, Bildungspartner-
schaften.

Da geht sehr viel mehr, als in der
Fantasie von DAAD und GIZ exis-
tiert.

An Geld fehlt es ja nicht. Mit Geld
kann man jedoch keine Demokratie
schaffen, wohl aber mit einer ge-
stärkten Bildungselite, die in Afgha-
nistan immer noch sehr schwach ist.

Ich wünsche mir von
den Entwicklungs-
politikern sehr, dass
sie die geplanten
430 Millionen Euro
jährlicher Entwick-
lungshilfe – das ist ja
ein Riesenbetrag –
auch für Bildung
einsetzen; denn das
ist etwas, was wir
können und was die
Afghanen von uns,

von Deutschland, erwarten.
Ich würde mir natürlich wün-

schen, dass diejenigen, die in Zu-
kunft nach Afghanistan gehen, die
Begeisterung für unser Engage-
ment teilen und auch weitertra-
gen. Diese Begeisterung wird die-
jenigen, die dort bleiben, und
auch diejenigen, die in schwieri-
ger Situation dort waren, weiter-
hin mit Afghanistan verbinden;
sie wird bleiben. In Afghanistan
wird von unserem Einsatz nur das
bleiben, was sich in den Köpfen
verändert hat. Entscheidend ist
nicht das, was wir an Straßen, Brü-
cken und Brunnen gebaut haben,
sondern das, was sich in den Köp-
fen verändert hat. Dahin gehend
etwas zu bewegen, muss in der
nächsten Zeit unser Ziel sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN)

Tom Koenigs (*1944)
Landesliste: Hessen

Tom Koenigs, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Entscheidend ist, was sich
in den Köpfen verändert hat
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Diskussionen geführt worden sind,
muss ich sagen, dass diese Diskus-
sionen definitiv zu einem Reifungs-
prozess in unserem Land beigetra-
gen haben. Ich glaube, dass die kri-
tische Betrachtung zu Beginn der
Diskussionen genauso wie jetzt, vie-
le Jahre danach, dazugehört. Es gilt
zu evaluieren, was gut und was
schlecht gelaufen ist.

Für uns bleiben nach dem Strate-
giewechsel, der in London eingelei-
tet worden ist, bestimmte Aspekte
wichtig, an denen wir festhalten wol-
len. Dazu gehört zum Beispiel der
Grundsatz „Gemeinsam hinein, ge-
meinsam heraus“. Auch das ist – das
hat der Bundesaußenminister schon
gesagt – ein Ausdruck von Verant-
wortung.

Natürlich sind andere aus Afgha-
nistan schon herausgegangen. Das
sage ich auch mit Blick auf Verbün-
dete von uns. Wir leisten aber einen
besonderen Beitrag, indem wir an
diesem Grundsatz festhalten.

Es ist auch nicht einfach, diese
Entscheidung hier alle zwölf Mona-
te oder in Wahlkämpfen zu verteidi-
gen. Wir haben aber in Deutschland
einen demokratischen Diskurs und
haben die Entscheidung zur Diskus-
sion freigegeben, und wir haben uns

in Wahlkämpfen hingestellt und ge-
sagt: Dafür stehen wir ein. – Ich glau-
be, es war die richtige Entscheidung,
zu sagen: Gemeinsam hinein und
auch gemeinsam heraus.

Dieser wichtige Beitrag ist auch
ein Ausdruck der Leistungsfähigkeit
der Bundeswehr insgesamt.

Die Opfer sind vorhin schon an-
gesprochen worden.
Jedes Opfer ist eines
zu viel, sei es ein zi-
viles oder sei es ein
Soldat.

Wir wollen die Si-
cherheitsarchitektur
in Afghanistan wei-
ter stärken. Dafür
soll es eine An-
schlussmission ge-
ben. Das Notwendige ist dazu gesagt
worden. Wir erwarten Rechtssicher-
heit für diejenigen, die für uns dort
weiter tätig sein wollen. Wir erwar-
ten aber auch Sicherheit insgesamt.
Der Bundesentwicklungsminister
hat deutlich gemacht, welche Rah-
menbedingungen für die Entwick-
lungshelfer wir für die Zukunft er-
warten. Das wird uns vor große He-
rausforderungen stellen. Die Situati-
on und damit die Sicherheitslage
kann natürlich angespannter wer-

den, wenn die ISAF-Mission insge-
samt beendet wird.

Wir stehen jetzt unmittelbar vor
der Herausforderung der Präsident-
schaftswahlen und vor der Frage, wie
es in dem Land politisch weitergeht.
Auch die Provinzräte stehen zur
Wahl an. Eines muss ich an dieser
Stelle schon sagen: Selbst wenn es

viel daran auszuset-
zen gibt, selbst wenn
einem nicht jeder
Kandidat, der sich
bewirbt, passt, wäre
es früher, unter der
Herrschaft der Tali-
ban, unvorstellbar
gewesen, dass sich
Frauen überhaupt
zur Wahl stellen.

Es wäre unvorstellbar gewesen,
dass es überhaupt eine Auswahl gibt,
dass es Richtungsdiskussionen um
die beste Ausrichtung dieses Landes
gibt. Alles, was jetzt geschieht, findet
noch auf niedrigem Niveau statt. Ich
rede das hier auch nicht schön. Ich
sage nicht, dass wir alle unsere Ziele
erreicht haben. Aber nichtsdesto-
trotz ist nicht alles schlecht in Afgha-
nistan.

In der Debatte sind die Teilhabe
am Bildungs- und Gesundheitswe-

sen angesprochen worden. Wenn wir
zurückblicken werden, dann werden
wir immer sagen können, dass es in
dem Bereich, wo wir tätig waren, Er-
folge gibt: Insbesondere die Infra-
struktur ist ausgebaut worden, die
Elektrifizierung ist vorangetrieben
worden, Straßen sind gebaut wor-
den, Brunnen sind gebaut worden.
Das sind Erfolge, selbst wenn das
hier manchmal belacht worden ist
und manche gesagt haben: Dafür ist
ein Militäreinsatz doch nicht da. –
Wir haben immer einen gesamtheit-
lichen Ansatz verfolgt und gesagt: Im
Zentrum dieser Mission steht nicht
nur die militärische Absicherung,
sondern auch der zivile Beitrag, der
hoffentlich nachhaltig sein wird.

Wir setzen bei dem Anschluss-
mandat darauf, dass die Sicherheits-
strukturen sich nachher ohne uns
tragen. Deshalb wollen wir die Poli-
zeiausbildung vorantreiben, was ei-
ne sehr große Herausforderung ist;
die Themen sind schon angespro-
chen worden.

Dazu gehört auch eine kritische
Überprüfung; wir wollen ja darüber
im Auswärtigen Ausschuss groß dis-
kutieren. Ich nehme übrigens die
Hinweise der evangelischen Kirche
als Einladung wahr, uns damit aus-

einanderzusetzen. Ich teile nicht al-
les, was dort formuliert worden ist;
es ist aber auch nicht alles falsch, was
dort aufgeschrieben worden ist. Des-
halb möchte ich dieses Angebot an-
nehmen und darüber diskutieren:
Wie geht es eigentlich nach ISAF wei-
ter, und wie kann sich die Gesell-
schaft hier auch weiterhin verant-
wortlich gegenüber den Menschen
in Afghanistan zeigen?

Es ist vorhin gesagt worden, dass
wir mit der heutigen Debatte ein
freundschaftliches Signal in Rich-
tung des afghanischen Volkes aus-
senden wollen. Das wollen wir auch
tun. Deshalb noch einmal mein kla-
res Bekenntnis – ich richte es an die-
jenigen, die uns in den vergangenen
Jahren massiv unterstützt haben –:
Wir wollen auch für Ihre Sicherheit
garantieren und für das, was in dem
Rahmen möglich ist – mit Aufent-
haltsgenehmigungen hier und mit
Sicherheit vor Ort; denn wir wollen
nicht, dass diejenigen, die uns über
Jahre geholfen haben, schutzlos de-
nen ausgeliefert sind, die eventuell
auf Rache sinnen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD

sowie bei Abgeordneten des

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir wollen 
die Sicherheits-

struktur in
Afghanistan

weiterhin
stärken.

Eine Zeitlang
hat die

Stabilisierungs-
mission 
der ISAF 

auch 
funktioniert.

Ich glaube, eine
militärische

Nachfolgemission
wird es nicht
geben; aber 

darüber werden
wir noch sprechen

müssen.


